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A. Bericht des Abgeordneten Odenthal (Dritter und Vierter Ab- 
schnitt sowie §§ 139 bis 141 a des Siebenten Abschnitts) 

und des Abgeordneten Schneider (Hamburg) (Erster, Zweiter, 
Fünfter und Sechster Abschnitt sowie §§ 137, 138, 142 bis 149 
des Siebenten Abschnitts): 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Seemannsgesetzes wurde auf- 
grund des Beschlusses des Bundestages vom 13. De- 
zember 1956 dem Ausschuß für Arbeit federführend 
und dem Ausschuß für Verkehrswesen zur Mit- 
beratung überwiesen. Der Entwurf wurde vom 
federführenden Ausschuß in der Zeit vom 10. Ja- 
nuar 1957 bis zum 27. Mai 1957 in 13 Sitzungen 
beraten. Der mitberatende Ausschuß für Verkehrs- 
wesen hat in zwei Sitzungen am 6. und 20. Mai 
1957 die Bestimmungen des Entwurfs beraten, die 
nach seiner Auffassung verkehrspolitische und 
verkehrswirtschaftliche Auswirkungen haben kön- 
nen. Er hat zu den §§ 29, 56, 89 und 92 Empfeh- 
lungen ausgesprochen, auf die bei dem Bericht zu 
diesen Vorschriften eingegangen wird. 

Der federführende Ausschuß bat in mehreren 
Sitzungen Sachverständige der interessierten Ge- 
werkschaften, Arbeitgeberverbände und Berufs- 
verbände angehört. Ihre Anregungen sind bei den 
Ausschußberatungen ebenso berücksichtigt worden 
wie die Vorschläge des mitbeteiligten Ausschusses 
für Verkehrswesen. Mitglieder der Ausschüsse für 
Arbeit und für Verkehrswesen hatten außerdem 
Gelegenheit, im Hamburger Hafen ein Küsten- 
motorschiff und einen Fischdampfer zu besichtigen 
sowie sich an Bord des M/S „Bayemstein“ des 
Norddeutschen Lloyd einen persönlichen Eindruck 
von den Verhältnissen an Bord eines Seeschiffes 
zu verschaffen. 


Das Seemannsgesetz soll die Seemannsordnung 
vom 2. Juni 1902, die in ihren wesentlichen Teilen 
noch auf der Seemannsordnung von 1872 beruht, 
ersetzen. Die Gründe, die diese gesetzliche Neu- 
regelung erfordern, sind sehr vielgestaltig. Sie 
sind einmal durch den Strukturwandel der See- 
schiffahrt, insbesondere den weitgehenden Über- 
gang zur Großreederei, die höhere Geschwindig- 
keit der Schiffe und die Verkürzung der Hafen- 
liegezeit bedingt. 

Zum anderen ist der arbeitsrechtliche Inhalt der 
Seemannsordnung, gemessen an der wesentlichen 
Fortentwicklung des Arbeitsrechts, insbesondere in 
den Jahren nach 1920, weitgehend überholt und 
nicht mehr zeitgemäß. Darüber hinaus sind auch 
im internationalen Seearbeitsrecht unter Führung 
der Internationalen Arbeitsorganisation erhebliche 
Fortschritte erzielt worden. Die entsprechenden 
Übereinkommen der Internationalen Arbeits- 
organisation sind überwiegend zwischen dem 
Jahre 1933 und dem Eintritt der Bundesrepublik 
Deutschland in die Internationale Arbeitsorgani- 
sation von der Internationalen Arbeitskonferenz 
angenommen worden und können auf Grund der 
derzeitigen Rechtslage von der Bundesrepublik 
Deutschland nicht ratifiziert werden. Diese Vor- 
schriften sind in dem Entwurf unter Beobachtung 
der Praxis in anderen traditionellen Seeschiffahrts- 
ländern berücksichtigt worden. Mit dem neuen 
Seemannsgesetz wird daher die Bundesrepublik 
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auch einen wesentlichen Schritt vorwärts auf dem 
Wege zur Ratifizierung zahlreicher internationaler 
Übereinkommen auf dem Gebiet des Seearbeits- 
rechts machen. 

Der Entwurf eines Seemannsgesetzes ist in sei- 
nen Grundgedanken von dem Bemühen getragen, 
die Fortschritte, die bisher im Hinblick auf die 
soziale Rechtsstellung des Arbeitnehmers an Land 
erzielt worden sind, auch den Besatzungsmitglie- 
dern der Seeschiffe zugute kommen zu lassen. Der 
Entwurf geht davon aus, daß Unterschiede zwi- 
schen dem Arbeitsrecht an Land und auf See nur 
noch dort gerechtfertigt sind, wo die Besonder- 
heiten der Seeschiffahrt derartige Abweichungen 
zwingend bedingen. Das gilt insbesondere für 
einige Arbeitsschutzbestimmungen. Im Zusammen- 
hang damit will der Entwurf nur solche Gegen- 
stände besonders erfassen, die mit Rücksicht auf 
diese besonderen Erfordernisse der Seeschiffahrt 
abweichend von den allgemeinen gesetzlichen Re- 
gelungen gestaltet werden müssen. Diese Vor- 
schriften will der Entwurf andererseits aber auch 
möglichst vollständig erfassen, um eine zu weite 
Streuung der für die Seeschiffahrt maßgeblichen 
Vorschriften in verschiedenen Gesetzen zu verhin- 
dern. Dies dient insbesondere den Belangen der 
Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit. 

Wo sich dies nicht aus öffentlich-rechtlichen Ge- 
sichtspunkten verbietet, trägt der Entwurf dem 
Umstand Rechnung, daß sich das Arbeitsrecht des 
Seemanns ebenso wie das anderer Berufsstände 
weiterentwickelt. Soweit als möglich sind demzu- 
folge starre Formulierungen vermieden worden, 
um einem zu schnellen Veralten des Gesetzes vor- 
zubeugen und um der tarifvertraglichen Weiter- 
entwicklung den erforderlichen Raum zu lassen. 
Der Entwurf normiert daher im arbeits rechtlichen 
Teil einmal überwiegend nur Mindestvorschriften, 
von denen nur zu Ungunsten der Arbeitnehmer 
nicht abgewichen werden darf, und überläßt an- 
dererseits den Tarifvertragsparteien weitgehend 
auch die nähere Ausgestaltung der gesetzlichen 
Rahmenvorschriften. 

Im übrigen darf hier auf die ausführliche Be- 
gründung der Regierungsvorlage verwiesen wer- 
den. 


II. Im einzelnen 

Soweit der Ausschuß die Regierungsvorlage ge- 
billigt hat, wird auf die Begründung des Gesetz- 
entwurfs in der Drucksache 2962 verwiesen. Im 
übrigen, insbesondere zu den vom Ausschuß vor- 
genommenen Änderungen, ist folgendes zu be- 
merken: 

Zu § 7 Abs. 2 und 3 

Um klarzustellen, daß nur solche Personen unter 
die Vorschrift des Absatzes 2 fallen sollen, die 


ständig an Bord tätig sind, sind in Anlehnung an 
den Wortlaut des Absatzes 1 der Regierungsvor- 
lage die Worte „während der Reise“ eingefügt. 

Der Ausschuß hat es für notwendig gehalten, 
auch bei solchen Personen, die im Rahmen des 
Schiffsbetriebs an Bord tätig sind, ohne Arbeit- 
nehmer zu sein (z. B. selbständige Friseure, Foto- 
grafen usw.), sicherzustellen, daß sie durch den 
Besitz eines Seefahrtbuchs und die Eintragung in 
die Musterrolle an der für Seeleute erleichterten 
Paßabfertigung in ausländischen Häfen teilneh- 
men. Dazu muß auch für diese Personengruppe die 
Anwendung des Zweiten Abschnitts vorgesehen 
werden. Für Lotsen ist das nicht erforderlich. Sie 
sind deshalb in einem neuen Absatz 3 besonders 
behandelt, welcher der ursprünglichen Fassung der 
Regierungsvorlage entspricht. 

Zu § 8 

Der Stellungnahme des Bundesrates folgend, der 
die Bundesregierung modifiziert zugestimmt hat, 
hat der Ausschuß vorgesehen, daß Personen, die 
eine durch Rechtsvorschriften geregelte Berufs- 
ausbildung abgeschlossen haben, nicht als Jugend- 
liche im Sinne des Gesetzentwurfs anzusehen sind, 
wenn sie das 17. Lebensjahr vollendet haben. Der 
Ausschuß hat dabei auf der einen Seite berück- 
sichtigt, daß Personen nach Abschluß ihrer Berufs- 
ausbildung im Bordbetrieb voll eingesetzt werden 
müssen, aber auf der anderen Seite verhindern 
wollen, daß Jugendliche bei Fehlen von Ausbil- 
dungsvorschriften zu früh des Jugendarbeitsschut- 
zes entkleidet werden. 

Zu § 9 

Die Änderung der Fassung der Nummer 2 dient 
der Klarstellung, daß sowohl die diplomatischen 
als auch die konsularischen Vertretungen der Bun- 
desrepublik zu Seemannsämtern bestimmt werden 
können. 

Zu § 11 

Die Änderung des Absatzes 3 stimmt den Wort- 
laut der Vorschrift auf den des § 12 Abs. 1 Nr. 1 
ab. 

Zu § 14 

Der Ausschuß hat es für erforderlich gehalten, 
die Nummer 4, der Stellungnahme des Bundes- 
rates folgend, zu ergänzen, um sicherzustellen, daß 
insbesondere bei Todesfällen oder bei Unfällen die 
Heimatanschrift des Besatzungsmitglieds an Bord 
feststellbar ist. 

Die Nummern 5 und 6 sind zu einer Nummer 
zusammengefaßt. 

Zu § 15 

Absatz 2 Satz 1 ist verständlicher gefaßt. 
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Zu § 16 

Die Regierungsvorlage schreibt die Anwesenheit 
des Besatzungsmitglieds bei jeder Musterung 
zwingend vor. 

Bei der Abmusterung wird die Anwesenheit des 
Besatzungsmitglieds nicht in jedem Fall möglich 
sein (z. B. wenn das Besatzungsmitglied in eine 
Krankenanstalt verbracht werden mußte oder 
wenn es die Abfahrt des Schiffs versäumt hat). 
Der Ausschuß hat deshalb dem Absatz 1 einen 
einschränkenden Satz angefügt, nach dem das See- 
mannsamt in Ausnahmefällen auf die Anwesen- 
heit des Besatzungsmitglieds verzichten kann. 

Zu § 24 Abs. 1 Nr. 4 

Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung der Auffassung, daß die Vor- 
schrift keine genauen geographischen Angaben 
verlangt. Es genügen vielmehr die in der Praxis 
bisher üblichen Fahrtgebietsbezeichnungen, z. B. 
kleine, mittlere oder große Fahrt, wobei auch meh- 
rere Fahrtgebiete gleichzeitig angegeben werden 
können. 

Zu § 26 

In Ergänzung der Regierungsvorlage ist neben 
dem Anspruch auf ein angemessenes Tagegeld ein 
entsprechender Anspruch auf Übernaditungsgeld 
ausdrücklich aufgeführt, da der Begriff Tagegeld 
nicht notwendig ein Übemachtungsgeld umfaßt. 

Zu § 27 Abs. 2 

Die Neuformulierung dieser Vorschrift soll den 
besonderen Erfordernissen der Seeschiffahrt bes- 
ser gerecht werden; sie trägt im übrigen auch den 
Interessen der Besatzungsmitglieder dadurch Rech- 
nung, daß sie einen Mißbrauch der Umsetzungs- 
möglichkeit durch den Reeder unterbindet. 

Zu § 29 

Absatz 2 

Nach eingehender Erörterung dieser Vorschrift 
im Zusammenhang mit der des § 111 hat der Aus- 
schuß das Wort „unverhältnismäßig“ gestrichen, 
um eventuellen Mißdeutungen vorzubeugen. Im 
übrigen ist der Ausschuß der Auffassung, daß die 
Formulierung der Regierungsvorlage nicht die Ver- 
pflichtung des Besatzungsmitglieds einschränkt, die 
Anordnungen des Kapitäns zu befolgen. Die in § 29 
Abs. 2 vorgesehene Beschränkung der erweiterten 
Anordnungsbefugnis des Kapitäns im Rahmen des 
Heuerverhältnisses auf bestimmte Notfälle kann 
daher nicht dazu führen, den Kapitän in eine Dis- 
kussion über die Notwendigkeit oder Zweckmäßig- 
keit seiner Anordnungen zu verwickeln. § 29 Abs. 2 
gibt vielmehr dem Kapitän eine Richtlinie, in wel- 
chen Fällen er von dem Besatzungsmitglied Dienst- 
leistungen verlangen kann, die über die Schiffs- 
dienste hinausgehen, zu deren Leistung sich das 


Besatzungsmitglied im Rahmen seines Heuerver- 
hältnisses verpflichtet hat. Diese hier normierte 
Verpflichtung des Besatzungsmitglieds zur Lei- 
stung von Arbeiten und Verrichtungen außerhalb 
des Vereinbarten entspricht allgemeinen arbeits- 
rechtlichen Grundsätzen, die in dieser Bestimmung 
lediglich den besonderen Verhältnissen eines 
Schiffsbetriebs angepaßt sind. Der Ausschuß für 
Verkehrswesen hat demgegenüber die Auffassung 
vertreten, daß dieser Inhalt der Vorschrift deut- 
licher zum Ausdruck gebracht werden sollte. Er 
hat deswegen empfohlen, dem Vorschlag des Bun- 
desrates, dem die Bundesregierung nicht zuge- 
stimmt hat, zu folgen und außerdem an Absatz 2 
folgenden Satz anzufügen: „§ 111 bleibt unbe- 
rührt.“ 

Der federführende Ausschuß hat sich diese Auf- 
fassung nicht zu eigen gemacht. § 29 Abs. 2 regelt 
die Dienstpflichten des Besatzungsmitglieds, so- 
weit sie über das vertraglich Vereinbarte hinaus- 
gehen, aber doch noch als Ausfluß des Heuerver- 
hältnisses zu werten sind. Nach allgemeinen ar- 
beitsrechtlichen Grundsätzen können dabei den 
Anlaß nur besondere Fälle bieten, die auch im Ge- 
setz als solche deutlich Umrissen werden müssen. 
§ 111 regelt die Pflicht des Besatzungsmitglieds, 
Anordnungen der Vorgesetzten zu befolgen. Diese 
Vorschrift findet sich im Abschnitt über die Ord- 
nung an Bord. § 111 gilt damit neben § 29 Abs. 2, 
ohne daß dieses durch eine Verweisung besonders 
hervorgehoben zu werden braucht. 

Absatz 3 

Der Ausschuß hat die Empfehlung des Bundes- 
rates, der die Bundesregierung zugestimmt hat, 
übernommen, da in diesem Zusammenhang unter- 
schiedliche Gefahrenbegriffe nicht zweckmäßig 
sind. 

Zu §§ 38 und 39 

Diese Vorschriften sind gestrichen, weil diese 
Gegenstände der tarifvertraglichen Regelung Vor- 
behalten bleiben sollen. 

Zu§ 40 

Die Überschrift wurde ergänzt, um den vollen 
Inhalt der Vorschrift zu umreißen. 

Absatz 1 

Der Ausschuß hat die Empfehlung des Bundes- 
rates, der die Bundesregierung nicht zugestimmt 
hat, übernommen, weil es nicht gerechtfertigt er- 
scheint, den Besatzungsmitgliedern für dieselbe 
Arbeit Mehrarbeitsvergütung und gleichzeitig An- 
teile an der ersparten Heuer des ausgefallenen Be- 
satzungsmitglieds zu gewähren. Sinn der Neufor- 
mulierung ist es, daß das Besatzungsmitglied für 
längere Arbeitszeit, die auf Umstände der in § 40 
genannten Art zurückzuführen ist, Mehrarbeits- 
vergütung und als Abgeltung für eine lediglich 
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stärkere Arbeitsintensität aus solchen Gründen 
einen Anteil an der ersparten Heuer erhält. Diese 
Regelung schließt nicht aus, daß beim Zusammen- 
treffen beider Merkmale auch beide genannten 
Vergütungen nebeneinander gewährt werden. 

Absatz 2 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundes- 
rates, dem die Bundesregierung zugestimmt hat, 
übernommen, um damit stärker zu betonen, daß 
die Nichteinhaltung von Arbeitsschutzvorschriften 
nur in wirklichen Ausnahmefällen geduldet wer- 
den kann. 

Zu § 41 Abs. 3 

Die Worte der Regierungsvorlage „zum Verkauf 
oder Tausch“ sind durch die Worte „zur Veräuße- 
rung“ ersetzt, um Unzuträglichkeiten in der Praxis 
zu vermeiden. 

Zu § 44 Abs. 1 

Die Worte der Regierungsvorlage „eine den ört- 
lichen Verhältnissen entsprechende“ sind gestri- 
chen, da es nicht darauf ankommt, daß die Kran- 
kenfürsorge den örtlichen Verhältnissen entspricht, 
sondern darauf, daß sie ausreichend und zweck- 
mäßig ist. Daß die Verpflichtung des Reeders da- 
bei nur im Rahmen des Möglichen gegeben ist, 
braucht als selbstverständlich nicht besonders er- 
wähnt zu werden. 

Zu § 49 Abs. 2 

Die Ersetzung der Worte „zurückbefördert ist 
oder zurückkehrt“ in Satz 1 der Regierungsvor- 
lage durch die Worte „zurückbefördert oder zu- 
rückgekehrt ist“ dient der textlichen Klarstellung. 
Der Reeder muß für die Krankenfürsorge für die 
Dauer der Rückkehr ebenso aufkommen wie wäh- 
rend der Rückbeförderung. 

Im übrigen ist der Ausschuß der Auffassung, daß 
die Vorschriften über die Krankenfürsorge auf 
Kosten des Reeders das Bestehen eines Heuerver- 
hältnisses voraussetzen, da es sich hier um einen 
Anspruch aus dem Heuerverhältnis handelt. Eine 
besondere Vorschrift darüber im Gesetz ist daher 
überflüssig. 

Zu § 55 
Absatz 1 

Das Wort „Erholungsurlaub“ ist im Zuge der 
Begriffsvereinheitlichung durch das Wort „Urlaub“ 
ersetzt. Auch die Regierungsvorlage spricht in den 
folgenden Bestimmungen nur noch von Urlaub 
und nicht mehr von Erholungsurlaub. 

Absatz 2 

Da im § 56 Abs. 1 keine Mindestdauer des Urlaubs 
festgelegt wird (vgl. Bemerkungen zum Streichen 
des § 56 Abs. 1 Satz 3), war es notwendig, auf die 


Höhe des Mindesturlaubs in den Länderurlaubs- 
gesetzen zu verweisen, um zu vermeiden, daß etwa 
bei einem tariflosen Zustand keine Vorschriften 
bestehen. Hinsichtlich des Mindesturlaubs der Ju- 
gendlichen verbleibt es bei der Sondervorsdirift 
des § 56 Abs. 2. 

Zu § 56 Abs. 1 

In Übereinstimmung mit der Empfehlung des 
mitberatenden Ausschusses für Verkehrswesen hat 
der federführende Ausschuß den Satz 3 der Regie- 
rungsvorlage gestrichen. Er ist in seiner Mehrheit 
der Auffassung (gewesen, daß die Höhe des Urlaubs 
für Erwachsene der tarifvertraglichen Regelung 
überlassen bleiben sollte. Im Gesetz sollten inso- 
weit nur allgemeine Richtlinien für die Tarifpart- 
ner gegeben werden, die auch bisher schon einen 
über den üblichen Mindesturlauib der Länder- 
urlaubsgesetzigelbung hinausgehenden Urlaub ver- 
einbart halben. 

Zu § 60 

Die Änderung im Wortlaut des Satzes 1 der Re- 
gierungsvorlage soll sicherstellen, daß in diesem 
Zusammenhang nicht jede geringfügige Erkran- 
kung von Bedeutung ist, sondern nur eine solche, 
die zur Arbeitsunfähigkeit führt. Nur in diesen 
letzteren Fällen vereitelt die Krankheit die Errei- 
chung des Urlaubszweckes. Eine entsprechende 
Änderung der Sätze 2 und 3 erscheint überflüssig, 
da sich aus der Verbindung mit Satz 1 ergibt, daß 
es sich auch hier nur um die dort umschriebenen 
Fälle von Erkrankungen handelt. 

Zu § 65 Abs. 3 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundes- 
rates, dem die Bundesregierung zugestkmnt hat, 
übernommen. Die Fassung der Regierungsvorlage 
ermöglicht es den Schiffsoffizieren, im Ausland 
nach erfolgter Kündigung von Bord zu gehen. Das 
könnte u. U. das Auslaufen des Schiffes verhin- 
dern, wenn die sofortige Gestellung eines Ersatz- 
mannes nicht möglich ist. Das erhöht das Risiko 
des Reeders in einem wirtschaftlich nicht zu ver- 
tretenden Maße. Die neue Vorschrift liegt im übri- 
gen etwa im Rahmen der entsprechenden Rege- 
lungen der anderen SeescMffahrtsländer. 

Zu § 66 Abs. 3 

Diese Vorschrift ist entsprechend der Empfeh- 
lung des ÖBunidesrates, der die Bundesregierung 
zugestimmt hat, neu eingefügt; sie dient der Klar- 
stellung. 

Zu § 68 

Der Ausschuß hält in diesem Zusammenhang 
eine besondere Regelung für in Gefangenschaft 
oder Internierung geratene Seeleute für dringend 
erforderlich, ist aber der Meinung, daß derartige 
Vorschriften nicht im Seemann9gesetz getroffen 
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werden sollen. Derartige Bestimmungen müssen 
vielmehr aus Gründen des Sachzusammenhangs 
ihren Platz im Rahmen einer allgemeinen Rege- 
lung derartiger Fragen finden. 

Absatz 4 

Die Ersetzung der Worte der Regierungsvorlage 
„für Rechtsstreitigkeiten aus dem Heuerverhältnis 
zuständigen Gericht“ durch die Worte „Arbeits- 
gericht des Registerhafens“ soll für diese Fälle für 
die gesamte Besatzung eines Schiffs einen einheit- 
lichen inländischen Geriditsstand schaffen und ins- 
besondere auch die Tarifschiedsgerichte von dieser 
ihnen fremden Aufgabe entlasten. 

Zu § 69 Nr. 6 

Die Neufassung berücksichtigt, daß die Schiffs- 
besatzung nicht nur dann Kriegseinwirkungen aus- 
gesetzt sein kann, wenn nach den Regeln des Völ- 
kerrechts ein anerkannter Kriegszustand besteht, 
sondern auch in Fällen, in denen im Zusammen- 
hang mit Aufständen, Bürgerkriegen, Polizeiaktio- 
nen oder ähnlichen Vorgängen von Waffen Ge- 
brauch gemacht wird. Diese verschiedenen Tatbe- 
stände müssen hier gleichbewertet werden. 

Zu § 71 

In Ergänzung der Regierungsvorlage sind die 
Tatbestände der §§ 67 und 70 in diese Regelung 
einbezogen, da auch in diesen Fällen ein prak- 
tisches Bedürfnis für eine sofortige vorläufige Ent- 
scheidung der Streitfrage bestehen kann. 


Zu § 73 Ahs. 4 

Das in der Regierungsvorlage vorgesehene Er- 
fordernis der Einwilligung des gesetzlichen Ver- 
treters des Jugendlichen zu dessen Zurücklassung 
wird in vielen Fällen in der Praxis zu Schwierig- 
keiten führen, weil insbesondere im Ausland eine 
Befragung des gesetzlichen Vertreters des Jugend- 
lichen nicht möglich sein wird. Den in der Regie- 
rungsvorlage zum Ausdruck kommenden Gedan- 
ken der besonderen Schutzbedürftigkeit der 
Jugendlichen hat der Ausschuß jedoch ebenfalls 
anerkannt; ihm wird auch durch die Neufassung 
des Absatzes 4 Rechnung getragen. 

Zu § 76 

Der Ausschuß hat die von der Bundesregierung 
auf Grund des Änderungsvorschlags des Bundes- 
rates vorgeschlagene neue Formulierung übernom- 
men. Die Einbeziehung der dem Geltungsbereich 
des Grundgesetzes nahegelegenen ausländischen 
Häfen erweitert den Anwendungsbereich der Be- 
stimmung entsprechend den praktischen Gegeben- 
heiten. Insbesondere kann ein solcher ausländi- 
scher Hafen näher am Heimatort des Besatzungs- 
mitglieds liegen als ein Hafen der Bundesrepublik. 


Die Fassung stellt gleichzeitig klar, daß der Rück- 
beförderungsanspruch von dem Ort der Ankunft 
des in § 76 bezeichneten Schiffs bis zu dem in § 74 
bezeichneten Rückbeförderungsort durch diese Er- 
gänzung nicht berührt wird. 


Zu § 77 Abs. 1 

In Satz 3 sind die Worte „den Seegebräuchen 
entsprechenden“ als überflüssig gestrichen, da es 
auf die würdige Form der Bestattung ankommt. 

Zu § 79 Abs. 2 

Absatz 2 ist neu eingefügt. Damit werden die 
bei vermutetem Schiffsverlust erst später aufge- 
fundenen überlebenden Besatzungsmitglieder hin- 
sichtlich des Rückbeförderungsanspruchs ausdrück- 
lich ebenso behandelt wie die Besatzungsmitglie- 
der eines Schiffs, dessen Verlust von vornherein 
feststeht; das ist aus sozialen Gründen geboten. 

Zu § 80 Abs. 1 

Die Änderungen in der Aufzählung der für an- 
wendbar erklärten Bestimmungen ergeben sich aus 
den Änderungen der Vorschriften des Ersten bis 
Vierten Unterabschnitts des Dritten Abschnitts. 
§ 50 Abs. 2 ist hier neu aufgenommen, da diese 
Vorschrift ebenfalls auf den Kapitän Anwendung 
finden soll. 

Zu § 82 Abs. 1 

Die Ersetzung des Wortes „Gerätschaften“ durch 
das Wort „Geräte“ dient der sprachlichen Verbes- 
serung. 

Zu § 83 

Absatz 1 

Die neue Formulierung in Satz 1 stellt klar, daß 
von dieser Vorschrift nicht auch Hafenarbeiter er- 
faßt werden, die im Hafen an Bord kommen. 

Absatz 2 und 3 

Die Neufassung des Absatzes 2 Satz 2 entspricht 
den Erfordernissen der Praxis und berücksichtigt, 

daß der Pflicht zur ärztlichen Untersuchung im In- 
land nachgekommen werden soll. 

Der neu eingefügte Absatz 3 trägt den besonde- 
ren Erfordernissen des Gesundheitsschutzes der 
Jugendlichen Rechnung. Die Änderung des Absat- 
zes 2 Satz 1 ist redaktionell durch die Einfügung 
des Absatzes 3 bedingt. 

Zu § 84 Abs. 2 

Die Neueinfügung dieser Vorschrift beruht eben- 
so wie die des § 83 Abs. 3 auf den besonderen Be- 
dürfnissen des Jugendarbeitsschutzes. 
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Zu § 85 

Absatz 1 

Der Ausschuß ist den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates, denen die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat, gefolgt. Mit der Neuformulierung soll 
klargestellt werden, daß es nicht neben der Ein- 
spruchseinlegung noch eines besonderen Antrags 
auf Entscheidung durch die Arbeitsschutzbehörde 
bedarf. 

Absatz 2 

Der Ausschuß hat die vom Bundesrat empfoh- 
lene Neufassung dieser Vorschrift, der die Bundes- 
regierung zugestimmt hat, mit einigen sprachlichen 
Änderungen übernommen. Es entspricht der allge- 
meinen Verwaltungspraxis, daß der Vorsitzende 
eines solchen Ausschusses die Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst 
haben muß. 

Zu § 89 Abs. 1 und 2 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehrswesen 
hat empfohlen, die Absätze 1 und 2 im Sinne der 
Vorschläge des Bundesrates zu ändern. In der Be- 
gründung dazu hat er ausgeführt, bei der beson- 
deren Eigenart der Arbeit des Verpflegungs-, Re- 
dienungs- und Krankenpflegepersonals sei eine 
Zeit von neun Stunden, in denen das Besatzungs- 
mitglied zur Arbeitsleistung zur Verfügung steht, 
notwendig, auch wenn diese Zeit wegen der anfal- 
lenden Bereitschaft nicht voll gearbeitet werde. 
Auch international sei eine solche Arbeitszeit üb- 
lich. Die vom mitberatenden Ausschuß für Ver- 
kehrswesen vorgeschlagene Fassung vermeide 
Streitigkeiten über die Zulässigkeit einer neunten 
Arbeitsstunde am Tage und eine Beweispflicht des 
Reeders für das Vorliegen von Bereitschaften in- 
nerhalb der Arbeitszeit, die nach der Regierungs- 
vorlage gegeben sein würde. 

Der federführende Ausschuß hat sich dieser Auf- 
fassung nicht anzuschließen vermocht. Bei der 
Eigenart der Arbeit des Verpflegungs-, Bedie- 
nungs- und Krankenpflegepersonals wird zwar in 
der Regel in erheblichem Umfang Arbeitsbereit- 
schaft anfallen; dies sollte jedoch in einer dem 
System der Arbeitszeitordnung folgenden Form 
berücksichtigt werden. Die vom federführenden 
Ausschuß beschlossene Fassung hält grundsätzlich 
am Achtstundentag fest, ermöglicht aber eine neun- 
stündige tägliche Arbeitszeit, wenn die Vorausset- 
zung der regelmäßigen und erheblichen Arbeits- 
bereitschaft gegeben ist. Bei dieser Fassung dürfte 
auch die vom mitberatenden Ausschuß für Ver- 
kehrswesen befürchtete Beweisschwierigkeit nicht 
gegeben sein. Ein Angehöriger des im § 89 ge- 
nannten Personals, der etwa Mehrarbeitsvergütung 
mit der Begründung einklagen sollte, daß er 
durchweg neun Stunden täglich tatsächlich habe 
arbeiten müssen, ohne daß im Rahmen seiner 
Tätigkeit eine regelmäßige und erhebliche Arbeits- 


bereitschaft angefallen sei, wird das nach allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen zu beweisen haben. 

Zu § 90 Abs. 1 Nr. 1 

Die Ersetzung der Worte „unmittelbar bevorste- 
hender“ in der Regierungsvorlage durch das Wort 
„drohender“ soll im Interesse der Schiffssicherheit 
Streitigkeiten darüber vermeiden, wann eine Ge- 
fahr unmittelbar bevorsteht. 

Zu § 91 

Absatz 1 

Der neu eingefügte Satz 2 soll eine zweckmäßige 
Durchführung der Sicherheitswachen im Hafen ge- 
währleisten. 

Der an Satz 3 angefügte neue Halbsatz berück- 
sichtigt die besonderen Bedürfnisse des Schiffs- 
betriebs in den angegebenen Fällen. In einigen 
Fahrtgebieten laufen die Schiffe in kurzer Aufein- 
anderfolge sehr viele Häfen an. Die Seereisen zwi- 
schen diesen Häfen sind so kurz, daß die Schiffe 
häufig täglich oder doch in Abständen, die unter 
dem üblichen Maß liegen, ein- oder auslaufen. 
Wann und wo diese Voraussetzungen gegeben 
sind, richtet sich je nach der von dem Schiff be- 
fahrenen Linie oder dem Ladungsanfall in der 
freien Fahrt. In diesen Fällen erscheint der Mehr- 
heit des Ausschusses die Zulassung einer Verlän- 
gerung der Arbeitszeit erforderlich, da das Ein- 
und Auslaufen eines Schiffs in der Regel einen 
verstärkten Arbeitsanfall an Bord mit sich bringt. 
Andernfalls könnten Schiffe bei derartigen Reisen 
zu längeren Hafenliegezeiten gezwungen werden, 
was wirtschaftlich nicht tragbar erscheint. 

Absatz 2 

Die Ersetzung der Worte „neunzig Stunden im 
Monat“ in der Regierungsvorlage durch die Worte 
„die Grenzen des Absatzes 1 Satz 3“ trägt redak- 
tionell der Änderung des Absatzes 1 Rechnung. 

Die Ersetzung des Wortes „drohender“ in der 
Regierungsvorlage durch das Wort „von“ ist durch 
die Änderung des § 90 Abs. 1 Nr. 1 bedingt. Es 
muß ein gradueller Unterschied in der Gefahren- 
stufe im Hinblick darauf erhalten bleiben, daß die 
nach § 90 notwendige Mehrarbeit — im Gegen- 
satz zu der nach § 91 — nicht als solche bezahlt 
werden soll. 

Zu § 92 

Absatz 1 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehrswesen 
hat empfohlen, den § 92 der Regierungsvorlage 
durch folgende Vorschrift zu ersetzen: 

„Wird ein Besatzungsmitglied über die in den 
§§ 87, 89 und 98 bestimmten Grenzen der täg- 
lichen Arbeitszeit hinaus mit Mehrarbeit be- 
schäftigt, so ist ihm, abgesehen von dem Fall 
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des § 90, die Mehrarbeit angemessen zu ver- 
güten. Dabei ist § 15 der Arbeitszeitordnung 
anzuwenden.“ 

In der Begründung dazu hat er ausgeführt, die 
Höhe des Zuschlags solle grundsätzlich den Tarif- 
vertragsparteien überlassen bleiben. Wenn eine 
tarifvertragliche Regelung nicht zustande komme, 
so solle bei der Seeschiffahrt die gleiche Ersatz- 
regelung getroffen werden, welche die Arbeitszeit- 
ordnung für die Landbetriebe vorsähe. 

Dieser Auffassung hat sich der federführende 
Ausschuß nicht anzuschließen vermocht. Mit Rück- 
sicht darauf, daß § 91 zunächst im System, ins- 
besondere aber hinsichtlich der Zahl der zulässigen 
Mehrarbeitsstunden von der Arbeitszeitordnung er- 
heblich abweicht, hat er es für notwendig gehalten, 
für den Fall, daß die Tarifvertragsparteien keine 
andere Regelung treffen, eine Staffelung der Mehr- 
arbeitszuschläge vorzusehen, die der tarifvertrag- 
lichen Übung in den Landbetrieben nahekommt 
und einen geeigneten Schutz dagegen bietet, daß 
auf den Schiffen in einem unangemessenen Um- 
fang von der Möglichkeit des § 91 Gebrauch ge- 
macht wird. 

Die Einfügung der Worte „sowie für Mehrarbeit 
bei Wachdienst im Hafen“ ist durch die Neuein- 
fügung des § 91 Abs. 1 Satz 2 bedingt. Mit Rück- 
sicht auf die Art der Arbeitsleistung erscheint es 
angemessen, diese Mehrarbeit nicht in die Staffe- 
lung der Höhe der Mehrarbeitsvergütung einzube- 
ziehen, sondern dafür einheitlich den niedrigsten 
Satz für Mehrarbeitsvergütung zugrunde zu legen. 

Absatz 3 

Der Ausschuß ist der Empfehlung des Bundes- 
rates, der die Bundesregierung zugestimmt hat, 
gefolgt; die Änderung soll klarstellen, daß die nach 
§ 88 Abs. 2 zugelassene Sonn- und Feiertagsarbeit 
im Hafen nach § 92 zu vergüten ist. 

Zur Überschrift des Dritten Unterabschnitts 

Das Wort „Erhöhter“ in der Überschrift ist aus 
sprachlichen Gründen gestrichen. 


Zu § 95 Abs. 3 

Die Änderung ist bedingt durch die Änderung 
des § 91 Abs. 1. 


Zu § 96 Abs. 2 

Der Ausschuß hat die von der Bundesregierung 
auf Grund der Empfehlung des Bundesrates vor- 
geschlagene neue Formulierung übernommen. Da- 
mit soll eine zu starre Einengung der Arbeits- 
schutzbehörde bei ihrer Entscheidung vermieden 
werden. 


Zu §§ 98, 99 Abs. 2, 3 und 5, §§ 100, 101, 102 Abs. 1 
und 2 

Die Streichung der Worte „mit Ausnahme der 
Vollmatrosen“ in der Regierungsvorlage beruht 
auf der Neueinfügung des § 8 Satz 2. 

Zu § 98 Nr. 3 

Der Ausschuß hat dem § 98 eine neue Nr. 3 an- 
gefügt. Nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 5 Abs. 2 
der Verordnung über die Eignung und Befähigung 
der Schiffsleute des Decksdienstes auf Kauffahr- 
teischiffen vom 29. Mai 1956 (BGBl. II S. 591) hat 
der Reeder zu veranlassen und der Kapitän dafür 
zu sorgen und zu überwachen, daß der Jugendliche 
unter Beachtung der Richtlinien der Anlage 1 der 
o. a. Verordnung ausgebildet wird. Hierunter fal- 
len Kenntnisse und Fertigkeiten, die nicht immer 
im regelmäßigen Schiffsdienst erworben werden 
können. Zur Förderung und Ausbildung von Ju- 
gendlichen werden daher Segelschulschiffe und 
andere zu einem großen Teil zusätzlicher Unter- 
weisung dienende Schiffe betrieben, auf denen 
eine größere Zahl von Jugendlichen gefahren 
wird, als aus Gründen der Schiffssicherheit und 
des Arbeitsschutzes notwendig wäre, und auf denen 
in personeller und in sachlicher Hinsicht für die 
Ausbildung besondere Vorkehrungen und Einrich- 
tungen getroffen sind. § 98 Nr. 3 soll für diese 
Schiffe sicherstellen, daß auch über die normale 
Seearbeitszeit hinaus ein sich nach einem Stunden- 
plan abspielender Unterricht zulässig ist, soweit 
er im Wochendurchschnitt 2 Stunden täglich nicht 
überschreitet, sich auf besondere Gegenstände be- 
zieht und unter Aufsicht eines damit vom Kapitän 
beauftragten Schiffsoffiziers oder Fachlehrers 
steht. Die Anerkennung der Schulschiffe durch die 
Bundesminister für Arbeit und für Verkehr soll 
den richtigen Gebrauch der Vorschrift sicherstel- 
len. Auf Zwei-Wachen-Schiffen ist die Anwendung 
dieser Vorschrift wegen der auf diesen Schiffen 
ohnehin längeren See- Arbeitszeit ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

Zu § 99 Abs. 2 

Um den Bedürfnissen des Schiffsbetriebs ent- 
gegenzukommen, hat der Ausschuß die zulässige 
wöchentliche Gesamtarbeitszeit auf 54 Stunden er- 
höht. Die Sätze 2 und 3 sind gestrichen, da Ab- 
satz 5 die Bezahlung der Mehrarbeit vorsieht und 
ein Nebeneinander von Bezahlung und Ausgleich 
durch Freizeit dem allgemeinen Arbeitsrecht fremd 
ist. 

Die Ersetzung der Worte „§ 91 Abs. 2 Satz 2“ 
in der Regierungsvorlage durch die Worte „§ 91 
Abs. 1 Satz 3“ ist bedingt durch die Änderung des 
§ 91 Abs. 1. 

Zu § 103 Abs. 1 Nr. 3 

Die Änderung beruht auf der Änderung des 
§ 99 Abs. 2. 
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Zu § 106 

Die Ergänzung der Überschrift beruht auf der 
Erweiterung des Geltungsbereichs der Vorschrift 
in Absatz 1. 

Absatz vor 1 

Dem Grundsatz des § 1 Abs. 2 Arbeitszeitord- 
nung folgend ist die Anwendung der Vorschriften 
über die Arbeitszeit auf die genannten Schiffs- 
offiziere ausgeschlossen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift ist sprachlich entsprechend der 
Einfügung des neuen Absatzes vor 1 geändert. Im 
übrigen entspricht die Ausdehnung der Vorschrift 
auf die sonstigen Angestellten im Sinne des § 5 
dem Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundes- 
regierung zugestimmt hat. Es erscheint gerecht- 
fertigt, in diesem Rahmen alle Angestellten an 
Bord gleich zu behandeln. Ebenfalls hat der Aus- 
schuß die Empfehlung des Bundesrates, der auch 
die Bundesregierung zugestimmt hat, übernommen, 
die Vorschriften des § 91 in den Kreis der hier 
tarifvertraglich abdingbaren Vorschriften einzube- 
ziehen. Insoweit müssen Änderungen der Über- 
stundenregelung, die sich aus der Natur der Be- 
schäftigung der Angestellten ergeben, möglich sein. 
Aus den gleichen Gründen ist auch § 103 Abs. 1 
Nr. 1 in die tarif vertraglich abdingbaren Vor- 
schriften einbezogen. § 95 Abs. 2 ist hier aufge- 
nommen, da diese Vorschrift bei der Wacheintei- 
lung insbesondere weiblicher Funkoffiziere zu 
Schwierigkeiten führen könnte. 

Absatz 2 

Der Ausschuß hat den Änderungsvorschlag des 
Bundesrates, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat, übernommen. Die Einschaltung der Verkehrs- 
behörden in dieses Genehmigungsverfahren er- 
scheint zweckmäßig, weil hier auch wichtige Ver- 
kehrsbelange berührt werden. 

Absatz 3 

Die Streichung der Worte „Satz 1“ beseitigt eine 
Unklarheit in der Formulierung. 

Zu § 109 

In Absatz 4 ist aus den Erfordernissen des Bord- 
betriebs ergänzend vorgesehen, daß auch der 
Funkoffizier im Rahmen des Wachdienstes liegende 
Anordnungen des wachhabenden nautischen Offi- 
ziers durchzuführen hat. 


Zu § 110 

Die Sorge für die Förderung der beruflichen 
Fortbildung der Jugendlichen umschließt auch die 
Überwachung der Fortbildung. Die Worte „und zu 
überwachen“ sind daher als entbehrlich gestrichen. 


Zu § 115 

Grundsätzlich ist der Kapitän vorher in Kennt- 
nis zu setzen, wenn ein Besatzungsmitglied bei 
mangelnder Seetüchtigkeit des Schiffs oder unge- 
nügenden Verpflegungsvorräten u. ä. das See- 
mannsamt anrufen will. 

Dem Satz 2 der Regierungsvorlage ist deshalb 
eine schärfere Fassung gegeben. 

Zu § 117 

Absatz 1 

Die Änderung ist nur redaktioneller Natur und 
entspricht der Stellungnahme des Bundesrates 
(ebenso auch bei den §§ 119 und 125 Abs. 1 Nr. 2). 

Absatz 3 

Die Änderung ist eine Druckfehlerberichtigung. 

Zu § 119 

Die Streichung der Worte „Kapitän, ein Schiffs- 
offizier oder ein anderer“ ist nur redaktioneller 
Natur und entspricht der Stellungnahme des Bun- 
desrates (ebenso auch bei den §§ 117 und 125 Abs. 1 
Nr. 2). 

Die Ersetzung des Wortes „Befugnisse“ durch 
das Wort „Befugnis“ ist eine Druckfehlerberich- 
tigung. 

Zu § 123 Abs. 1 
Nr. 1 

Die Änderung ist bedingt durch die Änderung 
des § 91 Abs. 1. 

Nr. 4 

Die Änderung ist bedingt durch die Änderung 
des § 82 Abs. 1. 

Zu § 123 Abs. 3, § 124 a 

Der Ausschuß ist den Vorschlägen des Bundes- 
rates zu diesen Vorschriften, denen die Bundes- 
regierung zugestimmt hat, gefolgt. Die neu einge- 
fügte Vorschrift des § 124 a dient der Klarstellung 
des in § 123 Abs. 3 der Regierungsvorlage Gewoll- 
ten und damit den Belangen der Strafjustiz im 
Sinne einer Schaffung klarer Strafvorschriften. Er 
stellt insbesondere gegenüber der Regierungsvor- 
lage deutlicher heraus, daß auch für Straftaten 
des Reeders das Tatbestandsmerkmal der Gefähr- 
dung der Arbeitskraft gilt. 

Die Ersetzung der Worte „der Gerätschaften“ 
durch die Worte „die Geräte“ in § 124 a nach dem 
Vorschlag des Bundesrates berücksichtigt die Än- 
derung des § 82 Abs. 1. 

Zu § 125 Abs. 1 Nr. 2 

Die Änderung ist nur redaktioneller Natur und 
entspricht der Stellungnahme des Bundesrates 
(ebenso auch bei den §§ 117 und 119). 
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Zu § 127 

Nr. 1 

Die Änderung ist bedingt durch die Änderung 
des § 91 Abs. 1. 

Nr. 4 

Die Änderung ist bedingt durch die Änderung 
des § 82 Abs. 1. 

Zu § 131 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates, der die Bundesregierung zugestimmt 
hat. Die Worte „nicht aber die des § 116“ sind ent- 
behrlich. 

Zu § 132 

Absatz 1 

Die Änderung ergibt sich aus der Neufassung 
des § 119 erster Halbsatz. 

Absatz 2 

Die Änderung ist eine Folge der Einfügung des 
§ 124 a. 

Zu § 137 

Der Ausschuß hat an Stelle einer Einzelaufzäh- 
lung der Paragraphen die Bezugnahme auf den 
ganzen Dritten Abschnitt vorgesehen, da die Vor- 
schrift des § 137 in allen Fällen angewendet wer- 
den soll, in denen auf die Dauer der Zugehörigkeit 
des Besatzungsmitglieds zu demselben Reeder ab- 
gestellt ist. 

Zu § 138 

Die Änderung entspricht der auf den Artikel 116 
Abs. 1 GG gestützten Stellungnahme des Bundes- 
rates, der die (Bundesregierung zugestimmt hat. 

Zu § 139 

Absatz 1 

Unter Ablehnung eines Antrags der Minderheit, 
die Grenze für Zwei-Wach en-Schiffe auf 700 BRT 
herabzusetzen, entschied sich die Mehrheit des 
Ausschusses für die Beibehaltung der 1000-BRT- 
Grenze. 

Durch die Ergänzungen des Wortlauts des Sat- 
zes 1 wird sichergestellt, daß auf Fischereifahrzeu- 
gen und Walfangbooten bis zu 1000 BRT der Dienst 
wie auch bisher üblich nach dem Zwei-Wachen- 
System eingeteilt werden kann, ohne daß hier die 
Fahrtgebietsbegrenzung Platz greift. 

Durch die Einfügung der Worte „und § 99 Abs. 2 
Satz 2“ wird klargestellt, daß Jugendliche über 
16 Jahre in den Wachrhythmus der Zwei- Wachen- 
Schiffe eingeordnet werden können. 

Absatz 4 

Die Änderung folgt aus der des § 91 Abs. 1. 


Zu § 141 

Absatz 1 Nr. 2 

Der Ausschuß ist grundsätzlich der Empfehlung 
des Bundesrates, der die Bundesregierung nicht 
vollen Umfangs zugestimmt hat, gefolgt, hat aber 
in Berücksichtigung der Bedenken der Bundes- 
regierung Abweichungen von § 88 für die Fischerei 
nur insoweit zugelassen, als es sich nicht um See- 
fischmärkte handelt. An den Seefischmärkten 
Hamburg-Altona, Bremerhaven, Cuxhaven und 
Kiel wird das Löschen der Fischdampfer von Land 
aus ohne Beteiligung der Schiffsbesatzung vorge- 
nommen. Im übrigen muß das Entladen der Fisch- 
dampfer von der Besatzung selbst vorgenommen 
werden, die nach deren Beendigung bis zum erneu- 
ten Auslaufen des Schiffes beurlaubt wird. Um 
diese Freizeit der Besatzungsmitglieder nicht zu 
verkürzen, erscheint die Zulassung abweichender 
Arbeitszeitregelungen in diesen Fällen gerechtfer- 
tigt. Damit wird ebenso den besonderen Verhält- 
nissen der Fischerei Rechnung getragen wie mit 
der Einbeziehung der Jugendlichen in diese Rege- 
lung. 

Absatz 2 

Die Änderung paßt die Fassung der des § 106 
Abs. 2 an. 

Absatz 3 

Die Änderung des Absatzes 3 ist aus dem glei- 
chen Grund erfolgt, wie die des § 106 Abs. 3. 


Zu § 141 a 

Der Ausschuß hat diese Vorschrift entsprechend 
der Empfehlung des Bundesrates, der die Bundes- 
regierung zugestimmt hat, neu eingefügt. Die Son- 
derregelung für diese Fahrzeuge ist erforderlich, 
um der Eigenart dieser Schiffsbetriebe und den 
lokalen Verhältnissen der Fahrtgebiete Rechnung 
tragen zu können. 


Zu § 142 Abs. 1, § 143 Abs. 1 Nr. 11, Abs. 2 und 3. 

Die Änderungen folgen Vorschlägen des Bundes- 
rates, denen die Bundesregierung zugestimmt hat. 


Zu § 145 

Die Änderungen ergeben sich aus dem Gesetz 
zur Neuregelung des Rechts der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter (Arbeiterrenten Versicherungs- 
Neuregelungsgesetz — ArVNG) vom 23. Februar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) und dem Gesetz zur 
Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung 
der Angestellten ( Angestell tenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz — AnVNG) vom 23. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 88). 
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Zu § 146 

Absatz 7 

Da § 142 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 den Inhalt des § 31 
Abs. 2 der Gewerbeordnung nicht voll übernehmen, 
ist Absatz 7 gestrichen. 

Absatz 9 bis 11 

Die Streichung entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates, der die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 

Absatz 12 

§ 2 der Verordnung, betreffend Befähigungs- 
zeugnisse für Funkoffiziere auf Handelsschiffen 
vom 8. Oktober 1921 regelt auch die Berufsbezeich- 
nung der Seefunker. Der Gesetzentwurf enthält 
keine entsprechende Vorschrift. Die künftige Re- 
gelung dieser Frage sollte den Verordnungen nach 
§ 142 überlassen bleiben. Absatz 12 ist deshalb 
gestrichen. 

Zu § 147 

Nr. 9 

Die Vorschriften der §§ 83 ff., die die ärztliche 
Untersuchung in Zukunft regeln werden, treten 
nach § 149 erst zu einem späteren Termin in Kraft 
als die anderen Vorschriften des Gesetzentwurfs. 
Nach § 143 Abs. 1 Nr. 11 bis 13 sind zu diesen 
Fragen Rechtsverordnungen zu erlassen, die eben- 
falls erst später in Kraft treten werden. Der Aus- 
schuß hat es deshalb für zweckmäßiger gehalten, 
die zur Zeit geltende Tauglichkeitsverordnung 
erst dann außer Kraft treten zu lassen, wenn die 
neuen Rechtsvorschriften an ihre Stelle treten. 
Das kann durch Rechtsverordnung geschehen. Num- 
mer 9 ist deshalb gestrichen. 

Nr. 15 

Diese Verordnung wird mit dem Inkrafttreten 
des Seemannsgesetzes gegenstandslos und ist des- 
halb ebenfalls aufzuheben. 


Zu § 148 

Der Ausschuß hat im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung festgestellt, daß das Inkrafttreten 
des Seemannsgesetzes im Saarland mit dem Saar- 
vertrag vereinbar ist und daß auch keine anderen 
Gründe gegeben sind, seine Geltung im Saarland 
zunächst auszuschließen. Der Aufnahme einer Saar- 
Klausel bedarf es deshalb nicht. 

Zu § 149 

Die Regierungsvorlage sieht vor, das Gesetz be- 
reits am ersten Tage des 4. Monats nach seiner 
Verkündung in Kraft treten zu lassen. Diesen 
Zeitpunkt hat der Ausschuß für zu früh gehalten. 
Auf der einen Seite werden zahlreiche Rechtsver- 
ordnungen bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zu 
erlassen sein, andererseits verweist das Gesetz ent- 
weder direkt oder indirekt auf ergänzende tarif- 
vertragliche Regelungen, deren Abschluß ebenfalls 
Zeit erfordern dürfte. Dem Ausschuß ist es des- 
halb zweckmäßig erschienen, das Gesetz allgemein 
nicht vor dem 1. April 1958 in Kraft treten zu 
lassen. 

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich bei den 
Vorschriften des Vierten Abschnitts, die das Be- 
stehen einer Arbeitsschutzbehörde voraussetzen, 
sowie bei den auf diese Bestimmungen bezogenen 
Vorschriften über Straftaten und Ordnungswidrig- 
keiten. Die vom Ausschuß beschlossene Fassung 
stellt sicher, daß auch die Vorschriften über den 
Arbeitsschutz grundsätzlich am 1. April 1958 in 
Kraft treten; ihre Durchführung würde zunächst 
zwar nicht einer Aufsicht unterliegen, ein Verstoß 
gegen sie jedoch als Straftat oder Ordnungswidrig- 
keit geahndet werden können. Lediglich das In- 
krafttreten derjenigen Vorschriften, die vom Be- 
stehen einer Aufsichtsbehörde abhängig sind, 
würde an die Verkündung des besonderen Geset- 
zes gemäß § 104 gebunden werden und dürfte spä- 
testens auf den 1. Oktober 1958 festgelegt werden 
können. 

Bonn, den 12. Juni 1957 

Odenthal Schneider (Hamburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2962 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 27. Mai 1957 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Odenthal Schneider (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Seemannsgesetzes 
- Drucksache 2962 - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Seemannsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
alle Kauffahrteischiffe, die nach dem Flaggen- 
rechtsgesetz vom 8. Februar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 79) die Bundesflagge führen. 

§2 

Kapitän und Stellvertreter 

(1) Kapitän ist der vom Reeder oder der 
gemäß § 35 des Gesetzes, betreffend die Orga- 
nisation der Bundeskonsulate, sowie die Amts- 
rechte und Pflichten der Bundeskonsuln vom 
8. November 1867 (Bundesgesetzbl. S. 137), 
geändert durch Gesetz vom 14. Mai 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 447) bestellte Führer des 
Schiffs. 

(2) Der Kapitän muß Inhaber eines staat- 
lichen Befähigungszeugnisses sein, das ihn zur 
Führung des Schiffs berechtigt. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
Entwurf eines Seemannsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates da.s folgende Gesetz beschlossen: 


Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

unverändert 
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(3) Ist ein Kapitän nicht vorhanden oder ist 
er verhindert, so nimmt der Erste Offizier des 
Decksdienstes oder der Alleinsteuermann die 
Pflichten und Befugnisse des Kapitäns wahr. 


§3 


Besatzungsmitglieder 


Besatzungsmitglieder im Sinne dieses Ge- 
setzes sind die Schiffsoffiziere (§ 4), die sonsti- 
gen Angestellten (§ 5) und die Schiffsleute 

(5 6 ). 


§ 4 

Schiffsoffiziere 
Schiffsoffiziere sind 

1. die Angestellten des nautischen oder des 
technischen Schiffsdienstes, die eines staat- 
lichen Befähigungszeugnisses bedürfen, 

2. die Schiffsärzte, 

3. die Seefunker, die Inhaber eines Seefunk- 
zeugnisses 1. oder 2. Klasse sind, 

4. die Zahlmeister. 


§ 3 


unverändert 


§ 4 


unverändert 


§5 

Sonstige Angestellte 

Sonstige Angestellte sind Besatzungsmit- 
glieder, die, ohne Schiffsoffiziere zu sein, nach 
der seemännischen Verkehrsanschauung als 
Angestellte angesehen werden, insbesondere 
wenn sie eine überwiegend leitende, beaufsich- 
tigende oder büromäßige Tätigkeit oder eine 
verantwortliche Tätigkeit ausüben, die beson- 
dere Kenntnisse erfordert. 


§ 5 


unverändert 


§6 


Schiffsmann 


Schiffsmann ist jedes andere in einem 
Heuerverhältnis (§§ 23 ff.) stehende Besat- 
zungsmitglied, das nicht Angestellter im Sinne 
der §§ 4 und 5 ist. 


§ 6 


unverändert 


§7 

Sonstige im Rahmen des Schiffsbetriebs 
an Bord tätige Personen 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf sonstige Arbeitnehmer, die, ohne in einem 


§ 7 

Sonstige im Rahmen des Schiffsbetriebs 
an Bord tätige Personen 

(1) unverändert 


12 



Entwurf 

Heuerverhältnis zu stehen, während der Reise 
im Rahmen des Schiffsbetriebs an Bord tätig 
sind, sinngemäß Anwendung, soweit in den 
einzelnen Abschnitten nicht etwas anderes be- 
stimmt ist. 

(2) Auf sonstige im Rahmen des Schiffsbe- 
triebs an Bord tätige Personen, die keine Ar- 
beitnehmer sind, sowie auf Lotsen finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwen- 
dung mit Ausnahme der Vorschriften des 
Fünften Abschnitts und derjenigen des Sechs- 
ten Abschnitts, die sich auf die Ordnung an 
Bord beziehen. 


§8 

Jugendliche 

Jugendliche sind Personen, die das vier- 
zehnte, aber noch nicht das achtzehnte Le- 
bensjahr vollendet haben, und die nicht mehr 
zum Besuch einer Schule mit Vollunterricht 
verpflichtet sind. 


§9 

Seemannsämter 
Seemannsämter sind 

1. im Geltungsbereich des Grundgesetzes die 
von den Landesregierungen als Seemanns- 
ämter eingerichteten Verwaltungsbehör- 
den, 

2. außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes die vom Bundesminister des Aus- 
wärtigen bestimmten diplomatischen oder 
konsularischen Vertretungen der Bundes- 
republik. 


§10 

Abdingbarkeit 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind zwin- 
gend, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. Von den Vorschriften des Drit- 
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(2) Auf (sonstige während der Reise im 
Rahmen des Schiffsbetriebs an Bord tätige 
Personen, die keine Arbeitnehmer sind, fin- 
den die Vorschriften dieses Gesetzes keine 
Anwendung mit Ausnahme der Vorschriften 
des Zweiten und des Fünften Abschnitts und 
derjenigen des Sechsten Abschnitts, die sich 
auf die Ordnung an Bord beziehen. 

(3) Auf Lotsen finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes mit Ausnahme der Vorschrif- 
ten des Fünften Abschnitts und derjenigen 
des Sechsten Abschnitts, die sich auf die Ord- 
nung an Bord beziehen, keine Anwendung. 

§ 8 

Jugendliche 

Jugendliche tsind Personen, die das vier- 
zehnte, aber noch nicht das achtzehnte Le- 
bensjahr vollendet haben, und die nicht mehr 
zum Besuch einer Schule mit Vollunterricht 
verpflichtet sind. Besatzungsmitglieder, mit 
Ausnahme der im Maschinendienst Beschäf- 
tigten, die das siebzehnte Lebensjahr voll- 
endet und eine durch Rechtsvorschriften ge- 
regelte Berufsausbildung abgeschlossen haben, 
gelten nicht als Jugendliche. 

§ 9 

Seemannsämter 

Seemannsämter sind 
1. unverändert 


2. außerhalb Idesi Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes die vom Bundesminister des Aus- 
wärtigen bestimmten diplomatischen und 
konsularischen Vertretungen der Bundes- 
republik. 


§ 10 


unverändert 
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ten Abschnitts und des Vierten Abschnitts 
kann zugunsten des Besatzungsmitglieds ab- 
gewichen werden, soweit dieses Gesetz es nicht 
ausschließt. 


Zweiter Abschnitt 

Seefahrtbücher und Musterung 

§11 

Seefahrtbuch 

(1) Wer auf einem Schiff den Dienst als Be- 
satzungsmitglied (§ 3) oder eine sonstige 
Tätigkeit (§ 7) ausüben will, muß ein See- 
fahrtbuch besitzen. 

(2) Das Seemannsamt stellt das Seefahrt- 
buch aus. 

(3) Ein weiteres Seefahrtbuch darf nur aus- 
gestellt werden, wenn das alte Seefahrtbuch 
vorgelegt oder sein Verlust glaubhaft gemacht 
wird. 

§12 

Schließung des Seefahrtbuchs 

(1) Das Seefahrtbuch ist vom Seemannsamt 
zu schließen, 

1. wenn ein neues Seefahrtbuch ausgestellt 
wird, 

2. wenn Tatsachen bekannt werden, welche 
die Entziehung eines Reisepasses rechtfer- 
tigen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann das 
Seemannsamt die Vorlage des Seefahrtbuchs 
anordnen. 


Zweiter Abschnitt 

Seefahrtbücher und Musterung 

§ 11 

Seefahrtbuch 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Ein neues Seefahrtbuch darf nur ausge- 
stellt werden, wenn das alte Seefahrtbuch 
vorgelegt oder sein Verlust glaubhaft ge- 
macht wird. 

§ 12 

unverändert 


§13 §13 

Musterrolle und Musterung unverändert 

(1) Der Kapitän hat während der Reise eine 
Urkunde mitzuführen, die über die jeweilige 
Zusammensetzung der Schiffsbesatzung und 
über die sonstigen im Rahmen des Schiffsbe- 
triebs an Bord tätigen Personen (§ 7) Aus- 
kunft geben muß (Musterrolle). 

(2) Die Musterrolle wird vom Seemannsamt 
vor Antritt der ersten Reise des Schiffs ausge- 
stellt. Sie ist dem Seemannsamt jederzeit auf 
Verlangen vorzulegen. 
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(3) Die Musterung ist die Verhandlung vor 
dem Seemannsamt über die in die Musterrolle 
(§ 14) einzutragenden Angaben. 

§14 

Inhalt der Musterrolle 

Die Musterrolle muß Angaben enthalten 
über 

1. Namen, Flagge, Unterscheidungssignal, 
Vermessung und Maschinenstärke des 
Schiffs sowie die für die verschiedenen 
Fahrtgebiete vorgeschriebene Zahl der Be- 
satzungsmitglieder inden einzelnen Dienst- 
zweigen, 

2. Heimat- oder Registerhafen, 

3. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt und das Befähigungszeugnis des Kapi- 
täns, 

4. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt der einzelnen Besatzungsmitglieder 
und den Besitz der erforderlichen Befähi- 
gungszeugnisse, 

5. das Heuerverhältnis gemäß § 24 Abs. 1 
Nr. 2 bis 5, 

6. Tag des Dienstantritts der einzelnen Be- 
satzungsmitglieder, 

7. Tag des Dienstendes der einzelnen Besat- 
zungsmitglieder , 

8. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt der sonstigen im Rahmen des Schiffs- 
betriebs an Bord tätigen Personen (§ 7). 

Die Jugendlichen sind besonders zu kenn- 
zeichnen. 

§15 

Verpflichtung zur Musterung 

(1) Der Kapitän ist verpflichtet, eine Muste- 
rung zu veranlassen, wenn ein Besatzungsmit- 
glied (§ 3) oder eine sonstige Person (§ 7) den 
Dienst an Bord antritt (Anmusterung) oder 
beendet (Abmusterung) oder wenn sich die 
Dienststellung eines Besatzungsmitglieds nicht 
nur vorübergehend ändert (Ummusterung). 

(2) Die An- und die Ummusterung müssen 
vor dem Beginn oder der Fortsetzung der 
Reise, die Abmusterung muß unverzüglich 
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§ 14 

Inhalt der Musterrolle 

Die Musterrolle muß Angaben enthalten 
über 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt der einzelnen Besatzungsmitglieder, 
den Besitz der erforderlichen Befähi- 
gungszeugnisse und den festen oder 
letzten Wohnsitz des Besatzungsmitglieds, 

3. unverändert 

6. Tag des Dienstantritts und des Dienst- 
endes der einzelnen Besatzungsmitglie- 
der, 

7. entfällt 

8. unverändert 


Die Jugendlichen sind besonders zu kenn- 
zeichnen. 

§ 15 

Verpflichtung zur Musterung 
(1) unverändert 


(2) Der Kapitän hat die An- und die Um- 
musterung vor dem Beginn oder der Fort- 
setzung der Reise und die Abmusterung un- 
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vorgenommen werden, wenn dadurch nicht 
die Reise unzumutbar verzögert wird oder 
nicht sonstige Hindernisse entgegenstehen. 
Unterbleibt die rechtzeitige Musterung, so hat 
der Kapitän die Gründe in das Schiffstagebuch 
einzutragen; die Musterung ist unverzüglich 
nachzuholen. Kann die Musterung nicht mehr 
nachgeholt werden, so hat der Kapitän den 
Sachverhalt dem Seemannsamt anzuzeigen, 
das zuerst angegangen werden kann. Das See- 
mannsamt hat einen Vermerk hierüber in die 
Musterrolle und die Seefahrtbücher der be- 
teiligten Besatzungsmitglieder einzutragen. 

§16 

Anwesenheit bei der Musterung und 
Vorlage des Seefahrtbuchs 

(1) Bei der Musterung müssen der Kapitän 
oder ein bevollmächtigter Vertreter des Kapi- 
täns oder des Reeders sowie die zu mustern- 
den Personen anwesend sein. 


(2) Die zu musternden Personen haben ihr 
Seefahrtbuch vorzulegen. Die Tatsache der 
Musterung ist im Seefahrtbuch zu vermerken. 

(3) Außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes kann das Seemannsamt in be- 
sonderen Fällen auf die Vorlage des Seefahrt- 
buchs verzichten. In diesen Fällen kann auf 
Antrag bei der nächsten Musterung im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes der Muste- 
rungsvermerk nachgeholt werden. 

§17 

Anmusterung 

(1) Bei der Anmusterung ist neben dem See- 
fahrtbuch das erforderliche Befähigungszeug- 
nis vorzulegen. 

(2) Ein Besatzungsmitglied, das nach den 
Eintragungen im Seefahrtbuch noch angemu- 
stert ist, darf erneut erst angemustert werden, 
wenn die Abmusterung oder die glaubhaft ge- 
machte Beendigung der früheren Beschäfti- 
gung vom Seemannsamt im Seefahrtbuch be- 
scheinigt ist. 
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verzüglich zu veranlassen, wenn dadurch 
nicht die Reise unzumutbar verzögert wird 
oder nicht sonstige Hindernisse entgegen- 
stehen. Unterbleibt die rechtzeitige Muste- 
rung, so hat der Kapitän die Gründe in das 
Schiff stageibuch einzutragen; die Musterung 
ist unverzüglich nachzuholen. Kann die Mu- 
sterung nicht mehr nachgeholt werden, so 
hat der Kapitän den Sachverhalt dem See- 
mannsamt anzuzeigen, das zuerst angegan- 
gen werden kann. Das Seemannsamt hat 
einen Vermerk hierüber in die Musterrolle 
und die Seefahrtbücher der beteiligten Besat- 
zungmitglieder einzutragen. 

§ 16 

Anwesenheit bei der Musterung und 
Vorlage das Seefahrtbuchs 

(1) Bei der Musterung müssen der Kapitän 
oder ein bevollmächtigter Vertreter des Kapi- 
täns oder des Reeders sowie die zu mustern- 
den Personen anwesend sein. In Ausnahme- 
fällen kann das Seemannsamt auf die An- 
wesenheit der zu musternden Personen ver- 
zichten. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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§ 18 

Verwahrung des Seefahrtbuchs 

Das Seefahrtbuch ist während der Reise 
vom Kapitän zu verwahren. Er hat es in be- 
gründeten Fällen dem Besatzungsmitglied auf 
Verlangen auszuhändigen. 

§ 19 

Abmusterung 

Vor der Abmusterung hat der Kapitän oder 
ein von ihm bevollmächtigter Schiffsoffizier 
dem Besatzungsmitglied die Art und Dauer 
des geleisteten Schiffsdienstes, den im § 7 ge- 
nannten Personen die Dauer ihrer Tätigkeit 
an Bord im Seefahrtbuch zu bescheinigen. Die 
Unterschrift des Kapitäns oder des bevoll- 
mächtigten Schiffsoffiziers ist vom Seemanns- 
amt zu beglaubigen. 


§20 

Generalmusterung 

(1) Sind seit der Ausfertigung der Muster- 
rolle zwei Jahre vergangen, so hat das See- 
mannsamt auf Antrag des Kapitäns eine der 
gegenwärtigen Zusammensetzung der Schiffs- 
besatzung entsprechende neue Musterrolle 
auszufertigen (Generalmusterung). 

(2) Das Seemannsamt kann die General- 
musterung verlangen, wenn die Musterrolle 
unübersichtlich oder unleserlich geworden ist. 

(3) Mit der Ausfertigung der neuen Muster- 
rolle wird die alte ungültig. 


§21 


Einziehen ungültiger Musterrollen 

Ungültige Musterrollen sind vom See- 
mannsamt einzuziehen. 


§ 18 


unverändert 


§ 19 


unverändert 


§ 20 


unverändert 


§ 21 


unverändert 


§ 22 § 22 

Kosten unverändert 

Die Kosten für die Ausfertigung der Mu- 
sterrolle und für die Musterung hat der Ree- 
der zu tragen. 
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Dritter Abschnitt 

Heuerverhältnis 
der Besatzungsmitglieder 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Begründung und Inhalt des 
Heuerverhältnisses 



Das Heuerverhältnis wird auf unbestimmte 
Zeit oder auf bestimmte Zeit, insbesondere 
auch für eine Reise, begründet. 

§24 

Heuerschein 

(1) Der Reeder oder sein Vertreter ist ver- 
pflichtet, den wesentlichen Inhalt des Heuer- 
verhältnisses in eine von ihm zu unterzeich- 
nende Urkunde (Heuerschein) aufzunehmen 
und diese dem Besatzungsmitglied auszuhän- 
digen. Der Heuerschein muß Angaben enthal- 
ten insbesondere über 

1. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt des Besatzungsmitglieds, 

2. Art des vom Besatzungsmitglied zu leisten- 
den Schiffsdienstes, 

3. Ort und Tag des Dienstantritts unter An- 
gabe des. Schiffs, 

4. Fahrtgebiet oder Ziel der Reise, 

5. Höhe der Heuer, 

6. Dauer des Heuerverhältnisses, 

7. Zeitpunkt und Ort der Begründung des 
Heuerverhältnisses. 

Weitere Abreden, insbesondere Nebenab- 
reden, können in den Heuerschein aufgenom- 
men werden. 

(2) Die Verpflichtung, einen Heuerschein 
auszustellen, entfällt, wenn das Heuerverhält- 
nis durch eine schriftliche Vereinbarung be- 
gründet wird, welche die im Absatz 1 gefor- 
derten Angaben enthält. 
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Dritter Abschnitt 

Heuerverhältnis 
der Besatzungsmitglieder 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Begründung und Inhalt des 
Heuerverhältnisses 

§ 23 

unverändert 


§24 

unverändert 
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§25 

Dienstantritt 

(1) Dem Besatzungsmitglied ist rechtzeitig 
der Zeitpunkt mitzuteilen, zu dem es sich an 
Bord einzufinden hat. Dabei ist ihm der Liege- 
platz des Schiffs oder ein Meldeort anzugeben. 

(2) Kann ein Besatzungsmitglied den Dienst 
wegen eines unabwendbaren Ereignisses nicht 
antreten, so hat es dies unverzüglich dem Ree- 
der oder dem Kapitän unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen. 


§26 

Anreisekosten 

Befindet sich das Schiff, auf dem das Besat- 
zungsmitglied den Dienst anzutreten hat, an 
einem anderen Ort als dem, an welchem das 
Heuerverhältnis begründet worden ist, so hat 
das Besatzungsmitglied Anspruch auf Ersatz 
der notwendigen Fahrt- und Gepäckbeförde- 
rungskosten sowie auf ein angemessenes Tage- 
geld. Die gleichen Ansprüche stehen dem Be- 
satzungsmitglied zu, wenn vor dem Dienstan- 
tritt Reisen von dem Ort der Begründung des 
Heuerverhältnisses zu dem Ort der Anmuste- 
rung oder einem Meldeort notwendig werden. 
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§ 25 


unverändert 


§ 26 

Anreisekosten 

Befindet sich das Schiff, auf dem das Besat- 
zungsmitglied den Dienst anzutreten hat, an 
einem anderen Ort als dem, an welchem das 
Heuerverhältnis begründet worden ist, so hat 
das Besatzungsmitglied Anspruch auf Ersatz 
der notwendigen Fahrt- und Gepäckbeförde- 
rungskosten sowie auf ein angemessenes Tage - 
und Übernachtungsgeld. Die gleichen An- 
sprüche stehen dem Besatzungsmitgliad zu, 
wenn vor dem Dienstantritt Reisen von dem 
Ort der Begründung des Heuerverhältnissses 
zu dem Ort der Anmusterung oder einem 
Meldeort notwendig werden. 


§27 

Schiff der Dienstleistung 


(1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind 
Schiffsleute auf dem im Heuerschein oder in 
der schriftlichen Vereinbarung (§ 24 Abs. 2) 
bezeichneten Schiff, Schiffsoffiziere und son- 
stige Angestellte auf jedem Schiff des Reeders 
zum Schiffsdienst verpflichtet. 


(2) Die Umsetzung von Schiffsoffizieren 
und sonstigen Angestellten auf ein anderes 
Schiff ist zulässig, wenn damit keine wesent- 
liche Verschlechterung der Arbeitsbedingun- 
gen verbunden ist . 


§ 27 


Schiff der Dienstleistung 
(1) unverändert 


(2) Die Umsetzung von Schiffsoffizieren 
und sonstigen Angestellten auf ein anderes 
Schiff ist zulässig, wenn wichtige betriebliche 
Gründe sie erfordern und wenn die Maß- 
nahme nicht nur den Zweck haben soll, dem 
Betroffenen Schaden zuzufügen. 


§28 

Bordanwesenheitspflicht 

(1) Das Besatzungsmitglied ist auch wäh- 
rend seiner dienstfreien Zeit zur Anwesenheit 
an Bord verpflichtet, soweit ihm nicht der Ka- 
pitän oder der zuständige Vorgesetzte Erlaub- 
nis zum Verlassen des Schiffs erteilt hat. Die 


§ 28 

unverändert 
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Erlaubnis darf dem Besatzungsmitglied nicht 
verweigert werden, soweit ihm ein Anspruch 
auf Landgang gemäß § 63 zusteht. 

(2) Bei Seegefahr, insbesondere bei drohen- 
dem Schiffbruch, darf das Besatzungsmitglied 
das Schiff ohne Einwilligung des Kapitäns 
nicht verlassen, solange dieser selbst an Bord 
bleibt. 

§29 

Dienstleistungspflicht 

(1) Das Besatzungsmitglied hat die Schiffs- 
dienste zu verrichten, zu denen es im Rahmen 
des Heuerverhältnisses verpflichtet ist. Es hat 
dabei den Anordnungen der zuständigen Vor- 
gesetzten Folge zu leisten. 

(2) Über die Verpflichtung im Absatz 1 hin- 
aus hat das Besatzungsmitglied jede Anord- 
nung des Kapitäns zu befolgen, die dazu die- 
nen soll, drohende Gefahr für Menschen, Schiff 
oder Ladung abzuwenden, einen unverhält- 
nismäßig großen Schaden zu vermeiden, 
schwere Störungen des Schiffsbetriebs zu ver- 
hindern oder öffentlich-rechtliche Vorschrif- 
ten über die Schiffssicherheit zu erfüllen. In 
dringenden Fällen gilt das gleiche gegenüber 
Anordnungen eines an Ort und Stelle befind- 
lichen Vorgesetzten. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten 
auch bei Gefahr für andere Schiffe und Men- 
schen. 

(4) Bei Schiffbruch ist das Besatzungsmit- 
glied verpflichtet, nach Anordnung des Kapi- 
täns nach besten Kräften für die Rettung von 
Menschen und ihren Sachen sowie für die Si- 
cherstellung der Schiffsteile, der Ausrüstung 
und der Ladung zu sorgen und bei der Ber- 
gung Hilfe zu leisten. 


§30 

Begriff der Heuer 

(1) Die Heuer umfaßt alle auf Grund des 
Heuerverhältnisses gewährten Vergütungen 
einschließlich des Anteils an Fracht, Gewinn 
oder Erlös. 

(2) Grundheuer ist das dem Besatzungsmit- 
glied zustehende feste Entgelt. Pauschalvergü- 
tungen, deren Höhe sich nach dem Ausmaß 
der Arbeit, dem Erfolg oder ähnlichen nicht 


§ 29 

Dienstleistungspflicht 
(1) unverändert 


(2) Über die Verpflichtung im Absatz 1 hin- 
aus hat das Besatzungsmitglied jede Anord- 
nung des Kapitäns zu befolgen, die dazu die- 
nen soll, drohende Gefahr für Menschen, Schiff 
oder Ladung abzuwenden, einen großen 
Schaden zu vermeiden, schwere Störungen 
des Schiffsbetriebs zu verhindern oder 
Öffentlich-rechtliche Vorschriften über die 
Schiifssicherheit zu erfüllen. In dringenden 
Fallen gilt das gleiche gegenüber Anordnun- 
gen eines an Ort und Stelle befindlichen Vor- 
gesetzten. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten 
auch bei drohender Gefahr für andere 
Schiffe und Menschen. 

(4) unverändert 


§ 30 

unverändert 
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gleichbleibenden Bemessungsgrundlagen rich- 
tet, sowie sonstige Zulagen sind nicht als festes 
Entgelt im Sinne dieser Vorschrift anzusehen. 


§31 

Bemessung und Berechnung der Heuer 

Die Grundheuer bemißt sich nach Monaten. 
Bei Berechnung der Heuer für einzelne Tage 
wird der Monat zu dreißig Tagen gerechnet. 


§32 


Entstehung des Heueranspruchs 


Der Anspruch auf Heuer entsteht mit dem 
Dienstantritt. Hat sich das Besatzungsmitglied 
vorher zur Musterung zu stellen oder sonst 
zur Verfügung des Reeders zu halten, so ent- 
steht der Anspruch auf Heuer schon in diesem 
Zeitpunkt. 


§33 


Heuer für die Anreisezeit 


Für die erforderliche Anreisezeit hat das Be- 
satzungsmitglied neben den Anreisekosten 
(§ 26) Anspruch auf Zahlung der Grundheuer. 


§ 34 

Fälligkeit der Heuer 

(1) Die Grundheuer ist mit dem Ablauf ei- 
nes jeden Kalendermonats und bei der Been- 
digung des Heuerverhältnisses fällig. 

(2) Die Anteile an Fracht, Gewinn oder Er- 
lös sind zu demselben Zeitpunkt fällig, soweit 
sie der Höhe nach bis dahin feststehen oder 
billigerweise festgestellt werden können. 

(3) Stehen Anteile an Fracht, Gewinn oder 
Erlös bei Ablauf des Kalendermonats noch 
nicht fest oder wird die Heuer für eine Reise 
berechnet, so kann das Besatzungsmitglied je- 
weils nach Ablauf des Kalendermonats eine 
Abschlagszahlung in ungefährer Höhe des bis 
dahin verdienten Anteils der Heuer verlan- 
gen. 


§35 

Auszahlung der Heuer 

(1) Das Besatzungsmitglied hat nur im Ha- 
fen oder auf der Reede Anspruch auf Baraus- 
zahlung der Heuer. Soweit außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zwin- 
gende Gründe die Barauszahlung nicht zulas- 


§ 31 


unverändert 


§ 32 


unverändert 


§ 33 
u n v e r ä n 


d e r t 


§ 34 


unverändert 


§ 35 


unverändert 
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sen, hat der Reeder das jeweilige Guthaben 
auf Wunsch des Besatzungsmitglieds an einen 
von diesem zu bestimmenden Empfänger im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes zu zahlen. 

(2) In einer Gast- oder Schankwirtschaft 
dürfen Auszahlungen nicht vorgenommen 
werden. 


§36 

Ziehschein 

Der Reeder ist auf Verlangen des Besat- 
zungsmitglieds verpflichtet, am fünfzehnten 
und am letzten Tage eines jeden Monats Ab- 
schlagszahlungen bis zu insgesamt fünfund- 
siebzig vom Hundert der Nettobezüge des Be- 
satzungsmitglieds an die von diesem bezeidh- 
neten Familienangehörigen oder eine andere 
von ihm bezeichnete Person zu leisten. Er hat 
dem Besatzungsmitglied hierüber auf Verlan- 
gen einen Verpflichtungsschein (Ziehschein) 
zu erteilen. 


§37 

Abrechnung 

(1) Über die Heuer ist zum Ablauf des Ka- 
lendJermonats und bei der Beendigung des 
Heuerverhältnisses schriftlich Rechnung zu 
legen (Abrechnung). An Stelle dieser Abrech- 
nung kann aus betriebsbedingten Gründen, 
insbesondere auch bei Reisen unter einem 
Monat, für die einzelne Reise abgerechnet wer- 
den. Soweit die Heuer Anteile an Fracht, Ge- 
winn oder Erlös umfaßt, kann eine andere 
Abrechnungsfrist vereinbart werden. 

(2) In der Abrechnung sind vollständige An- 
gaben über die Zusammensetzung der Heuer, 
die vorgenommenen Abzüge und die Ab- 
schlagszahlungen einschließlich der auf Zieh- 
schein geleisteten Beträge zu machen. Bei Aus- 
zahlung in fremder Währung ist der zugrunde 
gelegte Wechselkurs schriftlich anzugeben. 

(3) Die Abrechnung ist dem Besatzungsmit- 
glied bei der Auszahlung (§ 35) zu übergeben. 
Beanstandet das Besatzungsmitglied die Ab- 
rechnung, so ist der Grund der Beanstandung 
auf der Abrechnung zu vermerken. 

§38 

Mindestanspruch bei Reiseheuer 

Ist das H euerv erhält nis für eine Reise ein- 
gegangen , so hat das Besatzungsmitglied min- 


§ 36 

unverändert 


§ 37 
u n v e r ä n 


d e 


r t 


§ 38 

entfällt 
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destens Anspruch auf die Heuer, die es erhal- 
ten würde , wenn das Heuerverhältnis auf un- 
bestimmte Zeit eingegangen und bei Beendi- 
gung der Reise aufgelöst worden wäre. 
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§39 

Erhöhung der Heuer bei längerer 
Auslandsfahrt 

(1) Hat ein Besatzungsmitglied ohne Unter- 
brechung mindestens sechs Monate auf Schif- 
fen desselben Reeders Dienst geleistet und ist 
es nicht während dieser Zeit mit diesen Schif- 
fen für insgesamt mindestens sechs Tage in 
Häfen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
gekommen, so erhöht sich seine Grundheuer 
vom Beginn des siebenten Monats seiner 
Dienstleistung bei demselben Reeder ab um 
fünfundzwanzig vom Hundert. 

(2) Für ein Besatzungsmitglied , daß für min- 
destens sechs zusammenhängende Tage in ei- 
nen Hafen im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes gekommen ist oder den Mindesturlaub 
(§ 56) erhalten hat , beginnt die Frist des Ab- 
satzes 1 erneut. 


§ 39 

entfällt 


§40 

Verteilung der Heuer bei nicht ausreichender 
Schiffsbesatzung 

(1) Wenn sich die Schiffsbesatzung während 
einer Reise vermindert und nicht zu erwarten 
ist, daß sich der dadurch entstehende ver- 
mehrte Arbeitsanfall im weiteren Verlauf der 
Reise verringern wird, so ist die Schiffsbesat- 
zung zu ergänzen, soweit es die Umstände ge- 
statten. Solange dies nicht geschieht, ist die 
während der Reise ersparte Heuer unter die- 
jenigen Besatzungsmitglieder desselben Dienst- 
zweigs, denen durch die Verminderung der 
Schiffsbesatzung ein vermehrter Arbeitsanfall 
erwachsen ist, im Verhältnis dieses vermehr- 
ten Arbeitsanfalls und der Heuer zu verteilen. 


(2) Die Heuerverteilung ist in entsprechen- 
der Anwendung des Absatzes 1 auch dann vor- 
zunehmen, wenn ein Schiff die Fahrt mit einer 
Schiffsbesatzung antritt, die unter Berücksich- 
tigung des Arbeitsschutzes nicht als ausrei- 
chend anzusehen ist und zu übermäßiger Ar- 
beitsbelastung führt. 


§ 40 

Ergänzung der Schiffsbesatzung und Ver- 
teilung der Heuer bei nicht ausreichender 
Schiffsbesatzung 

(1) Wenn sich die Schiffsbesatzung während 
einer Reise vermindert und nicht zu erwarten 
ist, daß sich der dadurch entstehende ver- 
mehrte Arbeitsanfall im weiteren Verlauf der 
Reise verringern wird, so ist die Schiffsbesat- 
zung zu ergänzen, soweit es die Umstände ge- 
statten. Solange dies nicht geschieht, ist die 
während der Reise ersparte Heuer unter die- 
jenigen Besatzungsmitglieder desselben Dienst- 
zweigs, denen durch die Verminderung der 
Schiffsbesatzung ein vermehrter Arbeitsanfall 
erwachsen ist, im Verhältnis dieses vermehr- 
ten Arbeitsanfalls und der Heuer zu verteilen, 
soweit die Mehrarbeit nicht bereits durch 
eine Überstundenvergütung abgegolten wird. 

(2) Die Heuerverteilung ist in entsprechen- 
der Anwendung des Absatzes 1 auch dann vor- 
zunehmen, wenn ein Schiff ausnahmsweise die 
Fahrt mit einer Schiffsbesatzung antritt, die 
unter Berücksichtigung des Arbeitsschutzes 
nicht als ausreichend anzusehen ist und zu 
übermäßiger Arbeitsbelastung führt. 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Verpflegung; Unterbringung; 

Krankenfürsorge 

§41 

Verpflegung und Speiserolle 

(1) Das Besatzungsmitglied hat von dem 
Zeitpunkt ab, in dem der Anspruch auf Heuer- 
zahlung entsteht (§ 32), bis zur Beendigung 
des Heuerverhältnisses Anspruch auf ange- 
messene Verpflegung. 

(2) Das Mindestmaß der dem Besatzungs- 
mitglied zu gewährenden Speisen und Ge- 
tränke regelt die Speiserolle. 

(3) Die gewährten Speisen und Getränke 
dienen dem eigenen Bedarf des Besatzungsmit- 
glieds; sie dürfen insbesondere nicht zum Ver- 
kauf oder Tausch von Bord gebracht werden. 

§ 42 

Kürzung der Verpflegung bei ungewöhnlich 

langer Dauer der Reise und bei Unfällen 

(1) Der Kapitän ist berechtigt, abweichend 
von der Speiserolle Speisen und Getränke zu 
kürzen oder eine Änderung in ihrer Wahl vor- 
zunehmen, wenn bei ungewöhnlich langer 
Dauer der Reise, infolge von Unfällen oder 
aus sonstigen unabwendbaren Gründen der 
Vorrat an Verpflegung nicht ausreichend er- 
scheint. 

(2) Der Kapitän hat im Schiffstagebuch Zeit- 
punkt, Gründe und Umfang der Abweichung 
von der Speiserolle zu vermerken. 

(3) Das Besatzungsmitglied hat Anspruch 
auf eine den Abweichungen entsprechende 
V ergütung. 

§43 

Unterbringung 

(1) Das Besatzungsmitglied hat von dem 
Zeitpunkt ab, in dem der Anspruch auf Heuer- 
zahlung entsteht (§ 32), bis zur Beendigung 
des Heuerverhältnisses Anspruch auf ange- 
messene Unterbringung einschließlich sicherer 
Aufbewahrung seiner Kleidungsstücke und 
seiner anderen Gebrauchsgegenstände auf dem 
Schiff. 

(2) Das Besatzungsmitglied ist verpflichtet, 
die Wohnräume und die Einrichtungsgegen- 
stände pfleglich zu behandeln. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Verpflegung; Unterbringung; 
Krankenfürsorge 

§ 41 

Verpflegung und Speiserolle 
(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Die gewährten Speisen und Getränke 
dienen dem eigenen Bedarf des Besatzungsmit- 
glieds; sie dürfen insbesondere nicht zur Ver- 
äußerung von Bord gebracht werden. 

§ 42 

unverändert 


§ 43 

unverändert 
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(3) Kann dem Besatzungsmitglied aus be- 
sonderen, von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen zeitweilig eine Unterkunft auf dem 
Schiff nicht gewährt werden, so hat es An- 
spruch auf eine anderweitige angemessene Un- 
terkunft oder eine angemessene Vergütung. 

§44 

Verpflichtung des Reeders 
zur Krankenfürsorge 

(1) Das Besatzungsmitglied hat während 
seines Aufenthalts an Bord oder außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes im Falle 
einer Erkrankung oder Verletzung Anspruch 
auf eine den örtlichen Verhältnissen entspre- 
chende ausreichende und zweckmäßige Kran- 
kenfürsorge auf Kosten des Reeders. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht 
nicht, wenn das Heuerverhältnis außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes be- 
gründet worden ist und das Besatzungsmit- 
glied die Reise wegen einer beim Beginn des 
Heuerverhältnisses bereits vorhandenen Er- 
krankung oder Verletzung nicht antritt. 

§45 

Umfang der Krankenfürsorge 

Die Krankenfürsorge umfaßt die Heilbe- 
handlung, die Verpflegung und Unterbrin- 
gung des Kranken oder Verletzten. Zur Heil- 
behandlung gehört auch die Versorgung mit 
Arznei- und Heilmitteln. 

§46 

Besonderheiten bei der Krankenfürsorge 

in einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes 

(1) Liegt das Schiff in einem Hafen im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes, so hat das Be- 
satzungsmitglied, solange es an Bord bleibt, 
die Wahl zwischen der Krankenfürsorge auf 
Kosten des Reeders und der Krankenhilfe des 
Trägers der Krankenversicherung. 

(2) Der Reeder kann das Besatzungsmitglied 
an den Träger der Krankenversicherung ver- 
weisen, wenn ein Schiffsarzt oder ein Ver- 
tragsarzt des Reeders nicht zur Verfügung 
steht oder wenn die Krankheit oder das Ver- 
halten des Kranken das Verbleiben an Bord 
nicht gestattet oder unzumutbar macht oder 
wenn der Erfolg der Behandlung gefährdet ist. 


§ 44 

Verpflichtung des Reeders 
zur Krankenfürsorge 

(1) Das Besatzungsmitglied hat während 
seines Aufenthalts an Bord oder außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes im Falle 
einer Erkrankung oder Verletzung Anspruch 
auf ausreichende und zweckmäßige Kranken- 
fürsorge auf Kosten des Reeders. 

(2) unverändert 


§45 

unverändert 


§46 

unverändert 
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§47 

Besonderheiten bei der Krankenfürsorge 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes 

(1) Hat das Besatzungsmitglied das Schiff 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes wegen Krankheit oder Verletzung ver- 
lassen müssen, so ist der Reeder berechtigt, 
dem Besatzungsmitglied Heilbehandlung und 
Verpflegung in einer zumutbaren Krankenan- 
stalt zu gewähren. 

(2) Hat das Besatzungsmitglied an dem Ort, 
an dem es das Schiff verläßt oder in eine Kran- 
kenanstalt aufgenommen werden soll, einen 
eigenen Haushalt oder Familienangehörige, 
mit denen es in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
so kann die Übernahme in die Krankenanstalt 
ohne seine Zustimmung nur unter den Vor- 
aussetzungen des § 184 Abs. 3 der Reichsver- 
sicherungsordnung erfolgen. In den Fällen des 
§ 184 Abs. 3 Nr. 1, 2 und 4 der Reichsversiche- 
rungsordnung hat der Reeder, soweit möglich, 
Krankenanstaltspflege zu gewähren. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat 
der Reeder dem Besatzungsmitglied zur Be- 
friedigung notwendiger persönlicher Bedürf- 
nisse ein angemessenes Tagegeld zu zahlen, so- 
fern nicht die Heuer nach § 50 Abs. 1 fortzu- 
zahlen ist. 


§48 

Ruhen des Anspruchs auf Krankenfürsorge 
auf Kosten des Reeders 

Weigert sich das Besatzungsmitglied ohne 
berechtigten Grund, die angebotene Heilbe- 
handlung oder Krankenanstaltspflege anzu- 
nehmen, so ruht der Anspruch auf Kranken- 
fürsorge auf Kosten des Reeders für die Dauer 
der unberechtigten Weigerung. 


§47 
u n v e r ä n 


de 


§48 
u n v e r ä n 


d e 


§49 

Ende der Krankenfürsorge auf Kosten 
des Reeders 

(1) Die Krankenfürsorge auf Kosten des 
Reeders endet, sobald das Besatzungsmitglied 
an einem Ort im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes das Schiff verläßt; sie ist jedoch, wenn 
mit der Unterbrechung Gefahr verbunden ist, 
fortzusetzen, bis der zuständige Träger der 
Kranken- oder Unfallversicherung mit seinen 
Leistungen beginnt. 


§49 

Ende der Krankenfürsorge 
des Reeders 

(1) unverändert 


t 


auf Kosten 
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(2) Ist das Besatzungsmitglied außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zurückge- 
lassen, so endet die Krankenfürsorge auf Ko- 
sten des Reeders, wenn das Besatzungsmitglied 
an einen Ort im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes zurückbefördert ist oder zurückkehrt, 
spätestens jedoch mit dem Ablauf der sechsund- 
zwanzigsten Woche nach Verlassen des Schiffs. 
Bei Verletzung infolge eines Arbeitsunfalls en- 
det die Krankenfürsorge, sobald der zustän- 
dige Träger der Unfallversicherung mit seinen 
Leistungen beginnt. 

§50 

Weiterzahlung der Heuer im Krankheitsfall 

(1) Das erkrankte oder verletzte Besat- 
zungsmitglied hat Anspruch auf Weiterzah- 
lung der Heuer mindestens bis zu dem Tage, 
an welchem es das Schiff verläßt. Darüber hin- 
aus behält ein erkrankter oder verletzter 
Schiffsoffizier oder sonstiger Angestellter den 
Anspruch auf Heuerzahlung bis zu einer Ge- 
samtdauer von sechs Wochen, vom Tage des 
Beginns der Arbeitsunfähigkeit ab gerechnet. 

(2) Der Reeder hat einem erkrankten oder 
verletzten Besatzungsmitglied, das außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes das 
Schiff verlassen (§ 47) und keinen Anspruch 
auf Weiterzahlung der bleuer nach Absatz 1 
mehr hat, für die Dauer der Arbeitsunfähig- 
keit oder des Aufenthalts in einer Krankenan- 
stalt außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes und solange es Anspruch auf 
kostenfreie Krankenfürsorge hat, die Beträge 
zu zahlen, die dem Besatzungsmitglied nach 
der Reichsversicherungsordnung zustehen 
würden, wenn es innerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes erkrankt wäre. 

§51 

Rückbeförderung im Krankheitsfall 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das wegen 
Krankheit oder Verletzung außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zurück- 
gelassen ist, kann mit seiner Einwilligung und 
der des behandelnden Arztes nach Maßgabe 
des § 74 in den Geltungsbereich des Grundge- 
setzes zurückbefördert werden. Ist das Besat- 
zungsmitglied außerstande, die Einwilligung 
zu erteilen oder verweigert es die Einwilligung 
ohne ausreichenden Grund, so kann sie nach 
Anhörung eines Arztes durch das Seemanns- 
amt ersetzt werden. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

(2) Ist das Besatzungsmitglied außerhalb des 
Geltungsbereichs dos Grundgesetzes zurückge- 
lassen, so endet die Krankenfürsorge auf Ko- 
sten des Reeders, wenn das Besatzungsmitglied 
an einen Ort im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes zurückbefördert oder zurückgekehrt 
ist, spätestens jedoch mit dem Ablauf der 
sechsundzwanzigsten Woche nach Verlassen 
des Schiffs. Bei Verletzung infolge eines Ar- 
beitsunfalls endet die Krankenfürsorge, so- 
bald der zuständige Träger der Unfallver- 
sicherung mit seinen Leistungen beginnt. 

§50 

unverändert 


§ 51 

unverändert 
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(2) Ein Besatzungsmitglied, das nach Ab- 
schluß der Kranken- oder Heilbehandlung 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes nicht an Bord des Schiffs zurückkehren 
kann, hat Anspruch auf Rückbeförderung nach 
den Vorschriften der §§74 und 76. Soweit 
dem Besatzungsmitglied nicht ein Heueran- 
spruch auf Grund anderer Vorschriften zu- 
steht, hat es während der Dauer der Rückbe- 
förderung Anspruch auf ein angemessenes Ta- 
gegeld zur Befriedigung notwendiger persön- 
licher Bedürfnisse. 


§52 

Krankheit oder Verletzung durch eigene 
strafbare Handlung 

Hat sich das Besatzungsmitglied die Krank- 
heit oder Verletzung durch eine von ihm vor- 
sätzlich begangene mit Zuchthaus oder Ge- 
fängnis bedrohte strafbare Handlung zugezo- 
gen, so entfällt der Anspruch auf Kranken- 
fürsorge auf Kosten des Reeders. 

§53 

Regelung bei Streit über die Krankenfürsorge 
des Reeders 

Bei Streit zwischen dem Besatzungsmitglied 
und dem Reeder über die Krankenfürsorge 
trifft das Seemannsamt, das zuerst angerufen 
wird, eine vorläufige Regelung. 

§54 

Sorge für Sachen und Heuerguthaben des 
erkrankten oder verletzten 
Besatzungsmitglieds 

(1) Muß das Besatzungsmitglied wegen Er- 
krankung oder Verletzung an Land zurückge- 
lassen werden, so hat der Kapitän, soweit das 
Besatzungsmitglied nichts anderes bestimmt 
hat, seine Sachen und sein Heuerguthaben 
dem Seemannsamt am Ort der Zurücklassung 
zur Aufbewahrung zu übergeben. Mit Zustim- 
mung des Seemannsamts kann die Übergabe 
an eine andere geeignete Stelle, insbesondere 
an die Verwaltung der Krankenanstalt, in wel- 
che das Besatzungsmitglied aufgenommen 
worden ist, erfolgen. Befindet sich am Ort 
der Zurücklassung kein Seemannsamt, so hat 
der Kapitän dem Seemannsamt, in dessen Be- 
zirk die Zurücklassung erfolgt, Anzeige über 
den Verbleib der Sachen und des Heuergutha- 
bens zu machen. 


§52 


unverändert 


§53 


unverändert 


§54 


unverändert 


28 



Entwurf 


Beschlüsse des 


27. Ausschusses 


(2) Der Kapitän hat dafür zu sorgen, daß 
eine Aufstellung über die Sachen und das 
Heuerguthaben des Besatzungsmitglieds in 
zwei Stücken angefertigt und dabei die Auf- 
bewahrungsstelle angegeben wird. Diese Auf- 
stellung ist von ihm und einem Besatzungs- 
mitglied zu unterschreiben. Je ein Stück der 
Aufstellung erhalten die Aufbewahrungsstelle 
und das zurückgelassene Besatzungsmitglied. 


DRITTER UNTERABSCHNITT DRITTER UNTERABSCHNITT 

Urlaub und Landgang Urlaub und Landgang 


§55 

Urlaubsanspruch 

(1) Das Besatzungsmitglied hat für jedes Be- 
schäftigungsjahr Anspruch auf bezahlten Er- 
holungsurlaub. 

(2) Das geltende Urlaubsrecht der Länder 
findet auf den Urlaubsanspruch des Besat- 
zungsmitglieds keine Anwendung. 


§55 

Urlaubsanspruch 

(1) Das Besatzungsmitglied hat für jedes Be- 
schäftigungsjahr Anspruch auf bezahlen Ur- 
laub. 

(2) Das geltende Urlaubsrecht der Länder 
findet auf den Urlaubsanspruch des Besat- 
zungsmitglieds nur insoweit Anwendung, als 

es Vorschriften über die Mindestdauer des Ur- 
laubs enthält. 


§56 

Urlaubsdauer 

(1) Die Urlaubsdauer muß angemessen sein. 
Bei ihrer Festsetzung ist insbesondere die Dau- 
er der Beschäftigung bei demselben Reeder zu 
berücksichtigen. Der Mindesturlaub beträgt 
zwölf Werktage in jedem Beschäftigungsjahr. 

(2) Jugendlichen ist ein Mindesturlaub von 
vierundzwanzig Werktagen in jedem Beschäf- 
tigungsjahr zu gewähren. Maßgebend ist das 
Alter bei Beginn des Beschäftigungsjahrs, für 
welches der Urlaub gewährt wird. 

§57 

Urlaubsgewährung 

(1) Der Urlaub wird vom Reeder oder vom 
Kapitän gewährt; dabei sind die Wünsche des 
Besatzungsmitglieds tunlichst zu berücksichti- 
gen. Der Urlaub ist im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes zu gewähren, soweit nicht auf 
Verlangen des Besatzungsmitglieds etwas an- 
deres vereinbart wird. 


§56 

Urlaubsdauer 

(1) Die Urlaubsdauer muß angemessen sein. 
Bei ihrer Festsetzung ist insbesondere die Dau- 
er der Beschäftigung bei demselben Reeder zu 
berücksichtigen. 

(2) unverändert 
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(2) Der Urlaub ist, nach Möglichkeit zu- 
sammenhängend, bis zum Schluß des Beschäf- 
tigungsjahrs zu gewähren. Wenn betriebliche 
Gründe, insbesondere längere Reisen des 
Schiffs es erfordern, kann der Urlaub für zwei 
Beschäftigungsjahre zusammen gegeben wer- 
den. 

(3) Dem Besatzungsmitglied muß nach 
zweijähriger, Jugendlichen, die das sechzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nach 
einjähriger Abwesenheit vom letzten Hafen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes auf 
Verlangen der bis dahin erworbene Urlaub 
gewährt werden. Diese Fristen können bis zu 
drei Monaten überschritten werden, wenn das 
Schiff innerhalb dieser Zeit einen europäischen 
Hafen anläuft. 

(4) Während des Urlaubs darf das Besat- 
zungsmitglied keiner dem Urlaubszweck wi- 
dersprechenden Erwerbsarbeit nachgehen. 


§58 

Heimaturlaub u n 

(1) Wird Heimaturlaub von einem Hafen 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes aus gewährt, so beginnt er mit dem 
Ablauf des Tages, an dem das Besatzungsmit- 
glied 

1. in einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes eintrifft oder 

2. die Bundesgrenze auf dem Land- oder 
Luftwege überschreitet. 

(2) Die Reisekosten (§ 26) trägt der Reeder 
im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 bis zu diesem Ha- 
fen, im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 bis zu dem 
Heimatort des Besatzungsmitglieds. 

(3) Wenn sich das Besatzungsmitglied nach 
Beendigung des Heimaturlaubs in einem Ha- 
fen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes melden muß, gelten die Vor- 
schriften der Absätze 1 und 2 sinngemäß mit 
der Maßgabe, daß das Besatzungsmitglied an 
dem auf den letzten Urlaubstag folgenden Tag 
nach näherer Weisung des Reeders einen der 
’m Absatz 1 Nr. 1 oder 2 bezeichneten Orte er- 
reichen muß und daß der Reeder die Reiseko- 
sten von den im Absatz 2 genannten Orten bis 
zu dem Meldeort trägt. 


des 27. Ausschusses 


§ 58 

verändert 
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§59 

Urlaubsentgelt 

(1) Als Urlaubsentgelt ist dem Besatzungs- 
mitglied die Heuer fortzuzahlen. Für Sachbe- 
züge ist ein angemessener Abgeltungsbetrag 
zu gewähren. 

(2) Für jeden Urlaubstag sowie für jeden in 
den Urlaub fallenden Sonn- und Feiertag ist 
ein Dreißigstel der Monatsgrundheuer zu zah- 
len. Heuerteile, deren Höhe sich nach dem 
Ausmaß der Arbeit, dem Erfolg oder ähnli- 
chen nicht gleichbleibenden Bemessungsgrund- 
lagen richtet, sind bei der Berechnung des Ur- 
laubsentgelts angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Das Urlaubsentgelt ist vor dem Urlaubs- 
antritt zu entrichten. 

§60 

Erkrankung während des Urlaubs 

Erkrankt ein Besatzungsmitglied während 
des Urlaubs, so werden die Krankheitstage auf 
den Urlaub nicht angerechnet, soweit die Er- 
krankung durch ärztliches Zeugnis nachgewie- 
sen wird. Ist anzunehmen, daß die Erkran- 
kung über den Ablauf des Urlaubs hinaus fort- 
dauern wird, so ist das Besatzungsmitglied 
verpflichtet, dies dem Reeder unverzüglich 
mitzuteilen. Das Besatzungsmitglied hat sich 
nach Ablauf des ihm bewilligten Urlaubs oder, 
falls die Erkrankung länger dauert, nach Wie- 
derherstellung der Arbeitsfähigkeit zunächst 
dem Reeder oder dem Kapitän zur Arbeitslei- 
stung zur Verfügung zu stellen. Der Reeder 
oder der Kapitän bestimmt den Zeitpunkt, 
von dem ab der restliche Urlaub gewährt 
wird; dabei sind die Wünsche des Besatzungs- 
mitglieds tunlichst zu berücksichtigen. 

§61 

Urlaub bei Beendigung des Heuerverhältnisses 
während des Beschäftigungsjahrs 

(1) Endet das Heuerverhältnis des Besat- 
zungsmitglieds vor Ablauf des Beschäftigungs- 
jahrs, so hat das Besatzungsmitglied innerhalb 
der ersten sechs Monate der Beschäftigung bei 
demselben Reeder für jeden vollen Beschäfti- 
gungsmonat, danach für jeden angefangenen 
Beschäftigungsmonat Anspruch auf ein Zwölf- 
tel des Jahresurlaubs. 
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§59 

unverändert 


§60 

Erkrankung während des Urlaubs 

Wird ein Besatzungsmitglied während des 
Urlaubs arbeitsunfähig krank, so werden 
diese Krankheitstage auf den Urlaub nicht an- 
gerechnet, soweit die Erkrankung durch ärzt- 
liches Zeugnis nachgewiesen wird. Ist anzu- 
nehmen, daß die Erkrankung über den Ab- 
lauf des Urlaubs hinaus fortdauern wird, so 
ist das Besatzungsmitglied verpflichtet, dies 
dem Reeder unverzüglich mitzuteilen. Das 
Besatzungsmitglied hat sich nach Ablauf des 
ihm bewilligten Urlaubs oder, falls die Er- 
krankung länger dauert, nach Wiederher- 
stellung der Arbeitsfähigkeit zunächst dem 
Reeder oder dem Kapitän zur Arbeitsleistung 
zur Verfügung zu stellen. Der Reeder oder 
der Kapitän bestimmt den Zeitpunkt, von 
dem ab der restliche Urlaub gewährt wird; da- 
bei sind die Wünsche des Besatzungsmitglieds 
tunlichst zu berücksichtigen. 

§ 61 

unverändert 
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(2) Hat das Besatzungsmitglied bereits län- 
geren als den ihm nach Absatz 1 zustehenden 
Urlaub erhalten, so kann das Urlaubsentgelt 
nicht zurückgefordert werden. 

§ 62 § 62 
Urlaubsabgeltung unverändert 

Der Urlaub darf nur abgegolten werden, 
soweit er wegen Beendigung des Heuerver- 
hältnisses nicht mehr gewährt werden kann 
und eine Verlängerung des Heuerverhältnisses 
infolge Eingehens eines neuen Heuer- oder 
sonstigen Arbeitsverhältnisses nicht .möglich 
ist. 

§ 63 

Landgang 

(1) Das Besatzungsmitglied hat außerhalb 
der Hafenarbeitszeit Anspruch auf Landgang, 
soweit die Sicherheit des Schiffs und seine Ab- 
fahrtzeit es zulassen. 

(2) Der Kapitän ist verpflichtet, dem Besat- 
zungsmitglicd in seiner dienstfreien Zeit auch 
innerhalb der Hafenarfbeitszeit Landgang zu 
gewähren, soweit es der Schiffsbetrieb zuläßt. 

(3) Der Kapitän hat, wenn für die Land- 
gänger keine oder keine angemessene Beförde- 
rung smöglidikek besteht, soweit es zumutbar 
ist, für eine Verbindung zum Land zu sorgen. 

(4) Der Kapitän hat dafür zu sorgen, daß 
der außerhalb der Hafenarbeitszeit notwen- 
dige Wachdienst gleichmäßig auf die Besat- 
zungsmitglieder verteilt wird. 


§ 63 

unverändert 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Beendigung des Heuerverhältnisses 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Beendigung des Heuerverhältnisses 


§ 64 § 64 

Ordentliche Kündigung unverändert 

(1) Ist das Heuerverhältnis auf unbestimmte 
Zeit begründet, so kann es von beiden Teilen 
nach Maßgabe des § 65 schriftlich gekündigt 
werden. 

(2) Die ordentliche Kündigung gegenüber 
Schiffsoffizieren und sonstigen Angestellten 
kann nur vom Reeder ausgesprochen werden. 
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§65 

Kündigungsfristen 

(1) Bei Schiffsleuten beträgt die Frist für die 
ordentliche Kündigung achtundvierzig Stun- 
den. 

(2) Bei Schiffsoffizieren und sonstigen An- 
gestellten beträgt die Kündigungsfrist wäh- 
rend der ersten drei Monate ununterbroche- 
ner Dienstleistung in dieser Eigenschaft bei 
demselben Reeder eine Woche. Dauert die er- 
ste Reise länger als drei Monate, so kann die 
Kündigung während der ersten sechs Monate 
noch in den auf die Beendigung der Reise fol- 
genden drei Tagen mit Wochenfrist ausge- 
sprochen werden. Nach Ablauf der in den 
Sätzen 1 und 2 bezeichneten Zeiten beträgt die 
Kündigungsfrist sechs Wochen für den Schluß 
eines Kalendervierteljahrs. Die Vorschriften 
des Gesetzes über die Fristen für die Kündi- 
gung von Angestellten vom 9. Juli 1926 
(Reidhsgesetzbl. I S. 399) bleiben unberührt. 

(3) Soweit nicht anläßlich einer ordentli- 
chen Kündigung etwas anderes vereinbart ist, 
setzt sich das Heuerverhältnis über den Ab- 
lauf der Kündigungsfrist hinaus fort 

1. hei einem Schiffsoffizier oder sonstigen 
Angestellten bis zu seiner Ankunft in ei- 
nem Hafen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder bis zum Ablauf des Tages , 
an dem er die Bundesgrenze überschreitet , 

2. bei einem Schiffsmann bis zur Ankunft 
des Schiffs in einem Hafen im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes. 

Als Hafen im Sinne dieser Vorschrift gelten 
auch die Schleusen des Nord-Ostsee-Kanals. 


§66 

Außerordentliche Kündigung gegenüber dem 
Besatzungsmitglied 

(1) Das Heuerverhältnis eines Besatzungs- 
mitglieds kann diesem gegenüber ohne Einhal- 
tung einer Frist gekündigt werden, wenn es 

1. für den übernommenen Schiffsdienst aus 
Gründen, die schon vor der Begründung 
des Heuerverhältnisses bestanden, untaug- 
lich ist, es sei denn, daß dem Reeder diese 
Gründe zu diesem Zeitpunkt bekannt wa- 
ren oder den Umständen nach bekannt 
sein mußten, 
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§ 63 

Kündigungsfristen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist, setzt sich das Heuerverhältnis über den 
Ablauf der Kündigungsfrist 'bis zur Ankunft 
des Schiffs in einem Hafen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes fort, höchstens jedoch auf 
die Dauer von sechs Monaten. Als Hafen im 
Sinne dieser Vorschrift gelten auch die Schleu- 
sen des Nord-Ostsee-Kanals. 


§ 66 

Außerordentliche Kündigung gegenüber dem 
B esatzurtgsm itglied 

(1) unverändert 
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2. eine ansteckende Krankheit verschweigt, 
durch die es andere gefährdet, oder nicht 
angibt, daß es Dauerausscheider von Erre- 
gern des Typhus oder Paratyphus ist, 

3. seine Pflichten aus dem Heuer Verhältnis 
beharrlich oder in besonders grober Weise 
verletzt, 

4. eine mit Zuchthaus oder Gefängnis be- 
drohte strafbare Handlung begeht, die sein 
weiteres Verbleiben an Bord unzumutbar 
macht, 

5. durch eine von ihm begangene mit Zucht- 
haus oder Gefängnis bedrohte strafbare 
Handlung arbeitsunfähig wird. 

(2) Der Kapitän ist verpflichtet, die außer- 
ordentliche Kündigung und deren Grund un- 
verzüglich in das Schiffstagebuch einzutragen 
und eine von ihm Unterzeichnete Abschrift der 
Eintragung dem Besatzungsmitglied auszu- 
händigen. 


§67 

Außerordentliche Kündigung gegenüber dem 

Besatzungsmitglied aus anderen Gründen 

(1) Ist die Fortsetzung des Heuerverhältnis- 
ses mit dem Schiffsmann aus anderen wichti- 
gen, nicht im § 66 genannten Gründen un- 
zumutbar, so kann ihm ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn 
sich der Reeder zur Zahlung einer Abfindung 
in Höhe von mindestens einer Monatsgrund- 
heuer verpflichtet. 

(2) Auf Schiffsoffiziere und sonstige Ange- 
stellte findet Absatz 1 während der Zeit An- 
wendung, in der nach § 65 Abs. 2 die Kündi- 
gung mit Wochenfrist zulässig ist. 

§68 

Außerordentliche Kündigung bei Verlust 
des Schiffs 

(1) Geht dem Reeder das Schiff, auf dem das 
Besatzungsmitglied zur Dienstleistung ver- 
pflichtet ist, durch ein unvorhergesehenes Er- 
eignis verloren oder kann die Reise wegen 
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(2) unverändert 


(3) Wird die fristlose Kündigung auf See 
ausgesprochen oder bleibt das Besatzungs- 
mitglied nach einer fristlosen Kündigung an 
Bord, so hat es den bei der Heimschaffung 
hilfsbedürftiger Seeleute üblichen Verpfle- 
gungssatz zu entrichten. 

§ 67 

unverändert 


§ 68 

Außerordentliche Kündigung bei Verlust 
des Schiffs 

(1) unverändert 


34 



Entwurf 

Krieges, sonstiger kriegerischer Ereignisse, 
Embargo oder Blockade nicht angetreten oder 
fortgesetzt werden, so kann der Reeder inner- 
halb angemessener Zeit das Heuerverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündi- 
gen. 

(2) Das Besatzungsmitglied hat in den Fäl- 
len des Absatzes 1 von dem Zugang der Kün- 
digung ab bis zum Ablauf von zwei Monaten 
Anspruch auf Zahlung einer Tagesgrundheuer 
für jeden Tag der tatsächlichen Arbeitslosig- 
keit. Ist die Rückbeförderung in einen Hafen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erst zu 
einem späteren Zeitpunkt beendet, so ist die 
Grundheuer bis zu diesem weiterzuzahlen. Ist 
die Rückbeförderung aus Gründen, die nicht 
vom Reeder zu vertreten sind, erst später 
möglich, so ist die Grundheuer bis zum Ablauf 
von drei Monaten weiterzuzahlen. 

(3) Erscheinen die nach Absatz 2 zu zahlen- 
den Heuerbeträge unter Berücksichtigung der 
sonst dem Besatzungsmitglied zustehenden 
Kündigungsfristen unangemessen niedrig, so 
kann eine höhere Abfindung verlangt werden. 

(4) Ist es dem Reeder trotz ernsthafter Be- 
mühungen nicht möglich, den Aufenthaltsort 
des Betroffenen zu ermitteln, und kann er ihm 
deswegen die Kündigung nicht zugehen lassen, 
so ist der Reeder berechtigt, durch Niederle- 
gung einer Erklärung bei dem für Rechtsstrei- 
tigkeiten aus dem Heuerverhältnis zuständi- 
gen Gericht zu kündigen. Von der Niederle- 
gung einer derartigen Erklärung hat das Ge- 
richt die Familienangehörigen des Betroffenen 
unverzüglich zu benachrichtigen. Erhält der 
Reeder nachträglich Kenntnis von dem Auf- 
enthaltsort des Betroffenen, so hat er ihm un- 
verzüglich von der Kündigung Kenntnis zu 
geben. 

(5) Im Rahmen dieser Vorschrift ist die An- 
wendung des § 67 ausgeschlossen. 

§69 

Außerordentliche Kündigung durch das 
Besatzungsmitglied 

Das Besatzungsmitglied kann das Heuerver- 
hältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 

1. wenn sich der Reeder oder der Kapitän 
ihm gegenüber einer schweren Pflichtver- 
letzung schuldig macht, 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Ist es dem Reeder trotz ernsthafter Be- 
mühungen nicht möglich, den Aufenthaltsort 
des Betroffenen zu ermitteln, und kann er ihm 
deswegen die Kündigung nicht zugehen lassen, 
so ist der Reeder berechtigt, durch Niederle- 
gung einer Erklärung bei dem Arbeitsgericht 
des Registerhafens zu kündigen. Von der Nie- 
derlegung einer derartigen Erklärung hat das 
Gericht die Familienangehörigen des Betroffe- 
nen unverzüglich zu benachrichtigen. Erhält 
der Reeder nachträglich Kenntnis von dem 
Aufenthaltsort des Betroffenen, so hat er ihm 
unverzüglich von der Kündigung Kenntnis zu 
geben. 

(5) unverändert 

§ 69 

Außerordentliche Kündigung durch das 
Besatzungsmitglied 

Das Besatzungsmitglied kann das Heuerver- 
hältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 

1. unverändert 
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2. wenn der Kapitän es in erheblicher Weise 
in der Ehre verletzt, es mißhandelt oder 
seine Mißhandlung durch andere Personen 
duldet, 

3. wenn das Schiff die Flagge wechselt, 

4. wenn der Vorschrift des § 57 Abs. 3 zuwi- 
der Urlaub nicht gewährt wird, 

5. wenn das Schiff einen verseuchten Hafen 
anlaufen soll oder einen Hafen bei Aus- 
bruch einer Seuche nicht unverzüglich ver- 
läßt und sich daraus schwere gesundheitli- 
che Gefahren für das Besatzungsmitglied 
ergeben können, 

6. wenn das Schiff ein Gebiet befahren soll, in 
dem unmittelbare Gefahr besteht , daß es 
von kriegführenden Mächten aufgebracht 
wird oder Kriegseinwirkungen ausgesetzt 
ist, oder wenn das Schiff ein solches Ge- 
biet nicht unverzüglich verläßt, 

7. wenn das Schiff nicht seetüchtig ist, die 
Aufenthaltsräume für die Besatzung ge- 
sundheitsschädlich sind, die für die Schiffs- 
besatzung mitgenommenen Speisen oder 
Getränke ungenügend oder verdorben 
sind oder das Schiff unzureichend bemannt 
ist; zur fristlosen Kündigung ist das Be- 
satzungsmitglied in diesen Fällen jedoch 
nur berechtigt, wenn die Mängel in ange- 
messener Frist auf Beschwerde hin nicht 
abgestellt werden. 

Das Kündigungsrecht nach Nummer 5 und 6 
entfällt, wenn dem Besat;zungsmitglied die 
Gründe, die zur Kündigung berechtigten, vor 
Antritt der Reise bekannt waren oder den 
Umständen nach bekannt sein mußten. 

§70 

Außerordentliche Kündigung durch das 

Besatzungsmitglied aus weiteren Gründen 

Aus anderen wichtigen Gründen kann das 
Besatzungsmitglied das Heuerverhältnis ohne 
Einhaltung einer Frist nur kündigen, wenn ein 
Ersatzmann, über dessen Eignung im Zweifel 
das Seemannsamt entscheidet, ohne besondere 
Kosten für den Reeder und ohne Aufenthalt 
für das Schiff an seine Stelle treten kann. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
das Besatzungsmitglied beabsichtigt, sich als- 
bald für eine Fachprüfung in seinem Beruf 
vorzubereiten, oder wenn es nachweist, daß cs 
eine höhere Stellung im Schiffsdienst erhalten 
kann. 
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2. unverändert 


3. u n v e r ä n d e r t 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. wenn das Schiff ein Gebiet befahren isoll, in 
dem es besonderen Gefahren durch be- 
waffnete Auseinandersetzungen ausgesetzt 
ist, oder wenn das Schiff ein solches Ge- 
biet nicht unverzüglich verläßt, 

7. unverändert 


Das Kündigungsrecht nach Nummer 5 und 6 
entfällt, wenn dem Besatzungsmitglied die 
Gründe, die zur Kündigung berechtigten, vor 
Antritt der Reise bekannt waren oder den 
Umständen nach bekannt sein mußten. 

§ 70 

unverändert 
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§71 


§ 71 


Vorläufige Entscheidung des Seemannsamts 
über die Berechtigung einer außerordentlichen 
Kündigung 

Wird das Heuerverhältnis in den Fällen des 
§ 66 oder des § 69 Nr. 1, 2 und 4 bis 7 außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
gekündigt, so kann das Seemannsamt, das zu- 
erst angerufen werden kann, eine vorläufige 
Entscheidung über die Berechtigung der Kün- 
digung treffen. 


Vorläufige Entscheidung des Seemannnsamts 
über die Berechtigung einer außerordentlichen 
Kündigung 

Wird das Heuerverhältnis in den Fällen der 
§§ 66, 67, 69 Nr. 1, 2 und 4 -bis 7 oder des 
§ 70 außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes gekündigt, so kann das See- 
mannsamt, das zuerst angerufen werden 
kann, eine vorläufige Entscheidung über die 
Berechtigung der Kündigung treffen. 


§72 


Heueranspruch bei außerordentlicher 
Kündigung durch das Besatzungsmitglied 

In den Fällen des § 69 hat das Besatzungs- 
mitglied vom Zeitpunkt der Kündigung ab 
Anspruch auf Zahlung der Heuer für einen 
Monat. Schadenersatzansprüche auf Grund an- 
derer Vorschriften bleiben unberührt. 


§ 72 


unverändert 


§73 

Zurücklassung 

(1 ) Unbeschadet der Vorschrift des § 47 darf 
der Kapitän ohne Einwilligung des Seemanns- 
amts ein Besatzungsmitglied nicht an einem 
Ort außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes zurücklassen. 

(2) Ist im Falle der Zurücklassung eine Hilfs- 
bedürftigkeit des Besatzungsmitglieds zu be- 
fürchten, so kann das Seemannsamt die Ein- 
willigung von der Leistung eines Betrags ab- 
hängig machen, der den Unterhalt des Besat- 
zungsmitglieds in den auf die Zurücklassung 
folgenden drei Monaten gewährleistet. 

(3) Ist das Besatzungsmitglied mit der Zu- 
rücklassung einverstanden und befindet sich 
am Ort der Zurücklassung kein Seemannsamt, 
läßt sich auch die Einwilligung eines anderen 
Seemannsamts ohne Verzögerung der Reise 
nicht einholen, so kann der Kapitän das Besat- 
zungsmitglied auch ohne Einwilligung des 
Seemannsamts zurücklassen. In diesem Falle 
haftet der Reeder für die Kosten einer im Lau- 
fe der auf die Zurücklassung folgenden drei 
Monate eintretenden Hilfsbedürftigkeit des 
Besatzungsmitglieds. 

(4) Bei Jugendlichen ist neben der Einwilli- 
gung des Besatzungsmitglieds auch diejenige 
seines gesetzlichen Vertreters erforderlich. 


§ 73 

Zurücklassung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Bei Jugendlichen ist abweichend von 
Absatz 3 in jedem Falle die Einwilligung 
eines Seemannsamts erforderlich. 
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§74 

Rückbeförderungsanspruch 

(1) In den Fällen der §§ 51, 67 bis 69 oder 
wenn ein nicht auf unbestimmte Zeit begrün- 
detes Heuerverhältnis außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes endet, hat das Be- 
satzungsmitglied Anspruch auf freie Rüdebe- 
förderung zu dem Ort im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, an dem das Heuerverhältnis 
begründet worden ist; eine anderweitige Ver- 
einbarung über einen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes liegenden Rückbeförderungs- 
ort ist zulässig. 

(2) Der Anspruch auf freie Rückbeförde- 
rung umfaßt angemessene Unterbringung 
und Verpflegung sowie Beförderung der Sa- 
chen. 

(3) Der Reeder ist verpflichtet, für eine 
Rückbeförderungsmöglichkeit zu sorgen. So- 
weit der Reeder diese Verpflichtung trotz aller 
ihm billigerweise zuzumutenden Bemühungen 
nicht erfüllen kann, hat er dem Besatzungs- 
mitglied den Betrag zu zahlen, der für die 
Rückbeförderung aufzuwenden ist. 

(4) Bei Streitigkeiten über die Rückbeförde- 
rung trifft das Seemannsamt eine vorläufige 
Regelung. 


§75 

Heuerzahlung während der Rückbeförderung 

ln den Fällen der §§ 67 und 69 hat das Be- 
satzungsmitglied während der Dauer der 
Rückbeförderung Anspruch auf Weiterzah- 
lung der Heuer. Die nach § 67 zu zahlende Ab- 
findung ist darauf nicht anzurechnen. 

§76 

Fortfall des Rückbeförderungsanspruchs 

Die Ansprüche auf Rückbeförderung (§ 74) 
und Weiterzahlung der Heuer (§ 75) entfallen, 
wenn dem Besatzungsmitglied mit Einwilli- 
gung des Seemannsamts eine seiner bisheri- 
gen Stellung entsprechende Beschäftigung und 
Vergütung auf einem Schiff nachgewiesen 
wird, das die Bundesflagge führt und für ei- 
nen Hafen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes bestimmt ist. 


§ 75 

unverändert 


§ 76 

Fortfall des Rückbeförderungsanspruchs 

Die Ansprüche auf Rückbeförderung (§ 74) 
und Weiterzahlung der Heuer (§ 75) entfallen 
insoweit, als dem Besatzungsmitglied mit Ein- 
willigung des Seemannsamtis eine seiner bis- 
herigen Stellung entsprechende Beschäftigung 
und Vergütung auf einem Schiff nachgewiesen 
wird, das die Bundesflagge führt und für einen 
Hafen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder einen diesem Bereich nahe gelegenen 
Hafen bestimmt ist. 
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§77 

Tod des Besatzungsmitglieds 

(1) Ist ein Besatzungsmitglied an Bord oder 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes verstorben, so hat der Kapitän für die 
Bestattung zu sorgen. Wenn die Leiche nicht 
bis zu einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes mitgenommen werden kann, 
das Schiff aber zumutbarerweise innerhalb 
von vierundzwanzig Stunden nach dem To- 
desfall einen Hafen erreichen kann und gegen 
die Mitnahme der Leiche keine gesundheitli- 
chen Bedenken bestehen, so ist die Bestattung 
an Land vorzunehmen. Ist eine Bestattung 
auf See erforderlich, so ist sie in einer würdi- 
gen, den Seegebräuchen entsprechenden Form 
vorzunehmen. 

(2) Muß die Bestattung außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes vorgenom- 
men werden, so trägt der Reeder die Kosten. 


§78 

Sorge für Sachen und Heuerguthaben eines 
verstorbenen oder vermißten 
Besatzungsmitglieds 

(1) Der Kapitän hat die Sachen eines verstor- 
benen oder vermißten Besatzungsmitglieds 
dem Seemannsamt, das zuerst erreicht wird, 
oder mit dessen Zustimmung einem anderen 
Seemannsamt zu übergeben. Die Vorschrift 
des § 54 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Der Reeder hat das Heuerguthaben ei- 
nes verstorbenen oder vermißten Besatzungs- 
rnitglieds dem für den Heimat- oder Register- 
hafen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
zuständigen Seemannsamt zu überweisen. 

(3) Das Seemannsamt hat die Sachen und das 
Heuerguthaben eines verstorbenen oder für 
tot erklärten Besatzungsmitglieds den Erben 
auf deren Kosten zu übermitteln. 


§79 

Beendigung des Heuerverhältnisses bei ver- 
mutetem Verlust von Schiff und Besatzung 

Ist der Verbleib eines Schiffs und seiner Be- 
satzung nicht feststellbar und ist den Um- 
ständen nach anzunehmen, daß das Schiff ver- 
lorengegangen ist, so gelten die Heuerverhält- 
nisse der Besatzungsmitglieder als beendet, 


§ 77 

Tod des Besatzungsmitglieds 

(1) Ist ein Besatzungsmitglied an Bord oder 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes verstorben, so hat der Kapitän für die 
Bestattung zu sorgen. Wenn die Leiche nicht 
bis zu einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes mitgenommen werden kann, 
das Schiff aber zumutbarerweise innerhalb 
von vierundzwanzig Stunden nach dem To- 
desfall einen Hafen erreichen kann und gegen 
die Mitnahme der Leiche keine gesundheitli- 
chen Bedenken bestehen, so ist die Bestattung 
an Land vorzunehmen. Ist eine Bestattung 
auf See erforderlich, so ist sie einer würdi- 
gen Form vorzunehmen. 

(2) unverändert 


§ 78 

unverändert 


§ 79 

Beendigung des Heuerverhältnisses bei ver- 
mutetem Verlust von Schiff und Besatzung 

(1) Ist der Verbleib eines Schiffs und seiner 
Besatzung nicht feststellbar und ist den Um- 
ständen nach anzunehmen, daß das Schiff ver- 
lorengegangen ist, so gelten die Heuerverhält- 
nisse der Besatzungsmitglieder als beendet, 
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wenn seit der letzten amtlich festgestellten 
Nachricht über das Schiff ein Monat verstri- 
chen ist. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Anwendung der Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts auf den Kapitän und die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen 

§80 

Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Abschnitts auf den Kapitän 

(1) Die Vorschriften der §§ 23, 25, 26, 30 
bis 39 , 41, 42 Abs. 3, 43 bis‘49, 51 bis 62, 65 
Abs. 3 Nr. 7, 68, 77 bis 79 finden sinngemäß 
auch auf den Kapitän Anwendung. 

(2) Ein erkrankter oder verletzter Kapitän 
erhalt während der Dauer der Arbeitsunfä- 
higkeit, höchstens jedoch bis zu sechsundzwan- 
zig Wochen, die volle Heuer. 

(3) Das auf unbestimmte Zeit eingegangene 
Heuerverhältnis des Kapitäns kann in den er- 
sten beiden Dienstjahren bei demselben Ree- 
der mit einer Kündigungsfrist von sechs Wo- 
chen, vom Beginn des dritten Dienstjahrs ab 
mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten, 
jeweils für den Schluß eines Kalenderviertel- 
jahrs, schriftlich gekündigt werden. Die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Fristen für die 
Kündigung von Angestellten vom 9. Juli 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 399) bleiben unberührt. 

(4) Das Heuerverhältnis des Kapitäns kann 
von beiden Seiten bei Vorliegen eines wich- 
tigen Grundes ohne Einhaltung einer Frist 
gekündigt werden. Die außerordentliche Kün- 
digung aus einem nicht vom Reeder zu vertre- 
tenden wichtigen Grund ist nur zulässig, wenn 
der Reeder ohne besondere Kosten und ohne 
Aufenthalt für das Schiff einen geeigneten Er- 
satzmann erhalten kann. Im Streitfall kann 
das Seemannsamt, das zuerst angerufen wer- 
den kann, eine vorläufige Entscheidung über 
die Berechtigung der Kündigung treffen. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

wenn seit der letzten amtlich ifestgesteliten 
Nachricht über das Schiff ein Monat verstri- 
chen ist. 

(2) Wird später der Aufenthalt überleben- 
der Besatzungsmitglieder festgestellt, so sind 
auf diese Besatzungsmitglieder die Bestim- 
mungen über Rückbeförderung und Weiter- 
zahlung der Heuer anzuwenden (§§ 74 ff.). 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Anwendung der Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts auf den Kapitän und die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen 

§ 80 

Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Abschnitts auf den Kapitän 

(1) Die Vorschriften der §§ 23, 25, 26, 30 
bis 37, 41, 42 Abs. 3, §§ 43 bis 49, 50 Abs. 2, 
§§51 bis 62, 65 Abs. 3, §§ 68, 77 bis 79 fin- 
den sinngemäß auch auf den Kapitän Anwen- 
dung. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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(5) In den Fällen der §§51 und 68, oder 
wenn ein nicht auf unbestimmte Zeit begrün- 
detes Heuerverhältnis außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes endet oder 
der Kapitän sein Heuerverhältnis aus einem 
vom Reeder zu vertretenden wichtigen Grund 
kündigt, hat der Kapitän die Ansprüche aus 
den §§ 74 und 75. 

(6) Im Falle des § 555 des Handelsgesetz- 
buchs hat der Kapitän Anspruch auf Heuer, 
auf Ersatz der Aufwendungen für Verpfle- 
gung und Unterkunft sowie auf freie Rück- 
beförderung nach Maßgabe der §§ 74 und 75. 

§81 

Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Abschnitts auf die im § 7 Abs. 1 genannten 
Personen 

Die Vorschriften des Dritten Abschnitts mit 
Ausnahme der § 29 Abs. 2, §§ 44 bis 49, 51, 
52, 54, 73, 74, 77 und 78 finden auf die im 
§ 7 Abs. 1 genannten Personen keine An- 
wendung. 


Vierter Abschnitt 

Arbeitsschutz 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Schutz gegen Betriebsgefahren; 
gesundheitliche Betreuung 

§82 

Allgemeiner Schutz gegen Betriebsgefahren 

(1) Der Reeder ist verpflichtet, den gesam- 
ten Schiffsbetrieb und alle Gerätschaften so 
einzurichten und zu unterhalten und die Be- 
schäftigung sowie den Ablauf der Arbeit so zu 
regeln, daß die Besatzungsmitglieder gegen 
See- und Feuersgefahren sowie gegen sonstige 
Gefahren für Leben, Gesundheit und Sittlich- 
keit so weit geschützt sind, wie die Art des 
Schiffsbetriebs es gestattet. Die Pflicht zur Un- 
terhaltung der Gerätschaften sowie zur Rege- 
lung der Beschäftigung und des Ablaufs der 
Arbeit trifft auch den Kapitän. 

(2) Unabhängig von den auf Grund des 
§ 143 Abs. 1 Nr. 10 erlassenen Vorschriften 
kann die Arbeitschutzbehörde im Einzelfall 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 81 

unverändert 


Vierter Abschnitt 

Arbeitsschutz 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Schutz gegen Betriebsgefahren; 
gesundheitliche Betreuung 

§ 82 

Allgemeiner Schutz gegen Betriebsgefahren 

(1) Der Reeder ist verpflichtet, den gesam- 
ten Schiffsbetrieb und alle Gerate so einzu- 
richten und zu unterhalten und die Beschäfti- 
gung sowie den Ablauf der Arbeit so zu 
regeln, daß die Besatzungsmitglieder gegen 
See- und Feuersgefahreil sowie gegen sonstige 
Gefahren für Leben, Gesundheit und Sittlich- 
keit so weit geschützt sind, wie die Art des 
Schiffsbetriebs es gestattet. Die Pflicht zur Un- 
terhaltung der Geräte sowie zur Regelung der 
Beschäftigung und des Ablaufs der Arbeit 
trifft auch den Kapitän. 

(2) unverändert 
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anordnen, welche Vorkehrungen und Maß- 
nahmen zur Durchführung des Absatzes 1 zu 
treffen sind. Soweit die angeordneten Vor- 
kehrungen und Maßnahmen nicht die Beseiti- 
gung einer dringenden, das Leben und die Ge- 
sundheit bedrohenden Gefahr bezwecken, 
muß für die Ausführung eine angemessene 
Frist gelassen werden. 

§83 

Ärztliche Untersuchung 

(1) Im Rahmen des Schiffsbetriebs darf an 
Bord nur beschäftigt werden, wer nach Maß- 
gabe der gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 12 und 13 er- 
lassenen Rechtsverordnungen von einem von 
der Arbeitschutzbehörde ermächtigten Arzt 
auf Seediensttauglichkeit untersucht sowie von 
ihm als seediensttauglich erklärt worden ist 
und wenn hierüber ein Zeugnis dieses Arztes 
vorliegt. Wird in dem Zeugnis nur eine be- 
schränkte Seediensttauglichkeit festgestellt, so 
darf eine Beschäftigung nur nach Maßgabe des 
Zeugnisses erfolgen. 

(2) Die Beschäftigung eines Jugendlichen 
darf nach Ablauf eines Jahres, gerechnet von 
der letzten Untersuchung ab, nur fortgesetzt 
werden, wenn er zuvor von einem von 
der Arbeitsschutzbehörde ermächtigten Arzt 
nachuntersucht sowie als weiterhin tauglich er- 
klärt worden ist und wenn hierüber ein ärzt- 
liches Zeugnis vorliegt. Läuft die Frist für die 
Nachuntersuchung während einer Reise des 
Schiffs ab, so verlängert sich die Frist bis zum 
Ablauf des dritten Tages nach Beendigung der 
Reise . 


§84 

Entscheidung durch die Arbeitsschutzbehörde 

Wird in dem ärztlichen Zeugnis festgestellt, 
daß der Betroffene seedienstuntauglich oder 
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§ 83 

Ärztliche Untersuchung 

(1) Als Kapitän oder Besatzungsmitglied 

darf nur beschäftigt werden, wer nach Maß- 
gabe der gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 12 und 13 
erlassenen Rechtsverordnungen von einem 
von der Aibeitsschutzbehörde ermächtigten 
Arzt auf Seediensttauglichkeit untersucht so- 
wie von ihm als seediensttauglich erklärt wor- 
den ist und wenn hierüber ein Zeugnis dieses 
Arztes vorliegt. Wird in dem Zeugnis nur eine 
beschränkte Seediensttauglichkeit festgestellt, 
so darf eine Beschäftigung nur nach Maßgabe 
des Zeugnisses erfolgen. 

(2) Die Beschäftigung eines Jugendlichen 
darf nach Ablauf eines Jahres, gerechnet von 
der letzten Untersuchung ab, und nach dem 
Zeitpunkt, für den eine vorzeitige Nachunter- 
suchung angeordnet ist, nur fortgesetzt wer- 
den, wenn er zuvor von einem von der Ar- 
beitsschutzbehörde ermächtigten Arzt nach- 
untersucht sowie als weiterhin tauglich er- 
klärt worden ist und wenn hierüber ein ärzt- 
liches Zeugnis vorliegt. Läuft die Frist für die 
Nachuntersuchung während einer Reise des 
Schiffs ab, so verlängert sich die Frist bis zum 
Ablauf des sechsten Tages nach Rückkehr in 
den Geltungsbereich des Grundgesetzes. 

(3) Ergibt die ärztliche Untersuchung, daß 
ein Jugendlicher hinter dem seinem Alter ent- 
sprechenden Entwicklungsstand zurückgeblie- 
ben ist oder werden sonst gesundheitliche 
Schwächen oder Schäden festgestellt oder las- 
sen sich bei der Untersuchung die Auswirkun- 
gen der Berufsarbeit auf die Gesundheit oder 
Entwicklung des Jugendlichen noch nicht 
übersehen, so kann der Arzt eine vorzeitige 
Nachuntersuchung anordnen. 

§ 84 

Entscheidung durch die Aibeitsschutzbehörde 

(1) Wird ln dem ärztlichen Zeugnis festge- 
stellt, daß der Betroffene 'seedienstuntauglich 
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nur beschränkt seediensttauglich ist, so ent- 
scheidet die Arbeitsschutzbehörde auf Antrag 
des Betroffenen, ob und wieweit er an Bord 
von Schiffen oder in einzelnen Dienstzweigen 
beschäftigt werden darf. Die Arbeitsschutzbe- 
hörde kann Wiederholungen der Untersu- 
chung anordnen. 


§85 

Einspruchsverfahren 

(1) Gegen die Entscheidung der Arbeits- 
schutzbehörde nach § 84 kann der Betroffene 
bei der Arbeitsschutzbehörde Einspruch ein- 
legen und Entscheidung durch den Einspruchs- 
ausschuß beantragen. Der Einspruchsausschuß 
kann Wiederholungen der ärztlichen Unter- 
suchung anordnen. 

(2) Der Einspruchsausschuß wird bei der Ar- 
beitsschutzbehörde gebildet und besteht aus 
einem von dieser zu bestimmenden Arzt als 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern aus der Be- 
rufsgruppe des Betroffenen. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Arbeitszeit 

§86 

Seearbeitszeit, Hafenarbeitszeit, Feiertage 

(1) Die Vorschriften über die Seearbeitszeit 
gelten von dem Zeitpunkt ab, in dem das 
Schiff zum Antritt oder zur Fortsetzung der 
Reise seinen Liegeplatz im Hafen oder auf der 
Reede zu verlassen beginnt. 

(2) Die Vorschriften über die Hafenarbeits- 
zeit gelten von dem Zeitpunkt ab, in dem das 
Schiff im Hafen ordnungsgemäß festgemacht 
oder auf der Reede geankert hat. 

(3) Treffen an einem Tage See- und Hafen- 
arbeitszeit zusammen, so ist bei der Berech- 
nung der täglichen Höchstarbeitszeit die an 
diesem Tage insgesamt geleistete Arbeit zu be- 
rücksichtigen. 
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oder nur beschränkt seediensttauglich ist, so 
entscheidet die Arbeitsschutzbehörde auf An- 
trag des Betroffenen, ob und wieweit er an 
Bord von Schiffen oder in einzelnen Dienst- 
zweigen beschäftigt werden darf. Die Arbeits- 
schutzbehörde kann Wiederholungen der 
Untersuchung anordnen. 

(2) Die Arbeitsschutzbehörde kann jeder- 
zeit die ärztliche Untersuchung eines Jugend- 
lichen anordnen. 

§ 85 

Einspruchsverfahren 

(1) Gegen die Entscheidung der Arbeits- 
schutzbehörde nach § 84 kann der Betroffene 
bei der Arbeitsschutzbehörde Einspruch ein- 
legen. Über den Einspruch entscheidet der 
Einspruchsausschuß. Der Einspruchsausschuß 
kann Wiederholungen der ärztlichen Unter- 
suchung anordnen. 

(2) Der Einspruchsausschuß wird von der 
Arbeitsschutzbehörde gebildet und besteht 
aus einem Bediensteten des Staates, der die 
Befähigung zum Richteramt oder zum höhe- 
ren Verwaltungsdienst haben muß, als Vor- 
sitzenden und zwei Beisitzern, von denen 
einer ein Arzt und der andere aus der Berufs- 
gruppe des Betroffenen sein muß. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Arbeitszeit 

§ 86 

unverändert 
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(4) Feiertage im Sinne der folgenden Ar- 
beitszeitvorschriften sind innerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes die gesetzli- 
chen Feiertage des Liegeorts, außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes und auf 
See die Feiertage des Registerhafens. 


§87 

Seearbeitszeit der Besatzungsmitglieder mit 
Ausnahme des Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegepersonals 

(1) Die Seearbeitszeit der zum Wachdienst 
bestimmten Besatzungsmitglieder darf acht 
Stunden täglich nicht überschreiten. Sie wird 
nach dem Dreiwachenplan eingeteilt. 

(2) An Werktagen zwischen 18 und 6 Uhr 
sowie an Sonn- und Feiertagen dürfen die im 
Absatz 1 genannten Besatzungsmitglieder 
während der Wache neben dem Wachdienst 
nur mit gelegentlichen Instandsetzungsarbei- 
ten sowde mit Arbeiten beschäftigt werden, 
die zur Sicherung des Schiffs und dessen Fahrt, 
zur Sicherung der Ladung, zum Segeltrocknen 
oder zum Bootsdienst unbedingt erforderlich 
sind. 

(3) Die Seearbeitszeit der nicht zum Wach- 
dienst bestimmten Besatzungsmitglieder mit 
Ausnahme des Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegepersonals darf acht Stun- 
den werktäglich nicht überschreiten und muß 
zwischen 6 und 18 Uhr liegen. An Sonn- und 
Feiertagen dürfen diese Besatzungsmitglieder 
nur beschäftigt werden, wenn die Voraus- 
setzungen der §§ 90 oder 91 vorliegen. 


§88 

Hafenarbeitszeit der Besatzungsmitglieder 
mit Ausnahme des Verpflegungs-, Bedie- 
nungs- und Krankenpflegepersonals 

(1) Die Hafenarbeitszeit der Besatzungsmit- 
glieder mit Ausnahme des Verpflegungs-, Be- 
dienungs- und Krankenpflegepersonals darf 
von Montag bis Freitag acht Stunden täglich 
nicht überschreiten. Am Sonnabend darf die 
Hafenarbeitszeit fünf Stunden, bei Wachdienst 
acht Stunden nicht überschreiten. Die Hafen- 
arbeitszeit muß, abgesehen vom Wachdienst, 
von Montag bis Freitag zwischen 6 und 18 
Uhr, am Sonnabend zwischen 6 und 13 Uhr 
liegen. 


e des 27. Ausschusses 


§ 87 

unverändert 


§ 88 

unverändert 
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(2) An Werktagen außerhalb der im Absatz 
1 Satz 3 bestimmten Zeiten sowie an Sonn- 
und Feiertagen dürfen die im Absatz 1 genann- 
ten Besatzungsmitglieder nur mit notwendi- 
gem Wachdienst sowie mit unumgänglichen 
und unaufschiebbaren Arbeiten beschäftigt 
werden; hierzu gehört auch das Laden und 
Löschen der Post. An Sonn- und Feiertagen 
darf die Beschäftigung mit unumgänglichen 
und unaufschiebbaren Arbeiten fünf Stunden 
nicht überschreiten. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 


§89 

Arbeitszeit des Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegepersonals 

(1) Die See- und Hafenarbeitszeit des Ver- 
pflegungs-, Bedienung*’-' und Krankenpflege- 
personals darf acht Stunden täglich nicht über- 
schreiten. 

(2) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und 
in erheblichem Umfang Arbeitsbereitsdiaft 
fällt, darf die Arbeitszeit bis zu einer Stunde 
täglich verlängert werden. 

(3) Die Arbeitszeit einschließlich Arbeits- 
bereitschaft muß auf See zwischen 6 und 20 
Uhr, im Hafen und auf der Reede zwischen 
6 und 18 Uhr liegen. Diese Zeiträume dürfen 
in besonderen Fällen für die auf Fahrgastschif- 
fen ausschließlich zur Verpflegung und Bedie- 
nung der Fahrgäste bestimmten Besatzungs- 
mitglieder auf Anordnung des Kapitäns und 
für das Krankenpflegepersonal auf Anord- 
nung des Schiffsarztes oder des Kapitäns über- 
schritten werden. Jedoch muß eine ununter- 
brochene Freizeit von mindestens acht Stun- 
den gewährt werden. 

(4) An Sonn- und Feiertagen darf das Ver- 
pflegungs-, Bedienungs- und Krankenpflege- 
personal nur mit Arbeiten beschäftigt werden, 
die zur Verpflegung, Bedienung und Kranken- 
pflege der an Bord befindlichen Personen un- 
bedingt erforderlich sind. 

§90 

Arbeitszeit in Notfällen und bei 
Rollen- und Segelmanövern 

(1) Der Kapitän kann eine Verlängerung 
der in den §§ 87 bis 89 bestimmten täglichen 
Arbeitszeit anordnen 


§ 89 

unverändert 


§ 90 

Arbeitszeit in Notfällen und bei 
Rollen- und Segelmanövern 

(1) Der Kapitän kann eine Verlängerung 
der in den §§ 87 ibis 89 bestimmten täglichen 
Arbeitszeit anordnen. 
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1. für Arbeiten zur Erhaltung des Schiffs in 
Fallen unmittelbar bevorstehender Gefahr 
sowie zur Rettung von Schiff und Men- 
schen, 

2. ‘für Rollenmanöver auf See (Boots-, Schot- 
ten- oder Feuerlöschmanöver), 

3. für Hilfeleistungen zur Rettung anderer 
Schiffe oder von Menschen, 

4. für Segelmanöver. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 finden die 
Vorschriften der §§ 87 bis 89 über die Lage der 
Arbeitszeit, die Freizeiten und die Beschäfti- 
gungsbeschränkungen keine Anwendung. 

§91 

Arbeitszeitverlängerung in dringenden Fällen 

(1) Abgesehen von den Fällen des § 90 kann 
der Kapitän in sonstigen dringenden Fällen 
eine Verlängerung der in den §§ 87 bis 89 be- 
stimmten täglichen Arbeitszeit anordnen. Mit 
Mehrarbeit nach Satz 1 darf das Besatzungs- 
mitglied bis zu neunzig Stunden im Monat 
beschäftigt werden. 


(2) Die Beschäftigung eines Besatzungsmit- 
glieds mit Mehrarbeit über neunzig Stunden 
im Monat hinaus ist nur zulässig, soweit es 
sich um Arbeiten handelt, die zur Abwendung 
drohender Gefahren für die Ladung, zur Ver- 
hinderung schwerer Störungen des Schiffsbe- 
triebs oder zur Erfüllung öffentlich-rechtli- 
cher Vorschriften über die Schiffssicherheit er- 
forderlich sind. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 fin- 
den die Vorschriften der §§ 87 bis 89 über die 
Lage der Arbeitszeit und die Beschäftigungs- 
beschränkungen keine Anwendung. 

§92 

Vergütung für Mehr-, Nacht- und 
Sonntagsarbeit 

(1) Wird ein Besatzungsmitglied über die 
in den §§ 87 bis 89 und 98 bestimmten Gren- 
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1. für Arbeiten zur Erhaltung des Schiffs in 
Fällen drohender Gefahr sowie zur Ret- 
tung von Schiff und Menschen, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
(2) unverändert 


§ 91 


Arbeitszeitverlängerung in dringenden Fällen 


(1) Abgesehen von den Fällen des § 90 kann 
der Kapitän in sonstigen dringenden Fällen 
eine Verlängerung der in den §§ 87 bis 89 be- 
stimmten täglichen Arbeitszeit anordnen. 

Dasselbe gilt bei Wachdienst im Hafen. Mit 
Mehrarbeit nach Satz 1 darf das Besatzungs- 
mitglied bis zu neunzig Stunden im Monat 
beschäftigt werden; ist das Schiff in einem 
Fahrtgebiet eingesetzt, in dem es in kurzer 
Aufeinanderfolge mehrere Häfen anläuft, so 
darf das Besatzungsmitglied darüber hinaus 
bis zu weiteren dreißig Stunden im Monat mit 
Mehrarbeit beschäftigt werden, soweit es sich 
um Arbeiten handelt, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem Ein- und Auslaufen 
des Schiffs stehen. 


(2) Die Beschäftigung eines Besatzungsmit- 
glieds mit Mehrarbeit über die Grenzen des 
Absatzes 1 Satz 3 hinaus ist nur zulässig, so- 
weit es sich um Arbeiten handelt, die zur Ab- 
wendung von Gefahren für die Ladung, zur 
Verhinderung schwerer Störungen des Schiffs- 
betriebs oder zur Erfüllung öffentlich-recht- 
licher Vorschriften über die Schiffsicherheit 
erforderlich sind. 


(3) unverändert 


§ 92 

Vergütung für Mehr-, Nacht- und 
Sonntagsarbeit 

(1) Wird ein Besatzungsmitglied über die 
in den §§ 87 bis 89 und 98 bestimmten Gren- 
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zen der täglichen Arbeitszeit hinaus mit Mehr- 
arbeit beschäftigt, so ist ihm, abgesehen von 
den Fällen des § 90, für jede Stunde eine Ver- 
gütung in Höhe von mindestens einem Zwei- 
hundertstel der Grundheuer sowie ein ange- 
messener Zuschlag zu zahlen. Ist die Höhe des 
Zuschlags nicht durch Tarifvertrag festgelegt, 
so beträgt er für die ersten sechzig Mehrar- 
beitsstunden des Monats je ein Viertel, für die 
folgenden dreißig je die Hälfte eines Zwei- 
hundertstels der Grundheuer und für jede wei- 
tere Mehrarbeitsstunde ein Zweihundertstel 
der Grundheuer. 

(2) Mehrarbeit, die in den Fallen des § 90 
Abs. 1 Nr. 3 geleistet wird, ist, falls es sich 
um gewerbsmäßige Bergung handelt, ange- 
messen zu vergüten. 

(3) Dem Besatzungsmitglied ist, abgesehen 
vom Wachdienst, 

1. bei Sonn- und Feiertagsarbeit auf See mit 
Ausnahme der Arbeiten nach § 89 Abs. 4, 

2. bei Arbeiten, die im Falle des § 87 Abs. 2 
an Werktagen zwischen 18 und 6 Uhr oder 
im Hafen außerhalb der im § 88 Abs. 1 
Satz 3 und § 89 Abs. 3 Satz 1 bestimmten 
Zeiträume geleistet werden, 

für jede Arbeitsstunde ein Zuschlag von min- 
destens einem Viertel eines Zweihundertstels 
der Grundheuer zu zahlen; sind Arbeiten zu- 
gleich solche nach Nummer 1 und 2, so ist der 
Zuschlag nur einmal zu zahlen. Sind diese Ar- 
beiten zugleich Mehrarbeit im Sinne des Ab- 
satzes 1, so gelten für die Vergütung die im 
Tarifvertrag oder im Absatz 1 Satz 2 be- 
stimmten Sätze mit der Maßgabe, daß sich 
der Mindestzuschlag bei Arbeiten nach Num- 
mer 1 jeweils um ein Viertel eines Zweihun- 
dertstels der Grundheuer erhöht. 

§93 

Sonn- und Feiertagsausgleich 

(1) Dem Besatzungsmitglied ist für jeden 
Sonn- und Feiertag, an dem sich das Schiff we- 
niger als zwölf Stunden im Hafen befunden 
hat, ein Ausgleich durch einen arbeitsfreien 
Werktag zu geben. Dem Verpflegungs-, Be- 
dienungs- und Krankenpflegepersonal sind im 
Monat mindestens zwei freie Tage zu gewäh- 
ren. 

(2) Der freie Tag ist in einem Hafen zu ge- 
währen, in dem Landgang zulässig und mög- 
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zen der täglichen Arbeitszeit hinaus mit Mehr- 
arbeit beschäftigt, so ist ihm, abgesehen von 
den Fällen des § 90, für jede Stunde eine Ver- 
gütung in Höhe von mindestens einem Zwei- 
hundertstel der Grundheuer sowie ein ange- 
messener Zuschlag zu zahlen. Ist die Höhe des 
Zuschlags nicht durch Tarifvertrag festgelegt, 
so beträgt er für die ersten sechzig Mehrar- 
beitsstunden des Monats sowie für Mehrarbeit 
bei Wachdienst im Hafen je ein Viertel, für 
die folgenden dreißig je die Hälfte eines Zwei- 
hundertstels der Grundheuer und für jede wei- 
tere Mehrarbeitsstunde ein Zweihundertstel 
der Grundheuer. 

(2) unverändert 


(3) Dem Besatzungsmitglied ist, abgesehen 
vom Wachdienst, 

1. bei Sonn- und Feiertagsarbeit, auf See mit 
Ausnahme der Arbeiten nach § 89 Abs. 4, 

2. unverändert 


für jede Arbeitsstunde ein Zuschlag von min- 
destens einem Viertel eines Zweihundertstels 
der Grundheuer zu zahlen; sind Arbeiten zu- 
gleich solche nach Nummer 1 und 2, so ist der 
Zuschlag nur einmal zu zahlen. Sind diese Ar- 
beiten zugleich Mehrarbeit im Sinne des Ab- 
satzes 1, so gelten für die Vergütung die im 
Tarifvertrag oder im Absatz 1 Satz 2 be- 
stimmten Sätze mit der Maßgabe, daß sich 
der Mindestzuschlag bei Arbeiten nach Num- 
mer 1 jeweils um ein Viertel eines Zweihun- 
dertstels der Grundheuer erhöht. 

§ 93 

unverändert 
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lieh ist. Auf Verlangen des Besatzungsmit- 
glieds kann der freie Tag auch auf See gewährt 
werden. 

(3) Der Ausgleich ist so bald wie möglich 
zu gewähren. Ist das innerhalb derselben Wo- 
che nicht möglich, so soll der freie Tag in einer 
der folgenden Wochen gegeben werden. Bis 
zum Urlaubsantritt nicht gewährte arbeits- 
freie Tage sind mit dem Urlaub zu verbin- 
den oder, wenn einer Verlängerung des Ur- 
laubs zwingende betriebliche Gründe entge- 
genstehen, abzugelten. 

(4) Auf den arbeitsfreien Tag finden die 
Vorschriften der §§ 57 Abs. 1 Satz 1 und 59 
Abs. 1 und 2 entsprechende Anwendung. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Erhöhter Schutz für Frauen 

§94 

Beschäftigung weiblicher Besatzungsmitglieder 

(1) Der Kapitän und die sonstigen Vorge- 
setzten weiblicher Besatzungsmitglieder haben 
dafür zu sorgen, daß diese nicht mit Arbeiten 
beschäftigt werden, die ihre körperlichen 
Kräfte übersteigen. 

(2) Unabhängig von den Beschäftigungsver- 
boten in den auf Grund des § 143 Abs. 1 Nr. 8 
erlassenen Vorschriften kann die Arbeitsschutz- 
behörde im Einzelfall die Beschäftigung einer 
Frau auf einem bestimmten Schiff oder mit 
bestimmten Arbeiten verbieten oder be- 
schränken, wenn die Beschäftigung auf die- 
sem Schiff oder mit diesen Arbeiten mit be- 
sonderen Gefahren für Leben oder Gesund- 
heit verbunden ist. 

§95 

Ruhepausen und Freizeit der weiblichen 
Besatzungsmitglieder 

(1) Weiblichen Besatzungsmitgliedern müs- 
sen bei einer zusammenhängenden Arbeits- 
zeit von mehr als viereinhalb Stunden im 
voraus feststehende Ruhepausen von minde- 
stens einmal einer halben Stunde oder zwei- 
mal einer Viertelstunde gewährt werden. Län- 
ger als viereinhalb Stunden hintereinander 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Schutz für Frauen 

§ 94 

unverändert 


§ 95 

Ruhepausen und Freizeit der weiblichen 
Besatzungsmitglieder 

(1) unverändert 
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dürfen sie nicht ohne eine Ruhepause von min- 
destens einer Viertelstunde beschäftigt wer- 
den. 

(2) Abweichend von § 89 Abs. 3 Satz 3 muß 
weiblichen Besatzungsmitgliedern eine unun- 
terbrochene Freizeit von mindestens zehn 
Stunden gewährt werden. 

(3) Abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 2 dür- 
fen weibliche Besatzungsmitglieder mit Mehr- 
arbeit nur bis zu sechzig Stunden im Monat 
beschäftigt werden. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
gelten nicht, wenn auf Anordnung des Kapi- 
täns Arbeiten nach § 90 oder § 91 Abs. 2 ge- 
leistet werden müssen. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Erhöhter Schutz für Jugendliche 

§ 96 

Beschäftigungsverbote für Jugendliche 

(1) Personen, die das vierzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, dürfen nicht 
beschäftigt werden. 

(2) Jugendliche, die das fünfzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, dürfen nur 
mit Erlaubnis der Arbeitsschutzbehörde be- 
schäftigt werden. Die Erlaubnis darf nur er- 
teilt werden, wenn die Beschäftigung fin- 
den Jugendlichen Vorteile bringt und in sei- 
nem Interesse liegt. Die Erlaubnis ist zu 
widerrufen, wenn eine dieser Voraussetzun- 
gen wegfällt. 

(3) Als Kohlenzieher (Trimmer) oder Hei- 
zer dürfen Jugendliche nicht beschäftigt wer- 
den. Im übrigen dürfen Jugendliche im 
Maschinendienst nur beschäftigt werden, 
wenn sie die Abschlußprüfung in einem für 
den Maschinendienst erforderlichen aner- 
kannten Lehrberuf bestanden haben. 

(4) Unabhängig von den Beschäftigungs- 
verboten in den vorstehenden Absätzen und in 
den auf Grund des § 143 Abs. 1 Nr. 9 erlassenen 
Vorschriften kann die Arbeitsschutzbehörde 
im Einzelfall die Beschäftigung eines Jugend- 
lichen auf einem bestimmten Schiff oder mit 
bestimmten Arbeiten verbieten oder be- 
schränken, wenn die Beschäftigung auf die- 
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(2) unverändert 


(3) Abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 3 dür- 
fen weibliche Besatizungsmitglieder mit Mehr- 
arbeit nur bis zu sechzig Stunden im Monat 
beschäftigt werden. 

(4) unverändert 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Erhöhter Schutz für Jugendliche 

§ 96 

Beschäftigungsverbote für Jugendliche 

(1) unverändert 


(2) Jugendliche, die das fünfzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, dürfen nur 
mit Erlaubnis der Arbeitsschutzbehörde be- 
schäftigt werden. Die Erlaubnis kann er- 
teilt werden, wenn die Beschäftigung für 
den Jugendlichen Vorteile bringt und in sei- 
nem Interesse liegt. Die Erlaubnis ist zu 
widerrufen, wenn eine dieser Voraussetzun- 
gen wegfällt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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sem Schiff oder mit diesen Arbeiten mit be- 
sonderen Gefahren für Leben oder Gesund- 
heit verbunden ist. 

§ 97 

Besondere Pflichten des Kapitäns und der 
sonstigen Vorgesetzten gegenüber Jugend- 
lichen 

(1) Der Kapitän und die sonstigen Vorge- 
setzten von Jugendlichen haben dafür zu sor- 
gen, daß diese nicht mit Arbeiten beschäftigt 
werden, die ihre körperlichen Kräfte über- 
steigen. 

(2) Der Kapitän hat die erforderlichen 
Vorkehrungen und Anordnungen zum 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sittlich- 
keit der Jugendlichen zu treffen. Er hat die 
Jugendlichen vor Beginn der Beschäftigung 
über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, 
denen sie bei der Beschäftigung ausgesetzt 
sind, insbesondere über die Gefahren bei Ar- 
beiten an Maschinen oder gefährlichen Ar- 
beitsstellen, sowie über die Maßnahmen und 
Einrichtungen zur Abwehr dieser Gefahren 
und das bei der Verrichtung der Arbeiten er- 
forderliche Verhalten zu belehren oder für 
entsprechende Belehrungen zu sorgen. Die Be- 
lehrungen sind in angemessenen Zeitabstän- 
den zu wiederholen. 

§ 98 

Arbeitszeit der Jugendlichen 

Für Jugendliche, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen , gelten die Vorschriften der §§ 87 
bis 89 über die See- und Hafenarbeitszeit mit 
folgenden Abweichungen: 

1. Die tägliche Seearbeitszeit der Jugend- 
lichen unter sechzehn Jahren, mit Aus- 
nahme der im Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegedienst Beschäftigten, 
darf sieben Stunden, im Wadidienst acht 
Stunden nicht überschreiten. Die Hafen- 
arbeitszeit dieser Jugendlichen darf von 
Montag bis Freitag sieben Stunden, am 
Sonnabend, auch im Wachdienst, fünf 
Stunden nicht überschreiten. 

2. Die See- und Hafenarbeitszeit der im Ver- 
pflegungs-, Bedienungs- und Kranken- 
pflegedienst beschäftigten J ugendlichen 
unter sechzehn Jahren darf sieben Stunden 
täglich nicht überschreiten. § 89 Abs. 2 
findet auf Jugendliche unter sechzehn 
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§ 97 

unverändert 


§ 98 

Arbeitszeit der Jugendlichen 

Für Jugendliche gelten die Vorschriften der 
§§ 87 bis 89 über die See- und Hafenarbeits- 
zeit mit folgenden Abweichungen: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Jahren keine Anwendung; für Jugendliche 
über sechzehn Jahre gilt er mit der Ein- 
schränkung, daß ihre Arbeitszeit bis zu 
einer Stunde täglich und drei Stunden 
wöchentlich verlängert werden kann. 


§ 99 

Mehrarbeit der Jugendlichen 

(1) Jugendliche unter sechzehn Jahren 
dürfen mit Mehrarbeit nur in den Fällen der 
§§ 90 und 91 Abs. 2 beschäftigt werden. 

(2) Jugendliche über sechzehn Jahre, mit 
Ausnahme der Vollmatroseny dürfen, ab- 
weichend von § 91 Abs. 1 Satz 2, über die im 
§ 98 bestimmten Grenzen der Arbeitszeit 
hinaus bis zu neun Stunden täglich und ein- 
undfünfzig Stunden wöchentlich beschäftigt 
werden; eine längere Beschäftigung ist nur 
unter den Voraussetzungen der §§ 90 und 91 
Abs. 2 zulässig. Mehrarbeit dieser Jugend- 
licheny die auf Grund des § 91 Abs. 1 ge- 
leistet wird , ist durch entsprechende Verkür- 
zung der Arbeitszeit innerhalb der nächsten 
zwei Wochen auszugleichen; dies gilt nicht 
auf See für die zum Wachdienst bestimmten 
Jugendlichen. Unbeschadet der Bestimmung 
des Absatzes 5 bleiben die Vorschriften des 
§ 92 unberührt. 

(3) Jugendliche, mit Ausnahme der Voll- 
matroseny dürfen mit Mehrarbeit nur be- 
schäftigt werden, wenn keine erwachsenen 
Besatzungsmitglieder herangezogen werden 
können. 
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3. Auf Schiffen, die von den Bundesministern 
für Arbeit und für Verkehr als Schulschiffe 
anerkannt sind, dürfen Jugendliche über die 
tägliche Seearbeitszeit hinaus im Wochen- 
durchschnitt bis zu zwei Stunden täglich im 
Rahmen der Ausbildung nach den Richt- 
linien für die Ausbildung zum Matrosen in 
der Seeschiffahrt (Anlage 1 der Verordnung 
über die Eignung und Befähigung der 
Schiffsleute des Decksdienstes auf Kauf- 
fahrteischiffen vom 28. Mai 1956 — Bun- 
desgesetzbl. II S. 591) beschäftigt worden, 
soweit die dort genannten Kenntnisse und 
Fertigkeiten nicht im regelmäßigen Schiffs- 
dienst erworben werden können und wenn 
die Ausbildung unter Aufsicht eines vom 
Kapitän beauftragten Schiffsoffiziers oder 
Fachlehrers erfolgt. Dies gilt nicht für 
Schiffe, auf denen nach § 139 die Einteilung 
der Arbeitszeit in zwei Wachen zulässig ist. 

§ 99 

Mehrarbeit der Jugendlichen 

(1) unverändert 


(2) Jugendliche über sechzehn Jahre dür- 
fen, abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 3 über 
die im § 98 bestimmten Grenzen der Arbeits- 
zeit hinaus bis zu neun Stunden täglich und 
vierundfünfzig Stunden wöchentlich beschäf- 
tigt werden. Eine längere Beschäftigung ist 
nur unter den Voraussetzungen der §§ 90 und 
91 Abs. 2 zulässig. 


(3) Jugendliche dürfen mit Mehrarbeit nur 
beschäftigt werden, wenn keine erwachsenen 
Besatzungsmitglieder herangezogen werden 
können. 
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(4) Werden Jugendliche nach den §§ 90 
und 91 Abs. 2 mit Mehrarbeit beschäftigt, so 
finden die Vorschriften der §5 100 und 101 
über Ruhepausen und Nachtruhe keine An- 
wendung. 

(5) Für Jugendliche, mit Ausnahme der 
Vollmatrosen , beträgt, abweichend von § 92 
Abs. 1, der Zuschlag für jede Mehrarbeits- 
stunde mindestens ein Viertel eines Zwei- 
hundertstels der Grundheuer. 

§ 100 

Ruhepausen der Jugendlichen 

Jugendlichen, mit Ausnahme der Voll- 
matroseny müssen bei einer zusammenhän- 
genden Arbeitszeit von mehr als viereinhalb 
Stunden im voraus feststehende Ruhepausen 
von mindestens einmal einer halben Stunde 
oder zweimal einer Viertelstunde gewährt 
werden. Länger als viereinhalb Stunden hin- 
tereinander dürfen sie nicht ohne eine Ruhe- 
pause von mindestens einer Viertelstunde be- 
schäftigt werden. 

§ 101 

Nachtruhe der Jugendlichen 

Jugendliche, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, dürfen nicht in der Nachtzeit von 
20 bis 6 Uhr beschäftigt werden. Dies gilt 
nicht für die zum Wachdienst bestimmten 
Jugendlichen. Solange diese Jugendlichen das 
sechzehnte Lebensjahr nicht vollendet haben, 
ist ihnen eine tägliche ununterbrochene 
Nachtruhe von mindestens acht Stunden in 
der Zeit zwischen 20 und 8 Uhr zu gewähren; 
zum Wachdienst im Flafen dürfen sie in der 
Nachtzeit nicht herangezogen werden. 

§ 102 

Ununterbrochene Freizeit der Jugendlichen 

(1) § 93 findet auf Jugendliche, mit Aus- 
nahme der Vollmatrosen, keine Anwendung. 

(2) Jugendlichen, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, ist in jeder Woche, möglichst am 
Sonntag, eine ununterbrochene Freizeit von 
mindestens vierundzwanzig Stunden im An- 
schluß an eine Nachtruhe nach § 101 zu ge- 
währen. Eine Freizeit nach Satz 1 ist auch für 
jeden Wochenfeiertag zu geben. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
(4) unverändert 


(5) Für Jugendliche beträgt, abweichend 
von § 92 Abis. 1, der Zuschlag für jede Mehr- 
arbeitsstunde mindestens ein Viertel eines 
Zweihundertstels der Grundheuer. 

§ 100 

Ruhepausen der Jugendlichen 

Jugendlichen müssen bei einer zusammen- 
hängenden Arbeitszeit von mehr als vierein- 
halb Stunden im voraus feststehende Ruhe- 
pausen von mindestens einmal einer halben 
Stunde oder zweimal einer Viertelstunde ge- 
währt werden. Länger als viereinhalb Stunden 
hintereinander dürfen sie nicht ohne eine 
Ruhepause von mindestens einer Viertel- 
stunde beschäftigt werden. 

§ 101 

Nachtruhe der Jugendlichen 

Jugendliche dürfen nicht in der Nachtzeit 
von 20 bis 6 Uhr beschäftigt werden. Dies gilt 
nicht für die zum Wachdienst bestimmten 
Jugendlichen. Solange diese Jugendlichen das 
sechzehnte Lebensjahr nicht vollendet haben, 
ist ihnen eine tägliche ununterbrochene 
Nachtruhe von mindestens acht Stunden in 
der Zeit zwischen 20 und 8 Uhr zu gewähren; 
zum Wachdienst im Flafen 'dürfen sie in der 
Nachtzeit nicht herangezogen werden. 


§ 102 

Ununterbrochene Freizeit der Jugendlichen 

(1) § 93 findet auf Jugendliche keine An- 
wendung. 

(2) Jugendlichen ist in jeder Woche, mög- 
lichst am Sonntag, eine ununterbrochene Frei- 
zeit von mindestens vierundzwanzig Stunden 
im Anschluß an eine Nachtruhe nach § 101 zu 
gewähren. Eine Freizeit nach Satz 1 ist auch 
für jeden Wochenfeiertag zu geben. 
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(3) Kann einem zum Wachdienst bestimm- 
ten Jugendlichen wahrend einer ganzen 
Woche auf See die Freizeit nach Absatz 2 aus 
betrieblichen Gründen nicht gegeben wer- 
den, so muß sie in einer der nächsten 
Wochen nachgewährt werden. Ist das aus 
betrieblichen Gründen bis zum Beginn 
des Urlaubs nicht möglich, so verlängert sich 
der Urlaub um die Zahl der nicht gewährten 
Freizeiten. 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften 

§ 103 

Arbeitszeitnachweise 

(1) Auf jedem Schiff sind Arbeitszeitnach- 
weise zu führen, aus denen gesondert für jedes 
Resatzungsmitglied zu ersehen sind 

Lalle Arbeitszeitverlängerungen unter An- 
gabe der Dauer und des Grundes (§§ 90 
und 91), 

2. die zum Ausgleich für Sonn- und Feier- 
tap-sarbeit gewährte Freizeit (5 93), 

3. die für Mehrarbeit von J ugendlichen ge- 
währte Freizeit (§99 Abs. 2 Satz 2), die 
Freizeit nach § 102 sowie der Jugendlichen 
gewahrte Urlaub (§ 56 Abs. 2). 

(2) Zur Führung der Arbeitszeitnachweise 
ist der Kapitän verpflichtet; er kann damit 
einen Schiffsoffizier oder einen anderen Vor- 
gesetzten beauftragen. 

(3) Dem Besatzungsmitglied ist auf Ver- 
langen Einsicht in die Arbeitszeitnachweise 
zu gewähren. 

S 104 

Überwachung 

Die Aufsicht über die Durchführung der 
Vorschriften dieses Abschnitts wird durch 
besonderes Gesetz geregelt. 
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(3) unverändert 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften 

§ 103 

Arbeitszeitnach weise 

(1) Auf jedem Schiff sind Arbeitszeitnach- 
weise zu führen, aus denen gesondert für jedes 
Besatzungsmitglied zu ersehen sind 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die Freizeit nach § 102 sowie der Jugend- 
lichen gewährte Urlaub (§ 56 Abs. 2). 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 104 

unverändert 
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SECHSTER UNTERABSCHNITT 
Ausnahmevorschriften 

§ 105 

Arbeitsschutz für die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen 

Die Vorschriften des Ersten bis Fünften 
Unterabschnitts finden auf die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen keine Anwendung. Für 
diese gelten nach Maßgabe der nach § 143 
Abs. 1 Nr. 14 erlassenen Rechtsverordnung 
die Vorschriften der Arbeitszeitordnung und 
des Jugendschutzgesetzes. 

§ 106 

Sondervorschriften für Schiffsoffiziere 


(1) Für die Schiffsoffiziere (§ 4) können 
durch Tarifvertrag abweichende Regeiungen 
von den Vorschriften der §§ 87 bis 89, 92 
und 93 vereinbart werden. 


(2) Bestimmungen in Tarifverträgen nach 
Absatz 1 bedürfen der Genehmigung. Die 
für die Erteilung der Genehmigung zustän- 
dige Behörde ist der Bundesminister für Ar- 
beit, sofern der Geltungsbereich des Tarif- 
vertrags mehrere Länder berührt, andernfalls 
die oberste Arbeitsbehörde des Landes oder 
die von ihr bestimmte Stelle. Mit der Ge- 
nehmigung gelten diese Tarifbestimmungen 
für alle unter den räumlichen und fachlichen 
Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden 
Heuerverhältnisse ohne Rücksicht auf die 
Tarifgebundenheit der Beteiligten. 


(3) Die Vorschrift des § 10 Satz 1 findet 
insoweit keine Anwendung. 
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SECHSTER UNTERABSCHNITT 
Ausnahmevorschriften 

§ 105 

unverändert 


§ 106 

Sondervorschriften für Schiffsoffiziere 

und sonstige Angestellte 

(vor 1) Auf Erste Offiziere des Decksdien- 
stes und Erste Offiziere des Maschinendien- 
stes finden die Vorschriften der §§ 87 bis 89, 
91 bis 93, 95 Abs. 2 und § 103 Abs. 1 Nr. 1 
keine Anwendung. 

(1) Für die übrigen Schiffsoffiziere (§ 4) und 
die sonstigen Angestellten (§ 5) können durch 
Tarifvertrag abweichende Regelungen von 
den Vorschriften der §§ 87 bis 89, 91 bis 93, 95 

Abs. 2 und § 103 Abs. 1 Nr. 1 vereinbart 

werden. 

(2) Bestimmungen in Tarifverträgen nach 
Absatz 1 bedürfen der Genehmigung. Die 
für die Erteilung der Genehmigung zustän- 
dige Behörde ist der Bundesminister für Ar- 
beit im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr, sofern der Geltungs- 
bereich des Tarifvertrags mehrere Länder be- 
rührt, andernfalls die oberste Arbeitsbehörde 
im Einvernehmen mit der obersten Verkehrs- 
behörde des Landes oder die von ihr be- 
stimmte Stelle. Mit der Genehmigung gelten 
diese Tarifbestimmungen für alle unter den 
räumlichen und fachlichen Geltungsbereich 
des Tarifvertrags fallenden Heuerverhältnisse 
ohne Rücksicht auf die Tarifgebundenheit der 
Beteiligten. 

(3) Die Vorschrift des § 10 findet insoweit 
keine Anwendung. 
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Beschlüsse des 27. Ausschusses 

Fünfter Abschnitt 

Fünfter Abschnitt 

Ordnung an Bord 

Ordnung an Bord 

§ 107 

§ 107 

Verhalten an Bord 

unverändert 

Die Schiffsbesatzung hat vertrauensvoll 
und unter gegenseitiger Achtung und Rück- 
sichtnahme zusammenzuarbeiten, um den 
Schiffsbetrieb zu fördern und Ordnung und 
Sicherheit an Bord zu erhalten. 


§ 108 

§ 108 

Stellung des Kapitäns 

unverändert 

(1) Der Kapitän ist der Vorgesetzte aller 
Besatzungsmitglieder (§ 3) und der sonstigen 
an Bord tätigen Personen (§ 7). Ihm steht die 
oberste Anordnungsbefugnis zu. 


(2) Der Kapitän hat für die Erhaltung der 
Ordnung und Sicherheit an Bord zu sorgen 
und ist im Rahmen der nachfolgenden Vor- 
schriften und der sonst geltenden Gesetze be- 
rechtigt, die dazu notwendigen Maßnahmen 
zu treffen. 


(3) Droht Menschen oder dem Schiff eine 
unmittelbare Gefahr, so kann der Kapitän 
die zur Abwendung der Gefahr gegebenen 
Anordnungen notfalls mit den erforderlichen 
Zwangsmitteln durchsetzen; die vorüber- 
gehende Festnahme ist zulässig. Die Grund- 
rechte des Artikels 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 und 
des Artikels 13 Abs. 1 und 2 des Grundge- 
setzeswerden insoweit eingeschränkt. Kommt 
die Anwendung mehrerer Mittel in Frage, 
so ist tunlichst das Mittel zu wählen, das den 
Betroffenen am wenigsten beeinträchtigt. 


(4) Die Anwendung körperlicher Gewalt 
oder die vorübergehende Festnahme sind nur 
zulässig, wenn andere Mittel von vornherein 
unzulänglich erscheinen oder sich als unzu- 
länglich erwiesen haben. Sie dürfen nur inso- 
weit und solange angewendet werden, als die 
Erfüllung der Aufgaben des Kapitäns im 
Rahmen der Absätze 2 und 3 dies erfordert. 


(5) Der Kapitän kann die Ausübung der 
sich aus den Absätzen 1 bis 4 ergebenden Be- 
fugnisse auf den Ersten Offizier des Decks- 
und den Ersten Offizier des Maschinendien- 
stes innerhalb ihrer Dienstzweige übertragen, 
wenn er nicht in der Lage ist, sie selbst aus- 

r rr 
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zuüben. Jede Ausübung der Befugnisse ist 
spätestens innerhalb von vierundzwanzig 
Stunden dem Kapitän mitzuteilen. Die Über- 
tragung soll den Besatzungsmitgliedern be- 
kanntgegeben werden. 

(6) Der Kapitän hat Maßnahmen nach den 
Absätzen 3 und 4 und die Übertragung der 
Befugnisse nach Absatz 5 unter Darstellung 
des Sachverhalts in das Schiffstagebuch ein- 
zutragen. 

§ 109 

Stellung der Schiffsoffiziere und der anderen 
Vorgesetzten 

(1) Die Schiffsoffiziere (§ 4) sind die Vor- 
gesetzten aller Schiffsleute (§ 6) und der son- 
stigen Angestellten (§ 5), soweit diese nicht 
Leiter von Dienstzweigen sind. 

(2) Leiter von Dienstzweigen sind Vorge- 
setzte aller in ihrem Dienstzweig beschäftig- 
ten Besatzungsmitglieder. 

(3) Der Kapitän kann innerhalb der ein- 
zelnen Dienstzweige auch andere Besatzungs- 
mitglieder als Vorgesetzte bestimmen. Die 
Bestimmung ist durch Aushang bekanntzu- 
machen. 

(4) Der wachhabende Schiffsoffizier des 
Maschinendienstes und die sonstigen Ange- 
stellten, die Leiter von Dienstzweigen sind, 
haben die Anordnungen des wachhabenden 
nautischen Schiffsoffiziers, die im Rahmen 
des Wachdienstes liegen, in ihrem Dienstbe- 
reich durchzuführen. 

5 110 

Pflichten der Vorgesetzten 

(1) Der Kapitän und die anderen Vorge- 
setzten haben die ihnen unterstellten Per- 
sonen gerecht und verständnisvoll zu behan- 
deln und Verstößen gegen die Gesetze und 
die guten Sitten entgegenzutreten. Sie dürfen 
die Jugendlichen nicht körperlich züchtigen 
oder mißhandeln und haben sie vor körper- 
lichen Züditigungen und Mißhandlungen 
durch andere Besatzungsmitglieder zu schützen 
sowie darauf zu achten, daß den Jugend- 
lichen auch während der Freizeit gesundheit- 
liche und sittliche Gefahren nach Möglichkeit 
fcrngehalten werden. 


§ 109 

Stellung der Schiffsoffizicre und der anderen 
Vorgesetzten 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Der wachhabende Schiffsoffizier des 
Maschinendienstes, der Funkoffizier und die 
sonstigen Angestellten, die Leiter von Dienst- 
zweigen sind, haben die Anordnungen des 
wachhabenden nautischen Schiffs Offiziers, die 
im Rahmen des Wachdienstes liegen, in ihrem 
Dienstbereich durchzuführen. 

§ HO 

Pflichten der Vorgesetzten 
( 1 ) unverändert 
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(2) Der Kapitän hat dafür zu sorgen und 
zu überwachen , daß die berufliche Fortbil- 
dung der Jugendlichen im Rahmen des 
Schiffsbetriebs gefördert wird. 

§ Hl 

Pflichten der Besatzungsmitglieder 

(1) Die Besatzungsmitglieder sind ver- 
pflichtet, die Anordnungen der Vorgesetzten 
zu befolgen; in den Fällen des § 108 Abs. 2 
und 3 sind sie zur Beistandsleistung ver- 
pflichtet. 

(2) Ein Besatzungsmitglied ist nicht ver- 
pflichtet, Anordnungen auszuführen, wenn 
dadurch eine Straftat oder eine Ordnungs- 
widrigkeit begangen würde. 

§ H2 

Vermißtenanzeige 

Wird ein Besatzungsmitglied bei der Ab- 
fahrt des Schiffs vermißt, so hat der Kapitän 
dem Seemannsamt, in dessen Bezirk diese 
Wahrnehmung zuerst gemacht wird, unver- 
züglich Anzeige zu erstatten und das See- 
fahrtbuch des Vermißten zu übermitteln. 

§ 113 

Anbordbringen von Personen und Gegen- 
ständen 

(1) Die Besatzungsmitglieder dürfen Per- 
sonen, die nicht zur Schiffsbesatzung gehören 
oder nicht im Rahmen des Schiffsbetriebs an 
Bord tätig sind (§ 7), nicht ohne Erlaubnis an 
Bord bringen. Die Erlaubnis darf im Hafen 
nicht verweigert werden, wenn es sich um 
Familienangehörige des Besatzungsmitglieds 
handelt und der Schiffsbetrieb nicht gestört 
wird. 

(2) Die Besatzungsmitglieder sind berech- 
tigt, persönliche Bedarfsgegenstände und 
Verbrauchsgüter in angemessenem Umfang 
an Bord zu bringen, sofern dadurch nicht 
gesetzliche Vorschriften verletzt, die Ord- 
nung an Bord beeinträchtigt oder Menschen, 
Schiff oder Ladung gefährdet werden. Die 
Mitnahme von anderen Gegenständen, insbe- 
sondere von Waffen und Munition, ist nur 
mit Einwilligung des Kapitäns zulässig. Wird 
die Einwilligung versagt, so kann sie auf An- 
trag des Besatzungsmitglieds durch das See- 
mannsamt ersetzt werden. 
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(2) Der Kapitän hat dafür zu sorgen, daß 
die berufliche Fortbildung der Jugendlichen 
im Rahmen des Schiffsibetriebs gefördert wird. 

§ Hl 

unverändert 


§ 112 

unverändert 


§ 113 

unverändert 
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(3) Werden Gegenstände entgegen den 
Vorschriften des Absatzes 2 an Bord ge- 
bracht, so kann der Kapitän sie in Verwah- 
rung nehmen oder in anderer Weise sicher- 
stellen. Gefährdet ihr Verbleib die Gesund- 
heit der an Bord befindlichen Personen, das 
Schiff oder die Ladung oder könnte er das 
Eingreifen einer Behörde veranlassen, so 
kann der Kapitän die Beseitigung der Gegen- 
stände verlangen. Kommt das Besatzungsmit- 
glied dem Verlangen nicht nach, so kann der 
Kapitän die Gegenstände vernichten; in die- 
sem Falle sind die Tatsache und der Grund 
der Vernichtung in das Schiffstagebuch ein- 
zutragen. 

§ 114 

Beschwerden 

(1) Beschwert sich ein Besatzungsmitglied 
bei dem Kapitän über das Verhalten von 
Vorgesetzten oder anderen Besatzungsmit- 
gliedern, so hat der Kapitän einen gütlichen 
Ausgleich zu versuchen und, wenn dies nicht 
gelingt, über die Beschwerde zu entscheiden. 
Hilft der Kapitän einer gegen ihn selbst ge- 
richteten Beschwerde nicht ab, so hat er sie 
an den Reeder weiterzuleiten. 

(2) Der Kapitän hat die Beschwerde und 
seine Entscheidung auf Verlangen eines Be- 
teiligten unter Darstellung des Sachverhalts 
in das Schiffstagebuch einzutragen. Der Be- 
schwerdeführer kann eine Abschrift der Ein- 
tragungen verlangen. 

§ 115 

Beschwerden bei Seeuntüchtigkeit des Schiffs 

oder mangelhaften Verpflegungsvorräten 

Ein Besatzungsmitglied kann sich bei dem 
Seemannsamt mündlich zur Niederschrift 
oder schriftlich darüber beschweren, daß das 
Schiff nicht seetüchtig ist, seine Sicherheits- 
einrichtungen nicht in ordnungsmäßigem Zu- 
stand oder die Verpflegungsvorräte unge- 
nügend oder verdorben sind. Bevor das Be- 
satzungsmitglied das Seemannsamt anruft, 
soll es den Kapitän davon in Kenntnis setzen. 
Wenn der Kapitän der Beschwerde nicht ab- 
hilft, hat das Seemannsamt unverzüglich, er- 
forderlichenfalls unter Hinzuziehung von 
Sachverständigen, auf Kosten des Reeders 
eine Untersuchung des Schiffs oder der Vor- 
räte zu veranlassen und das Ergebnis in das 
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§ 114 

unverändert 


§ H5 

Beschwerden bei Seeuntüchtigkeit des Schiffs 

oder mangelhaften Verpflegungsvorräten 

Ein Besatzungsmitglied kann sich bei dem 
Seemannsamt mündlich zur Niederschrift 
oder schriftlich darüber beschweren, daß das 
Schiff nicht seetüchtig ist, seine Sicherheits- 
einrichtumgen nicht in ordnungsmäßigem Zu- 
stand oder die Verpflegungsvorräte unge- 
nügend oder verdorben sind. Bevor das Be- 
satzungsmitiglied das Seemannsamt anruft, 
hat es den Kapitän davon in Kenntnis zu set- 
zen. Wenn der Kapitän der Beschwerde nicht 
abhilft, hat das Seemannsamt unverzüglich, 
erforderlichenfalls unter Hinzuziehung von 
Sachverständigen, auf Kosten des Reeders 
eine Untersuchung des Schiffs oder der Vor- 
räte zu veranlassen und das Ergebnis in das 
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Schiffstagebuch einzutragen. Erweist sich die 
Beschwerde als begründet, so hat das See- 
mannsamt für geeignete Abhilfe zu sorgen. 


Sechster Abschnitt 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Straftaten 

§ 116 

Entweichen an einem Ort außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
an einem Ort außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes von einem Schiff ent- 
weicht und dadurch das Auslaufen des Schiffs 
erheblich verzögert oder erhebliche Kosten 
verursacht, die zur Abwendung der Verzöge- 
rung erforderlich sind, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die 
Verzögerung oder die zu ihrer Abwendung 
erforderlichen Kosten fahrlässig verursacht, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag des Reeders oder des Kapitäns ein. 

§ H7 

Nichtbefolgen dienstlicher Anordnungen 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
einer Anordnung des Kapitäns oder eines an- 
deren Vorgesetzten nicht nachkommt und 
dadurch Menschen, Schiff oder Ladung ge- 
fährdet, wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Wer im Falle des Absatzes 1 die Gefahr 
fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe be- 
straft. 

(3) Die Tat ist nur strafbar, wenn die An- 
ordnung dazu dienen soll, 

drohende Gefahr für Menschen, für ein 

Schiff oder dessen Ladung abzuwenden, 
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Schiffstagebuch einzutragen. Erweist sich die 
Beschwerde als begründet, so hat das See- 
mannsamt für geeignete Abhilfe zu sorgen. 


Sechster Abschnitt 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Straftaten 

§ 116 

unverändert 


§ 117 

Niditbefojgcn dienstlicher Anordnungen 

(1) Ein. Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
einer Anordnung eines Vorgesetzten nicht 
nachkommt und dadurch Menschen, Schiff 
oder Ladung gefährdet, wird mit Gefängnis 
bestraft. 

(2) unverändert 


(3) Die Tat ist nur -strafbar, wenn die An- 
ordnung dazu dienen soll, 

drohende Gefahr für Menschen, für ein 
Schiff oder dessen Ladung abzuwenden, 
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einen unverhältnismäßig großen Schaden 
zu vermeiden, 

schwere Störungen des Schiffsbetriebs zu 
verhindern, 

öffentlich-rechtliche Vorschriften über die 
Schiffssicherheit zu erfüllen oder 

Sicherheit und Ordnung an Bord aufredit- 
zuerhalten, 

und wenn sie rechtmäßig ergangen ist. 

(4) Wird die Tat von mehreren Be- 
satzungsmitgliedern auf Verabredung ge- 
meinschaftlich begangen, so ist die Strafe im 
Falle des Absatzes 1 Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten, im Falle des Absatzes 2 Ge- 
fängnis nicht unter drei Monaten. 


§118 

Widerstand 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
einem Vorgesetzten bei der Durchführung 
von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung von 
Sicherheit oder Ordnung an Bord durch Ge- 
walt oder durch Bedrohung mit Gewalt 
Widerstand leistet oder ihn während der 
Ausübung seines Dienstes tätlich angreift, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren be- 
straft. Die Tat ist nur strafbar, wenn der 
Vorgesetzte rechtmäßig gehandelt hat. Sind 
mildernde Umstände vorhanden, so kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für den, der die 
Handlung gegen Besatzungsmitglieder be- 
geht, die zur Unterstützung des Vorgesetz- 
ten zugezogen sind. 

(3) Wird die Tat von mehreren Besatzungs- 
mitgliedern auf Verabredung gemeinschaft- 
lich begangen, so ist die Strafe Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten. 

§ 119 

Mißbrauch der Anordnungsbefugnis 

Ein Kapitän , ein Schiffsoffizier oder ein 
anderer Vorgesetzter, der vorsätzlich seine 
Befugnisse, Anordnungen der im § 117 

Abs. 3 bczeichneten Art zu treffen, zu rechts- 
widrigen Anordnungen oder Zumutungen 
gröblich mißbraucht, wird mit Gefängnis 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
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einen unverhältnismäßig großen Schaden 
zu vermeiden, 

schwere Störungen des Schiffsbetriebs zu 
verhindern, 

öffentlich-rechtliche Vorschriften über die 
Schiffssicherheit zu erfüllen oder 

Sicherheit oder Ordnung an Bord aufrecht- 
zuerhalten, 

und wenn sie rechtmäßig ergangen ist. 

(4) unverändert 


§ 118 

unverändert 


§ 119 

Mißbrauch der Anordnungsbefugnis 

Ein Vorgesetzter, der vorsätzlich seine Be- 
fugnis, Anordnungen der im § 117 Abs. 3 be- 
zeichneten Art zu treffen, zu rechtswidrigen 
Anordnungen oder Zumutungen gröblich 
mißbraucht, wird mit Gefängnis oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
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§ 120 

Unterlassen der Mitnahme oder Ergänzung 
ausreichender Verpflegung und Heilmittel 

(1) Ein Kapitän, der es vorsätzlich unter- 
läßt, ausreichende Verpflegung oder die vor- 
geschriebenen Arzneimittel oder anderen 
Hilfsmittel der Krankenfürsorge mitzuneh- 
men oder zu ergänzen, und dadurch vorsätz- 
lich bewirkt, daß der Besatzung die ihr nach 
der Speiserolle zustehende Verpflegung oder 
die Krankenfürsorge nicht gewährt werden 
kann, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) Begeht der Kapitän die Tat fahrlässig, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Mo- 
naten und Geldstrafe oder eine dieser Strafen. 

§ 121 

Vorenthalten von Verpflegung und Abgabe 
verdorbener Nahrungsmittel 

Ein Kapitän, der vorsätzlich einem Be- 
satzungsmitglied die ihm zustehende Ver- 
pflegung vorenthält oder verdorbene Ver- 
pflegung verabreicht, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

§ 122 

Zurücklassung eines Besatzungsmitglieds an 
einem Ort außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes ohne Einwilligung des 
Seemannsamts 

Ein Kapitän, der vorsätzlich ein Be- 
satzungsmitglied ohne Einwilligung des See- 
mannsamts an einem Ort außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes zurückläßt, 
obwohl die Voraussetzungen der §§ 47 
Abs. 1 oder 73 Abs. 3 und 4 nicht vorliegen, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

§ 123 

Strafbare Verletzung von Arbeitsschutz- 
vorschriften 

(1) Ein Kapitän, der vorsätzlich 

1. den Vorschriften der §§ 83, 87 bis 89, 91 

Abs. 1 Satz 2, 93 Abs. 1, 94 Abs. 1, 95, 96 
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§ 120 

unverändert 


§ 121 

unverändert 


§ 122 

unverändert 


§ 123 

Strafbare Verletzung von Arbeitsschutz- 
vorschriften 

(1) Ein Kapitän, der vorsätzlich 

1. den Vorschriften der §§ 83, 87 bis 89, 91 
Abs. 1 Satz 3, § 93 Abs. 1, § 94 Abs. 1, §§ 
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Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 97 Abs. 1, 
98 bis 102, 139 Abs. 1, 2 und 4 oder 140, 

2. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 7 bis 10 oder 14, 

3. den auf Grund der §§ 94 Abs. 2 oder 96 
Abs. 4 ergangenen Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde, 

4. den auf Grund des § 82 Abs. 2 ergangenen 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 
soweit sie die Unterhaltung der Gerät- 
schaften, die Regelung der Beschäftigung 
oder des Ablaufs der Arbeit betreffen, 

zuwiderhandelt und dadurch die Arbeits- 
kraft oder die Gesundheit eines Besatzungs- 
mitglieds erheblich gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die 
Gefahr fahrlässig herbeiführt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(3) Die Strafdrohungen der Absätze 1 und 
2 gelten auch für einen Reeder, der vorsätz- 
lich oder fahrlässig den auf Grund des § 82 
Abs. 2 ergangenen Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde zuwiderhandelt, soweit 
sie die Einrichtung des gesamten Schiffsbe- 
triebs und aller Gerätschaften betreffen. 

§ 124 

Verletzung von Ausrüstungspflichten durch 
den Reeder 

(1) Ein Reeder, der vorsätzlich den Kapi- 
tän außer Stand setzt, ausreichende Verpfle- 
gung oder die vorgeschriebenen Arzneimittel 
oder anderen Hilfsmittel der Krankenfür- 
sorge mitzunehmen oder zu ergänzen, und 
dadurch vorsätzlich bewirkt, daß der Be- 
satzung die ihr nach der Speiserolle zu- 
stehende Verpflegung oder die Krankenfür- 
sorge nicht gewährt werden kann, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Begeht der Reeder die Tat fahrlässig, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Mo- 
naten oder Geldstrafe. 
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95, 96 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, § 97 
Abs. 1, §§ 98 bis 102, 139 Abs. 1, 2 und 4 
oder § 140, 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. den auf Grund des § 82 Abs. 2 ergangenen 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 
soweit sie die Unterhaltung der Geräte, 
die Regelung der Beschäftigung oder des 
Ablaufs der Arbeit betreffen, 

zuwiderwandelt und dadurch die Arbeits- 
kraft oder die Gesundheit eines Besatzungs- 
mitglieds erheblich gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr bestraft. 

(2) unverändert 


(3) entfällt 


§ 124 

unverändert 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 125 

Ordnungswidrigkeiten des Besatzungs- 
mitglieds 

(1) Ordnungswidrig handelt ein Besatzungs- 
mitglied, das 

1 . vorsätzlich oder fahrlässig im Wadidienst 
Pflichten verletzt, die der Aufrechterhal- 
tung von Sicherheit oder Ordnung an 
Bord dienen, 

2. vorsätzlich einer Anordnung des Kapitäns 
oder eines anderen Vorgesetzten nicht 
nachkommt, wenn die Anordnung den im 
§ 117 Abs. 3 bezeichneten Zwecken dienen 
soll und rechtmäßig ergangen ist, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig die Bordan- 
wesenheitspflicht nach § 28 gröblich ver- 
letzt, 

4. vorsätzlich entgegen § 113 Abs. 1 oder 2 
Personen, die nicht zur Schiff sbesatzung ge- 
hören oder nicht im Rahmen des Schiffs- 
betriebs an Bord tätig sind (§ 7), eigen- 
mächtig an Bord zuläßt oder Gegenstände 
an Bord bringt, 

5. vorsätzlich einer Anordnung zuwiderhan- 
delt, die das Seemannsamt nach den Vor- 
schriften der §§ 53, 71 oder 74 Abs. 4 als 
vorläufige Regelung getroffen hat. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

§ 124 a 

Strafbare Verletzung von Arbeitsschutz- 
vorschriften durch den Reeder 

(1) Ein Reeder, der vorsätzlich Anordnun- 
gen der Arbeitsschutzbehörde, die auf Grund 
des § 82 Abs. 2 ergangen sind und die 
Einrichtung des Schiffsbetriebs oder die Ge- 
räte betreffen, zuwiderhandelt und dadurch 
die Arbeitskraft oder die Gesundheit eines Be- 
satzungsmitglieds erheblich gefährdet, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Ge- 
fahr fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefäng- 
nis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bestraft. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 125 

Ordnungswidrigkeiten des Besatzungs- 
mitglieds 

(1) Ordnungswidrig handelt einBesatzungs- 
mitiglied, das 

1. unverändert 


2. vorsätzlich einer Anordnung eines Vorge- 
setzten nicht nachkommt, wenn die Anord- 
nung den im § 117 Abs. 3 bezeichneten 
Zwecken dienen soll und rechtmäßig er- 
gangen ist, 

3. u n v e r ä n d e r t 


4. unverändert 


5. unverändert 


63 



Entwurf 

(2) Der Kapitän hat Verletzungen der 
Dienstnflicht nach Absatz 1 unverzüglich 
unter Darstellung des Sachverhalts in das 
Schiffstagebuch einzutragen, dem Besatzungs- 
mitglied von der Eintragung Kenntnis und 
auf Verlangen eine Abschrift zu geben. 

§ 126 

Ordnungswidrigkeiten des Kapitäns 
Ordnungswidrig handelt ein Kapitän, der 

1. den Vorschriften der §§ 13, 15, 16 Abs. 1 
und § 19 über die Musterrolle und die Ver- 
pflichtungen bei der Musterung, 

2. der Vorschrift des § 40 Abs. 1 Satz 1 über 
die Ergänzung der Schiffsbesatzung, 

3. den Vorschriften der §§ 54 und 78 Abs. 1 
über die Sorge für die Sachen und das 
Heuerguthaben eines erkrankten, verletz- 
ten oder vermißten Besatzungsmitglieds 
oder für den Nachlaß eines verstorbenen 
Besatzungsmitglieds, 

4. der Vorschrift des § 56 Abs. 2 über den 
Mindesturlaub der Jugendlichen, 

5. der Vorschrift des § 63 über den Land- 
gang, 

6. den Vorschriften der §§ 42 Abs. 2, 66 
Abs. 2, § 113 Abs. 3 Satz 3, § 114 Abs. 2 
oder § 125 Abs. 2 über die Eintragungen 
in das Schiffstagebuch, 

7. einer Anordnung, die das Seemannsamt 
nach den Vorschriften der §§ 53, 71, 74 
Abs. 4 oder 80 Abs. 4 als vorläufige Rege- 
lung getroffen hat, 

zuwiderhandelt. 

§ 127 

Ordnungswidrigkeiten des Kapitäns hinsicht- 
lich des Arbeitsschutzes 

Ordnungswidrig handelt ein Kapitän, der, 
abgesehen von den Fällen des § 123, vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. den Vorschriften der §§ 83, 87 bis 89, 91 
Abs. 1 Satz 2, 93 Abs. i, 94, Abs. 1, 95, 96 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 97 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 2 und 3, 98 bis 103, 139 Abs. 1, 
2 und 4 oder 140, 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
(2) unverändert 


§ 126 

unverändert 


§ 127 

Ordnungswidrigkeiten des Kapitäns hinsicht- 
lich des Arbeitsschutzes 

Ordnungswidrig handelt ein Kapitän, der, 
abgesehen von den Fällen des § 123, vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. den Vorschriften der §§ 83, 87 bis 89, 91 
Abs. 1 Satz 3, § 93 Abs. 1, § 94 Abs. 1, 
§§ 95, 96 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, § 97 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 und 3, §§ 98 bis 103, 
139 Abs. 1, 2 und 4 oder § 140, 
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2. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 7 bis 10, 11, 13 oder 14, sofern die 
Rechtsvorschrift ausdrücklich auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

3. den auf Grund der §§ 94 Abs. 2 oder 96 
Abs. 4 ergangenen Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde, sofern die Anordnung 
ausdrücklich auf die Bußgeldvorschrift 
verweist, 

4. den auf Grund des § 82 Abs. 2 ergangenen 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 
soweit sie die Unterhaltung der Gerät- 
schaften, die Regelung der Beschäftigung 
oder des Ablaufs der Arbeit betreffen und 
sofern die Anordnung ausdrücklich auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

§ 128 

Ordnungswidrigkeiten de? Reeders 

Ordnungswidrig handelt ein Reeder, der 
einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 5 über dsie angemessene Unterbrin- 
gung zuwiderhandelt, sofern die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 

§ 129 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Ordnungswidrigkeiten nach den 
§§ 125 bis 128 können, wenn sie vorsätzlich 
begangen sind, mit einer Geldbuße bis zu 
eintausend Deutsche Mark geahndet werden. 
Sind in den Fällen des § 125 Abs. 1 Nr. 1 
oder 3 oder des § 127 dlie Ordnungswidrig- 
keiten fahrlässig begangen, so können sie mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhundert Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(2) In den Fällen der §§ 125, 126 und 128 
ist das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zu- 
lässig. 

§ 130 

Flemmung der Verjährung bei 
Ordnungswidrigkeiten 

Die Verjährung der Verfolgung von Ord- 
nungswidrigkeiten nach den §§ 125 bis 127 
beginnt mit dem Tage, an dem das Schiff, 
dessen Besatzung der Betroffene zur Zeit der 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. den auf Grund des § 82 Abs. 2 ergangenen 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 
soweit sie die Unterhaltung der Geräte, 
die Regelung der Beschäftigung oder des 
Ablaufs der Arbeit 'betreffen und sofern die 
Anordnung ausdrücklich auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

§ 128 

unverändert 


S 129 

unverändert 


§ 130 

unverändert 
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Begehung angehörte, zuerst einen Hafen er- 
reicht, in dem ein Seemannsamt seinen Sitz 
hat. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 131 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten der im 
§ 7 genannten Personen 

Die Strafdrohungen der §§ 117 und 118, 
nicht aber die des § 116 , und die Bußgeld- 
drohung des § 125 gelten auch für die im § 7 
genannten Personen. 

§ 132 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von 
Vertretern 

(1) Die Strafdrohungen der §§ 119 bis 123 
und die Bußgelddrohungen der §§ 126 und 
127 gelten auch für den Stellvertreter des 
Kapitäns (§ 2 Abs. 3), der an Stelle des Kapi- 
täns handelt oder zu handeln verpflichtet ist. 

(2) Die Strafdrohung des § 124 und die 
Bußgelddrohung des § 128 gelten auch für 
den gesetzlichen Vertreter des Reeders, für die 
vertretungsberechtigten Gesellschafter von 
Personengesellschaften und die Mitglieder des 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
von juristischen Personen, welche ein Reede- 
reigeschäft betreiben, und für den Korrespon- 
dentreeder. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Sondervorschriften für das Verfahren bei 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 133 

Zuständigkeit des Seemannsamts 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
das Seemannsamt; es nimmt auch die Befug- 
nisse der obersten Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten wahr. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 131 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten der im 
§ 7 genannten Personen 

Die Strafdrohungen der §§ 117 und 118 
und die Bußgelddrohung des § 125 gelten auch 
für die im § 7 genannten Personen. 

§ 132 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von 
Vertretern 

(1) Die Strafdrohungen der §§ 120 bis 123 
und die Bußgelddrohungen der §§ 126 und 
127 gelten auch für den Stellvertreter des 
Kapitäns (§ 2 Abs. 3), der an Stelle des Kapi- 
täns handelt oder zu handeln verpflichtet ist. 

(2) Die Strafdrohungen der §§ 124 und 
124 a und die Bußgelddrohung des § 128 igel- 
ten auch für den gesetzlichen Vertreter des 
Reeders, für die vertretungsbereditiigten Ge- 
sellschafter von Personengesellschaften und 
die Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs von juristischen Personen, 
welche ein Reedereigeschäft betreiben, und für 
den Korrespondentreeder. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Sondervorschriften für das Verfahren bei 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 133 

unverändert 
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Beschlüsse des 27. Ausschusses 


(2) örtlich zuständig ist das Seemannsamt 
des Heimathafens im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes. Hat das Schiff keinen Hei- 
mathafen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes, so ist örtlich zuständig das See- 
mannsamt des Registerhafens, örtlich zu- 
ständig ist auch das Seemannsamt, in dessen 
Bezirk die Ordnungswidrigkeit begangen ist, 
sowie das Seemannsamt, in dessen Bezirk der 
Hafen liegt, der nach Begehen der Ordnungs- 
widrigkeit zuerst erreicht wird. § 51 Abs. 5 
und 6 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten gilt sinngemäß. 

§ 134 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Die Frist für den Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung gegen den Bußgeldbe- 
scheid und die Frist für den Antrag auf 
mündliche Verhandlung gelten als gewahrt, 
wenn der Betroffene den Antrag innerhalb 
der Frist bei dem Kapitän mündlich zur Nie- 
derschrift oder schriftlich stellt. 

(2) Der Kapitän hat den Zeitpunkt der 
Antragstellung unverzüglich in das Schiffs- 
tagebuch einzutragen und dem Betroffenen 
auf Verlangen darüber eine Bescheinigung 
auszustellen. Die Niederschrift oder der 
schriftliche Antrag ist unverzüglich dem 
Seemannsamt, das den Bußgeldbescheid er- 
lassen hat, zu übersenden. 

(3) Ist der Kapitän selbst der Antragstel- 
ler, so obliegen seinem Stellvertreter (§ 2 
Abs. 3) die Aufgaben nach den Absätzen 1 
und 2. 


§ 135 

örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts 

Hat das Seemannsamt, das den Bußgeld- 
bescheid erlassen hat, seinen Sitz nicht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes, so ist das 
Amtsgericht örtlich zuständig, in dessen Be- 
zirk der Heimathafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder beim Fehlen eines sol- 
chen Heimathafens der Registerhafen des 
Schiffs sich befindet. 


§ 136 

Einlegung der Rechtsbeschwerde 

Für die Einlegung der Rechtsbeschwerde 
gelten die Vorschriften des § 134 ent- 

sprechend. 


§ 134 

unverändert 


§ 135 

unverändert 


§ 136 

unverändert 
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Siebenter Abschnitt 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 137 

Sondervorschrift für Partenreedereien 

Mehrere Partenreedereien, deren Geschäfte 
von demselben Korrespondentreeder geleitet 
werden, gelten im Sinne der Vorschriften der 
§§ 55, 61, 65 und 67 Abs. 2 als ein Reeder. 

§ 138 

Sondervorschriften für ausländische 
Besatzungsmitglieder 

(1) Soweit in den §§ 51,74 Abs. l,§§76und 
77 Abs. 1 ein Hafen oder Ort im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes vorgesehen ist, 
kann bei Besatzungsmitgliedern, die nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen , ein 
Hafen oder Ort im Heimatstaat oder letzten 
Aufenthaltsstaat des Besatzungsmitglieds ver- 
einbart werden. 

(2) Im Sinne des § 76 steht für ein Be- 
satzungsmitglied, das nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt, ein Schiff unter 
der Flagge seines Heimatstaats einem Schiff, 
das die Bundesflagge führt, gleich. 

§ 139 

Zwei-Wachen-Schiffe 

(1) Auf Schiffen bis zu einem Raumgehalt 
von eintausend Bruttoregistertonnen in der 
Fahrt nach den Häfen der Nord- und Ost- 
see, der Westküste von Norwegen bis ein- 
schließlich Drontheimfjord, nach den Häfen 
von Großbritannien und Irland sowie nach 
den Kanal- und atlantischen Häfen von 
Frankreich, Spanien und Portugal bis aus- 
schließlich Gibraltar darf, sofern die Reise 
länger als zehn Stunden dauert, die Seear- 
beitszeit des Decks- und Maschinenpersonals, 
abweichend von § 87 Abs. 1, bis zu zwölf 
Stunden täglich verlängert und nach dem 
Zwei-Wachen-System eingeteilt werden. § 87 
Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des Vier- 
ten Unterabschnitts des Vierten Abschnitts 
über den erhöhten Schutz für Jugendliche 
bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

Siebenter Abschnitt 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 137 

Sondervorschrift für Partenreedereien 

Mehrere Partenreedereien, deren Geschäfte 
von demselben Korrespondentreeder geleitet 
werden, gelten im Sinne der Vorschriften des 
Dritten Abschnitts als ein Reeder. 

§ 138 

Sondervorschriften für ausländische 
Besatzungsmitglieder 

(1) Soweit in den §§ 51, 74 Abs. 1, §§ 76und 
77 Abs. 1 ein Hafen oder Ort im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes vorgesehen ist, 
kann bei Besatzungsmitgliedern, die nicht 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, 
ein Hafen oder Ort im Heimatstaat oder letz- 
ten Aufenthaltsstaat des Besatzungsmitglieds 
vereinbart werden. 

(2) Im Sinne des § 76 steht für ein Besat- 
zungsmitglied das nicht Deutscher im Sinne 
des Grundgesetzes ist, ein Schiff unter der 
Flagge seines Heimatstaats einem Schiff, das 
die Bundesflagge führt, gleich. 

§ 139 

Zwei-Wachen-Schiffe 

(1) Auf Schiffen bis zu einem Raumgehalt 
von eintausend Bruttoregistertonnen in der 
Fahrt nach der Nord- und Ostsee, der West- 
küste von Norwegen bis einschließlich Dront- 
heimfjord, nach Großbritannien und Irland 
sowie nach den Kanal- und atlantischen Häfen 
von Frankreich, Spanien und Portugal bis aus- 
schließlich Gibraltar sowie für Fischereifahr- 
zeuge und Walfangboote gleicher Große auch 
über diese Fahrtgebiete hinaus darf, sofern 
die Reise länger als zehn Stunden dauert, die 
Seearbeitszeit des Decks- und Maschinen- 
personals, abweichend von § 87 Abs. 1 und 
§ 99 Abs. 2 Satz 2 bis zu zwölf Stunden täglich 
verlängert und nach dem Zwei-Wachen- 
System eingeteilt werden. § 87 Abs. 2 und 3 
sowie die Vorschriften des Vierten Unter- 
abschnitts des Vierten Abschnitts über den er- 
höhten Schutz für Jugendliche im übrigen 
bleiben unberührt. 
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(2) Dasselbe gilt auf Schiffen, deren Raum- 
gehalt eintausend Bruttoregistertonnen, nicht 
aber eintausenddreihundertfünfzig Brutto- 
registertonnen übersteigt, wenn die Schiffe 
vor dem 1. Januar 1952 auf Kiel gelegt 
oder unter der Bundesflagge in Dienst gestellt 
sind und keine Möglichkeit besteht, die zur 
Einhaltung der Arbeitszeit nach § 87 Abs. 1 
notwendigen Besatzungsmitglieder an Bord 
unterzubringen. 

(3) Von den Vorschriften der Absätze 1 
und 2 kann zugunsten des Besatzungsmit- 
glieds abgewichen werden. 

(4) Abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 2 
dürfen die Besatzungsmitglieder auf Schiffen 
irn Sinne der Absätze 1 bis 3 über die im 
Absatz 1 Satz 1 bestimmten Grenzen hinaus 
mit Mehrarbeit nur bis zu sechzig Stunden 
im Monat beschäftigt werden. 

(5) Auf Schiffen, auf denen nach den Vor- 
schriften der Absätze 1 bis 3 die Seearbeits- 
zeit verlängert wird, hat das Besatzungsmit- 
glied Anspruch auf einen angemessenen Zu- 
schlag zur Grundheuer. Verlängerungen der 
Arbeitszeit über die Grenzen des Absatzes 1 
Satz 1 oder des Absatzes 3 hinaus sind nach 
5 92 zu vergüten. 

§ HO 

Ausnahmen für Bergungsfahrzeuge sowie 
See- und Bergungsschlepper 

(1) Auf die Seearbeitszeit auf Bergungs- 
fahrzeugen (einschließlich Hebefahrzeugen, 
Sprengfahrzeugen und ähnlichen Schiffen), 
See- und Bergungsschleppern in der Nord- 
und Ostseefahrt bis zu 61° nördlicher Breite, 
im englischen Kanal, im Bristol-Kanal, im 
St. Georgs-Kanal und in der Irischen See mit 
Einschluß der Clydehäfen findet § 139 Abs. 1 
Anwendung. Im übrigen gilt § 139 Abs. 2 
ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt, in dem 
diese Fahrzeuge in Dienst gestellt oder auf 
Kiel gelegt sind, soweit nicht das Einsatz- 
gebiet die Fahrt zwischen europäischen Häfen, 
nichteuropäischen Häfen des Mittelmeers und 
des Schwarzen Meers, Häfen der Westafrika- 
küste nördlich von 12° nördlicher Breite 
sowie Häfen auf den Kapverdischen und 
Kanarischen Inseln und auf Madeira über- 
schreitet. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) Abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 3 
dürfen die Besatzungsmitglieder auf Schiffen 
im Sinne der Absätze 1 bis 3 über die im 
Absatz 1 Satz 1 bestimmten Grenzen hinaus 
mit Mehrarbeit nur bis zu sechzig Stunden 
im Monat beschäftigt werden. 

(5) unverändert 


§ 140 

unverändert 


69 



Entwurf 

(2) Auf die Seearbeitszeit des Decks- und 
Maschinenpersonals der Bergungsfahrzeuge, 
See- und Bergungsschlepper finden die §§ 87 
und 89 Abs. 1 keine Anwendung, wenn das 
Fahrzeug an der Bergungsstätte eingesetzt 
ist. Die Arbeitszeit kann in diesem Falle vom 
Kapitän, insbesondere unter Berücksichti- 
gung des Tidenwechsels und der Wetterlage, 
festgesetzt werden. Die Vorschriften des 
Vierten Unterabschnitts des Vierten Ab- 
schnitts über den erhöhten Schutz für 
jugendliche bleiben unberührt. 

§ 141 

Ausnahmen für Fischerei- und 
Walfangfahrzeuge 

# (1) Für die Besatzungsmitglieder der 
Fischereifahrzeuge, Walfangmutterschiffe und 
Walfangboote können durch Tarifvertrag 
abweichende Regelungen vereinbart werden 

1. von den Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts, 

2. unbeschadet der Vorschriften des Vierten 
Unterabschnitts des Vierten Abschnitts 
über den erhöhten Schutz für Jugendliche 
von den Vorschriften der §§ 87, 89, 92, 
93 und 95 hinsichtlich der Arbeitszeit 
während des Fangs und seiner Verarbei- 
tung an Bord sowie der Vergütung und 
des Ausgleichs für Sonntags-, Feiertags- und 
sonstige Mehrarbeit. 

(2) Bestimmungen in Tarifverträgen nach 
Absatz 1 Nr. 2 bedürfen der Genehmigung. 
Die für die Erteilung der Genehmigung zu- 
ständige Behörde ist der Bundesminister für 
Arbeit, sofern der Geltungsbereich des Tarif- 
vertrags mehrere Länder berührt, andernfalls 
die oberste Arbeitsbehörde des zuständigen 
Landes oder die von ihr bestimmte Stelle. 
Mit der Genehmigung gelten Tarifbestim- 
mungen nach Absatz 1 Nr. 2 für alle unter 
den räumlichen und fachlichen Geltungsbe- 
reich des Tarifvertrags fallenden Heuerver- 
hältnisse ohne Rücksicht auf die Tarifgebun- 
denheit der Beteiligten. 


(3) Die Vorschrift des § 10 Satz 1 findet 
insoweit keine Anwendung. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 


§ 141 

Ausnahmen für Fischerei- und 
Walfangfahrzeuge 

(1) Für die Besatzungsmitglieder der 
Fischereifahrzeuge, Walfangmutterschiffe und 
Walfangboote können durch Tarifvertrag 
abweichende Regelungen vereinbart werden 

1. unverändert 

2. von den Vorschriften der §§ 87, 89, 92, 93, 
95 und 98 bis 102 hinsichtlich der Arbeits- 
zeit während des Fangs und seiner Ver- 
arbeitung an Bord sowie der Vergütung 
und des Ausgleichs für Sonntags-, Feiertags- 
und sonstige Mehrarbeit, sowie von der 
Vorschrift des § 88, soweit es sich nicht um 
Anlandungen an Seefischmärkten handelt. 

(2) Bestimmungen in Tarifverträgen nach 
Absatz 1 Nr. 2 bedürfen der Genehmigung. 
Die für die Erteilung der Genehmigung zu- 
ständige Behörde ist der Bundesminister für 
Arbeit im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern für Verkehr und für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, sofern der Gel- 
tungsbereich des Tarifvertrags mehrere Län- 
der berührt, andernfalls die oberste Arbeits- 
behörde des zuständigen Landes im Einver- 
nehmen mit den obersten Landesbehörden für 
Verkehr und für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten oder die von ihnen bestimmten 
Stellen. Mit der Genehmigung gelten Tarif- 
bestimmungen nach Absatz 1 Nr. 2 für alle 
unter den räumlichen und fachlichen Gel- 
tungsbereich des Tarifvertrags fallenden 
Heuerverhältnisse ohne Rücksicht auf die 
Tarifgebundenheit der Beteiligten. 

(3) Die Vorschrift des § 10 findet insoweit 
keine Anwendung. 
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§ 142 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen über Schiffsbesetzung, Ausbildung 
und Befähigungszeugnisse 

(1) Die Bundesminister für Arbeit und für 
Verkehr können, vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten in den Absätzen 2 und 3, durch Rechts- 
verordnungen Bestimmungen erlassen über 

1. die Besetzung von Kauffahrteischiffen mit 
Kapitänen, Schiffsoffizieren, sonstigen An- 
gestellten und Schiffsleuten, 

2. deren berufliche und fachliche Ausbildung 
an Bord und an Land, die Heuerfortzah- 
lung während der Zeit des Berufsschul- 
besuchs, ihre Eignung in körperlicher, 
geistiger, moralischer, beruflicher und fach- 
licher Hinsicht, 

3. die erforderlichen Befähigungszeugnisse. 

Soweit der Geltungsbereich der Rechtsverord- 
nungen nach Nummer 1 bis 3 die Seefischerei 
erfaßt, sind sie im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassen. Soweit die 
Rechtsverordnungen nach Nummer 2 die See- 
funker betreffen, sind sie im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnungen, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfen, Bestimmun- 
gen erlassen über die Besetzung der Kauf- 
fahrteischiffe mit Seefunkern für Zwecke des 
öffentlichen Seefunkdienstes. Artikel 3 Abs. 2 
des Gesetzes über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Internationalen 
Schiffssicherheitsvertrag London 1948 vom 
22. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 603) 
bleibt unberührt. 

(3) Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen kann durch Rechtsverord- 
nungen, die nicht der Zustimmung des Bun- 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

§ 141 a 

Ausnahmen für Fährschiffe, Fördeschiffe 
und Schiffe des Seebäderverkehrs 

Für die Besatzungsmitglieder von Fähr- 
schiffen, Fördeschiffen und Schiffen des See- 
bäderverkehrs gilt § 141 sinngemäß. 

§ 142 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen über Schiffsbesetzung, Ausbildung 
u nd B ef ähi gungs zeug ni sse 

(1) Die Bundesminisiter für Arbeit und für 
Verkehr können, vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten in den Absätzen 2 und 3, durch Rechts- 
verordnungen mit Zustimmung des Bundes- 
rates Bestimmungen erlassen über 

1. unverändert 


2. u n v e r ä n d e r t 


3. unverändert 

Soweit der Geltungbereich der Rechtsverord- 
nungen nach Nummer 1 bis 3 die Seefischerei 
erfaßt, sind sie im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassen. Soweit die 
Rechtsverordnungen nach Nummer 2 die See- 
funker betreffen, sind sie im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen zu erlassen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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desrates bedürfen, Bestimmungen über den 
Erwerb der Befähigungszeugnisse für See- 
funker erlassen. 

§ 143 

Ermächtigung zum Erlaß von weiteren 
Rechtsverordnungen 

(1) Die Bundesminister für Arbeit und für 
Verkehr können durch Rechtsverordnungen 
Bestimmungen erlassen über 

1. das Verfahren vor den Seemannsämtern, 

2. die Einrichtung, die Voraussetzungen der 
Ausstellung, die Ausstellung, die Schlie- 
ßung und die Kosten des Seefahrtbuchs, 

3. das Verfahren bei der Musterung sowie 
die Einrichtung und Ausfertigung der 
Musterrolle und die Kosten der Muste- 
rung, 

4. die Speiserolle, die Menge, Art und La- 
gerung der an Bord mitzuführenden Ver- 
pflegungsvorräte, 

5. die Wohn- und Aufenthaltsräume der 
Besatzungsmitglieder an Bord sowie die 
Krankenräume, Aborte, Wascheinrich- 
tungen und Küchenräume, 

6. die Art und den Umfang der an Bord 
mitzuführenden Arzneimittel und anderen 
Hilfsmittel der Krankenfürsorge sowie 
über die Zahl der Schiffsärzte und des 
Krankenpflegepersonals, 

7. die unter Berücksichtigung des Arbeits- 
schutzes und zur Vermeidung über- 
mäßiger Arbeitsbelastung als ausreichend 
anzusehende Schiffsbesatzung, 

8. die Arbeiten, welche von Frauen an Bord 
nicht, beschränkt oder nur unter Auflagen 
geleistet werden dürfen, 

9. die Beschäftigungsverbote und -beschrän- 
kungen für Jugendliche auf einzelnen 
Arten von Schiffen und bei Arbeiten, die 
mit besonderen Gefahren für Leben, Ge- 
sundheit oder Sittlichkeit verbunden 
sind, 

10. die zur Durchführung des Arbeitsschutzes 
notwendigen Sicherheitsvorschriften, 

11. die Form und Ausgestaltung der Arbeits- 
schutznachweise nach § 103, 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 


§ 143 

Ermächtigung zum Erlaß von weiteren 
Rechtsverordnungen 

(1) Die Bundesminister für Arbeit und für 
Verkehr können mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Rechtsverordnunigen Bestim- 
mungen erlassen über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9.un verändert 


10. unverändert 

11. die Form, Ausgestaltung und Aufbewah- 
rung der Arbeitsschutznachweise nach 
§ 103, 
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12. die Voraussetzungen der Seediensttaug- 
lichkeit, 

13. die Durchführung ärztlicher Untersuchun- 
gen, die Ermächtigung des Arztes (§ 83), 
den Inhalt und die Geltungsdauer der 
ärztlichen Zeugnisse, die Aufbewahrung 
und Einsichtnahme in die ärztlichen Zeug- 
nisse, die Zusammensetzung des Ein- 
spruchsausschusses (§ 85) und dessen Ver- 
fahren sowie die Gebühren und Kosten, 
ihre Tragung und Erstattung, 

14. die Anwendung der Arbeitszeitordnung 
und des Jugendschutzgesetzes auf die Ar- 
beitszeit der im § 7 Abs. 1 genannten Per- 
sonen unter Berücksichtigung der Beson- 
derheiten des Schiffsbetriebs, 

15. ergänzende Vorschriften zum Mutter- 
schutz, insbesondere bezüglich der Lei- 
stungspflicht des Reeders, im Hinblick 
auf die besonderen Verhältnisse an Bord 
von Seeschiffen. 

(2) Soweit der Geltungsbereich der Rechts- 
verordnungen nach Absatz 1 Nr. 4 bis 7, 9> 
10 und 12 die Seefischerei erfaßt, sind sie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu 
erlassen. 

(3) Die Recht sver Ordnungen nach Absatz 1 
Nr. 4 und 5 bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates . 

§ 144 

Auslegen von Gesetzen und 
Rechtsverordnungen 

Ein Abdruck dieses Gesetzes, der nach den 
Vorschriften des § 143 Abs. 1 Nr. 4, 5, 7 
bis 10 und 13 bis 15 erlassenen Rechtsverord- 
nungen sowie des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten müssen an geeigneter Stelle an 
Bord zur Einsicht ausliegen. 

§ 145 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Im § 478 Abs. 2 werden die Worte „§ 60 
Abs. 1 der Seemannsordnung oder des 
§ 553 a des Handelsgesetzbuchs“ ersetzt 
durch die Worte „§ 74 des Seemanns- 
gesetzes“. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

12. un verändert 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


(2) Soweit der Geltungsbereich der Rechts- 
verordnungen nach Absatz 1 Nr. 4 bis 10 
und Nr. 12 die Seefischerei erfaßt, sind sie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu 
erlassen. 

(3) entfällt 

§ 144 

unverändert 


§ 145 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

und des Angestelltenversicherungsgesetzes 

(1) Die Reichsversicherungsordnung wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 
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2. § 480 Abs. 1 erhalt folgende Fassung: 

„(1) Der Anspruch des Seemanns auf 
Krankenhilfe ruht, soweit durch das See- 
mannsgesetz für den Fall der Erkrankung 
oder Verletzung Vorsorge getroffen ist; er 
ruht insbesondere, solange sich der See- 
mann an Bord des Schiffes, auf der Reise 
oder im Ausland befindet, es sei denn, 
daß der Seemann nach § 46 Abs. 1 des 
Seemannsgesetzes die Krankenhilfe des 
Trägers der Krankenversicherung gewählt 
oder der Reeder ihn nach § 46 Abs. 2 des 
Seemannsgesetzes an den Träger der 
Krankenversicherung verwiesen hat.“ 

3. § 487 erhält folgende Fassung: 

487 

(1) Setzt der Reeder die Krankenfür- 
sorge im Falle des § 49 Abs, 1 des See- 
mannsgesetzes fort, so hat ihm die See- 
Krankenkasse die Kosten der fortgesetz- 
ten Krankenfürsorge zu ersetzen. 

(2) Die See-Krankenkasse hat dem 
Reeder die Aufwendungen zu erstatten, 
die ihm nach § 50 Abs. 2 des Seemanns- 
gesetzes entstanden sind. 

(3) Der Reeder kann von der See-Kran- 
kenkasse aus dem Sterbegeld den Ersatz 
der Aufwendungen verlangen, die ihm 
durch die Landbestattung des Seemanns 
(§ 77 des Seemannsgesetzes) entstanden 
sind.“ 

4. § 493 b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit für den Fall der Erkran- 
kung oder Verletzung solcher Seeleute 
durch das Seemannsgesetz Vorsorge ge- 
troffen ist, sind die Vorschriften der 
§§ 480, 482 und 487 entsprechend anzu- 
wenden.“ 

5. Im § 1054 Nr. 2 werden die Worte „Han- 
delsgesetzbuch oder nach der Seemanns- 
ordnung (Reichsgesetzbl. 1902 S. 175)“ 
ersetzt durch das Wort »Seemannsgesetz“. 

6. § 1066 erhält folgende Fassung: 

„§ 1066 

Die Verletzung des § 116 des Seemanns- 
gesetzes gilt nicht als Vergehen im Sinne 
des § 557 Abs. 1.“ 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5, unverändert 

6. unverändert 
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7. § 1066 a erhält folgende Fassung: 

4 1066 a 

Die Vorschriften über die Pflicht des 
Reeders zur Krankenfürsorge nach dem 
Seemannsgesetz bleiben unberührt." 

8. Im § 1096 Nr. 1 werden die Worte „§ 554 
des Handelsgesetzbuchs oder § 64 der 
Seemannsordnung" ersetzt durch die 
Worte „§ 77 Abs. 2 des Seemannsgeset- 
zes". 

9. § 1100 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In solchen Fällen beginnt die Rente 
mit dem Tage des Unterganges des Fahr- 
zeugs oder, wenn es verschollen war, mit 
dem Tage der Beendigung des Heuerver- 
hältnisses (§ 79 des Seemannsgesetzes).“ 

10. § 1219 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Unberührt bleiben die Pflichten 
des Reeders nach den §§ 44 bis 50 des See- 
mannsgesetzes.“ 

11-5 1260 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„ Ist das Schiff als verschollen anzusehen , 
so gilt als Todestag der Tag der Beendi- 
gung des Heuerverhältnisses nach § 79 des 
Seemannsgesetzes . " 

12. Im § 1261 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„§ 93 Abs. 2, 3 und der §§ 95 bis 97 der 
Seemannsordnung" ersetzt durch die 
Worte „§ 116 des Seemannsgesetzes“. 

13. § 1759 wird aufgehoben. 


§ 146 

Änderung von anderen Gesetzen 
und Verordnungen 

(1) Im § 520 Ahs. 2 des Handelsgesetzbuchs 
werden die Worte „und die verhängten 
Disziplinarstrafen“ gestrichen. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

7. unverändert 


8. u n verändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


1 1 . e n t if ä 1 1 1 


12. Im § 1277 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„§ 93 Abs. 2, 3 und .der §§ 95 bis 97 der 
Seemannsordnung" ersetzt durch die 
Worte „§ 116 des Seemannsgesetzes“. 

13. unverändert 

(2) Das Angestelltenversicherungsgesetz 
wird wie folgt geändert: 

Im § 54 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „§93 
Abs. 2 und 3 und der §§ 95 bis 97 der See- 
mannsordnung“ ersetzt durch die Worte 
„§ 116 des Seemannsgesetzes“. 

§ 146 

Änderung von anderen Gesetzen 
und Verordnungen 

(1) unverändert 
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(2) § 545 des Handelsgesetzbuchs erhält 
folgende Fassung: 

4 545 

Hat der Reeder dem Schiffer gekündigt, 
so kann er ihm während der Kündigungsfrist 
die Ausübung seiner Befugnisse untersagen. 
Die Ansprüche aus dem Heuerverhältnis re- 
geln sich nach dem Seemannsjgesetz vom . . . 
(Bundesgesetzbl. . . .).“ 

(3) Die §§ 546 bis 551, 553 bis 554 sowie 
§ 555 Satz 2 und 3 des Handelsgesetzbuchs 
werden aufgehoben. 

(4) § 298 des Strafgesetzbuchs wird auf- 
gehoben. 

(5) Im § 101 Abs. 2 Satz 1 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes werden die Worte „nach 
§481 des Handelsgesetzbuchs zur Schiffsbe- 
satzung gehörende Personen“ ersetzt durch 
die Worte „Kapitäne und Besatzungsmitglie- 
der im Sinne der §§ 2 und 3 des Seemanns- 
gesetzes“. 

(6) Im § 6 Abs. 1 der Gewerbeordnung 
werden die Worte „die Rechtsverhältnisse 
der Schiffsmannschaften auf den Seeschiffen“ 
ersetzt durch die Worte „die Rechtsverhält- 
nisse der Kapitäne und der Besatzungsmit- 
glieder auf den Seeschiffen“. 

(7) § 31 der Gewerbeordnung wird aufge- 
hoben. 

(8) Im § 22 Abs. 4 Satz 1 des Kündigungs- 
schutzgesetzes werden die Worte „der nach 
§ 481 des Handelsgesetzbuchs zur Schiffsbe- 
satzung gehörenden Personen“ ersetzt durch 
die Worte „der Kapitäne und der Besatzungs- 
mitglieder im Sinne der §§ 2 und 3 des See- 
mannsgesetzes“. 

(9) § 2 Buchstabe c der Verordnung über 

die Durchführung der Meldepflicht gemäß 
§ 24 des Kündigungsschutzgesetzes vom 

16. September 1954 ( Bundesanzeiger 1954 
Nr. 181 S. 1) erhält folgende Fassung: 

„c) Kapitänen und Besatzungsmitgliedern 
im Sinne der §§ 2 und 3 des Seemanns- 
gesetzes“ 

(10) $ 1 Abs. 3 der Verordnung über see- 
männische Heuerstellen vom 8. November 
1924 (Reich sgesetzbl. 1 S. 739) in der Fassung 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) entfällt 

(8) unverändert 

(9) entfällt 


(10) entfällt 
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der Verordnung vom 20. September 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 303) erhält folgende Fas- 
sung: 

„(3) Seeleute im Sinne dieser Bestim- 
mung sind die Schiffsleute nach § 6 des 
S eemannsgesetzes . “ 

(11) Nummer 3 der V er Ordnung über den 
Urlaub der Jugendlichen in der Hauswirt- 
schaft , Land - und Forstwirtschaft , See- und 
Binnenschiffahrt und in verwandten Wirt- 
schaftszweigen (] ugendurlaubsver Ordnung) 
vom 13. Juni 1939 ( Reichsgesetzbl . I S. 1029) 
erhält folgende Fassung: 

» 3 . Binnenfischerei , Binnenschiffahrt , Flöße- 
rei und Luftfahrt “ 

(12) § 2 der V erordnung, betreffend Befä- 
higungszeugnisse für Funkoffiziere auf Han- 
delsschiffen vom 8. Oktober 1921 (Reichs- 
gesetzbl. S. 1282) wird aufgehoben. 

(13) § 8 Satz 2 des Gesetzes, betreffend 
die Verpflichtung der Kauffahrteischiffe zur 
Mitnahme heimzuschaffender Seeleute vom 
2. Juni 1902 (Reichsgesetzbl. S. 212) wird auf- 
gehoben. 

(14) § 56 Abs. 3 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Rechtsbeschwerde ist binnen 
zwei Wochen nach Zustellung der Entschei- 
dung bei dem Gericht, dessen Entscheidung 
angefochten wird, mündlich zur Nieder- 
schrift des Urkundsbeamten oder schrift- 
lich einzulegen. Die Beschwerdeanträge und 
deren Begründung sind spätestens binnen 
zwei weiteren Wochen nach Ablauf der 
Frist zur Einlegung der Rechtsbeschwerde 
bei demselben Gericht anzubringen; von 
dem Betroffenen kann dies nur mittels 
einer von einem Verteidiger Unterzeichne- 
ten Schrift oder mündlich zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten geschehen. Vertei- 
diger im Sinne dieser Vorschrift ist, wer 
gemäß § 138 der Strafprozeßordnung im 
Strafverfahren als Verteidiger auftreten 
kann.“ 

(15) § 1 Abs. 1 Satz 2 des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 
9. Dezember 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 179) in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 16. Mai 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 116) und des Bundes- 
gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 


Beischlüsse des 27. Ausschusses 


(11) entfällt 


(12) entfällt 


(13) unverändert 


(14) unverändert 


(15) unverändert 
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21. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. S. 399) erhält 
folgende Fassung: 

„Es erstreckt sich auf öffentliche und private 
Betriebe und Verwaltung aller Art mit Aus- 
nahme der Seeschiffahrt und der Seefische- 
rei.“ 

(16) § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 
9. Dezember 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 179) in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 16. Mai 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 116) und des Bundes- 
gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 
21. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. S. 399) erhalt 
folgende Fassung: 

„3. in der Binnenfischerei, in der Binnen- 
schiffahrt, in der Flößerei, je ausschließ- 
lich der zugehörigen Land- und Boden- 
betriebe,“. 

(17) Soweit in anderen Vorschriften auf 
Bestimmungen oder Bezeichnungen verwiesen 
wird, die durch dieses Gesetz geändert wer- 
den, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Bestimmungen oder Bezeichnungen dieses 
Gesetzes. 

§ 147 

Außerkrafttreten von Gesetzen und 
Verordnungen 

Mit Inkrafttreten des Seemannsgesetzes 
treten außer Kraft: 

1. die Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 
(Reichsgesetzbl. S. 175) mit Abänderun- 
gen vom 23. März 1903 (Reichsgesetzbl. 
S. 57), vom 12. Mai 1904 (Reichsgesetzbl. 
S. 167), vom 16. Dezember 1927 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 340), vom 30. Mai 1929 
(Reichsgesetzbl. II S. 383), vom 24. De- 
zember 1929 (Reichsgesetzbl. II S. 759), 
vom 24. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. II S. 
987, 1207) und vom 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 79), 

2. die Bekanntmachung, betreffend die 
Nichtanwendung von Bestimmungen der 
Seemannsordnung auf kleinere Fahrzeuge 
vom 16. Juli 1903 (Reichsgesetzbl. S. 252), 

3. die Verordnung, betreffend das Strafver- 
fahren vor den Seemannsämtern vom 
13. März 1903 (Reichsgesetzbl. S. 42), 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 


(16) unverändert 


(17) unverändert 


§ 147 

Außerkrafttreten von Gesetzen und 
Verordnungen 

Mit Inkraftreten des Seemannsgesetzes 
treten außer Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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4. die Dienstanweisung, betreffend das Straf- 
verfahren vor den Kaiserlichen Konsulaten 
als Seemannsämter vom 30. Mai 1903 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich 

S. 604), 

5. das Gesetz über die Ermächtigung des 
Reichsarbeitsministers zum Erlaß sozialer 
Schutzvorschriften für die Besatzung von 
Seeschiffen und Hochseefischereifahrzeu- 
gen vom 13. Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 1396), 

6. die Bekanntmachung, betreffend die Drei- 
teilung des Wachdienstes auf Kauffahrtei- 
schiffen vom 16. Juni 1903 (Reichs- 
gesetzbl. S. 251), 

7. die Verordnung über die Speiserolle der 
Kauffahrteischiffe vom 25. September 
1939 (Reichsgesetzbl. II S. 965), 

8. die Verordnung zur Änderung und Er- 
gänzung der Seemannsordnung vom 
23. August 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 532), 

9. die Bekanntmachung , betreffend die Un- 

tersuchung von Schiffsleuten auf Taug- 
lichkeit zum Schiffsdienste vom 1. Juli 
1905 ( Reichsgesetzbl , S. 561) in der 

Fassung der Verordnung vom 8. Mai 1929 
( Reichsgesetzbl . II S. 387), 

10. die Verordnung über die Einführung 
einer Disziplinargerichtsbarkeit für Kapi- 
täne und Offiziere der Handelsmarine 
vom 10. Januar 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 38) in der Fassung der Verordnung vom 
12. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 143), 

11. der Erlaß des Führers über die Ausübung 
des Gnadenrechts in der Disziplinar- 
gerichtsbarkeit für Kapitäne und Offiziere 
der Handelsmarine vom 5. Juli 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 391), 

12. die Disziplinarstrafordnung für Schiffe 
der Handelsmarine vom 1. August 1941 

.(Reichsverkehrsblatt A S. 200), 

13. das bremische Gesetz betreffend Verwen- 
dung von Strafgeldern gemäß § 132 See- 
mannsordnung vom 29. November 1949 
Gesetzblatt S. 232), 

14. das bremische Gesetz betreffend die Ver- 
wendung von nach § 94 der Seemanns- 
ordnung verwirkten Heuern vom 16. 
Oktober 1903 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 95). 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. entfällt 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 
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§ 148 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 

§ 149 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten Monats nach seiner V erkündung in 
Kraft. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

15. die bremische Verordnung, betreffend die 
Ausführung von Bestimmungen der See- 
mannsordnung vom 2. Juni 1902 vom 
22. März 1903 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 15). 

§ 148 

unverändert 


§ 149 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . April 1958, die 
Vorschriften des § 82 Abs. 2, der §§ 83 bis 
85, 94 Abs. 2 und des § 96 Abs. 2 und 4 so- 
wie die Vorschriften des Sechsten Abschnitts, 
soweit sie auf diese Bestimmungen verwei- 
sen, treten mit dem besonderen Gesetz nach 
§ 104, spätestens jedoch am 1. Oktober 1958 
in Kraft. 
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